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Österreichisches
A N W A L T S B L A T T

6 6 . J a h r g a n g ,  M ä r z  2 0 0 4 ,  H e f t  3

D e r  a k t u e l l e  B e i t r a g

Präsident Dr. Gerhard Benn-Ibler

AVO-Trust

Spängler Kapitalanlagegesellschaft
m.b.H.
Die Spängler KAG überprüft die
Rahmenbedingungen, überwacht
die Asset Manager bezüglich der
Investments und Guidelines, misst
die Performance und errechnet die
Kennzahlen.
Die Asset Allocation setzte sich zum
31. 12. 2003 aus 65,78% Anleihen
EUR, 1,10% Anleihen nicht EUR,
9,34% Aktien EUR, 5,05% Aktien
nicht EUR und 18,73% Cash zusam-
men.
Alle neun Rechtsanwaltskammern ha-
ben Kottmann Advisory AG, Zürich,
mit der Kontrolle und Überwachung
beauftragt. Herr Felix Kottmann ist
vertraglich verpflichtet, dieses Bera-
tungsmandat persönlich auszufüh-
ren. Wöchentlich werden die Trans-
aktionen gesichtet und überwacht
und für jeden Assetmanager auf Zu-
lässigkeit, Gebühren, Volumen, Lo-
gik und Zweckmäßigkeit überprüft.
Monatlich erfolgt eine Performance-
überwachung und Beurteilung.
Quartalsweise ist die Performance
und damit die Leistung der Portfolio-
manager zu beurteilen. Jährlich hat
der Controller eine detaillierte Beur-
teilung der Gesamtentwicklung so-
wie der einzelnen Assetmanager
und der aktuellen Organisation samt
Quervergleichen abzuliefern.

Wir haben damit die Veranlagung,
Verwaltung und Kontrolle in profes-
sionelle Hände gelegt.

Schon im Jahr 2002 wurde als Ziel-
setzung des AVO-Trust bis auf weite-
res der Grundsatz der Kapitalerhal-
tung festgelegt. Aufgrund der negati-
ven Entwicklung der Kapitalmärkte
in den Jahren 2001 und 2002
wurde der AVO-Trust auf einen
Absolute-Return ausgerichtet.

Dies mit einer mittelfristigen Zielset-
zung einer Gesamtperformance
von 4% p.a. netto und einer lang-
fristigen Zielsetzung der Gesamt-
performance von 7,5% p.a. netto.
Die Auswirkungen sind die, dass in
Baissen kein Kapitalverlust eintre-
ten darf und in Hausse-Phasen die
Vermögensentwicklung in einem
theoretischen Vergleich zu den
Kapitalmärkten auch zurückbleiben
kann, was die Ertragssicherheit ver-
stärkt.

Ziel der künftigen Beratungen soll
eine Erweiterung der Anlagemög-
lichkeiten und damit eine weiter ver-
besserte Risikostreuung der Veranla-
gung sein. Bestmögliche Veranla-
gung bei möglichst breiter Risiko-
streuung und Kostenminimierung
sind die Voraussetzungen für eine
nachhaltig absichernde Zusatzpen-
sion für alle Rechtsanwälte.

Zum 31. 12. 2003 betrug das Fonds-
gesamtvolumen EUR 87,28 Mio. Im
Geschäftsjahr 2003 wurde ein Er-
gebnis von +2,98% erwirtschaftet.

Zur Erinnerung:

Der AVO-Trust ist ein gemischter
Fonds gemäß § 25 Pensionskassen-
gesetz und repräsentiert das Vermö-
gen der anwaltlichen Zusatzpension
TEIL B.

Die Fonds- oder Portfoliomanager
sind:

Julius Bär Assetmanagement AG,
Zürich;

Lazard Assetmanagement (Europe)
GmbH, Frankfurt/Main und

UBS Global Asset Management,
Zürich.

Diese Asset Manager bewirtschaften
das Vermögen, operieren gemäß
den für alle identischen Vorgaben
und treffen Titel- wie andere Allokati-
onsentscheidungen.

Die Fondsinformationen können Sie
direkt unter www.spaengler.at abru-
fen, bzw finden Sie ein monatlich
aktualisiertes Factsheet über die
Wertentwicklung des AVO-Trust
unter www.rechtsanwaelte.at im In-
ternen Bereich/Versorgungseinrich-
tung.

Depotbank ist die Raiffeisenzentral-
bank Österreich AG und als Kapital-
anlagegesellschaft fungiert die Carl

AnwBl 2004/3 125



AnwBl 2004/3 127

Autoren dieses Heftes:
RA Dr. Manfred Ainedter, Wien

RA Dr. Gerhard Benn-Ibler, Wien

RA Dr. Harald Bisanz, Wien

RA Dr. Ulf Gastgeb, Linz

RA Dr. Wolfgang Heufler, Wien

RA Dr. Hubert F. Kinz, Bregenz

RA Dr. Rainer Knyrim, Wien

RAA Dr. Stefan Lausegger, Wien

RA Mag. Michael Leissner, Wien

RA Dr. Wolfgang Lenneis, Wien

RAA Dr. Arno Likar, Graz

RA Mag. Vera Noss, Wien

Mag. Eva Christin Prader, Wien

RAA Dr. Georg Reitböck, Wien

RA Dr. Ullrich Saurer, Graz

RA Dr. Reinhard Schanda, Wien

RA Univ.-Doz. Dr. Richard Soyer, Wien

RA Prof. Dr. Walter Strigl, Wien

Univ.-Ass. Mag. Franz Philipp Sutter, Wien

RA Dr. Clemens Thiele, Salzburg

RA Dr. Gottfried Waibel, Dornbirn

Der aktuelle Beitrag

AVO-Trust – Dr. Gerhard Benn-Ibler
125

Wichtige Informationen
128

Termine
130

Schon gelesen?
131

Abhandlungen

RAA Dr. Stefan Lausegger, LL.M., RAA Mag. Arno Likar, LL.M.
Die Geldwäschebestimmungen der RAO und das Berufsbild des Rechtsanwaltes

132

RA Dr. Wolfgang Lenneis
Zur Belehrungs- und Warnpflicht des Rechtsanwaltes beim Vollmachtswechsel

140

Anwaltsakademie
147

AVM
149

Amtliche Mitteilungen

RAK Wien
152

Berichte
179

Veranstaltungen
181

Nachrichten
183

Rechtsprechung
185

Literaturbericht
190

Indexzahlen
191

Anzeigen
196

Inhalt

Impressum
Medieninhaber und Verleger: MANZ’sche Verlags- und Universitäts-

buchhandlung GmbH. Sitz der Gesellschaft: A-1014 Wien, Kohlmarkt 16.

Verlagsadresse: A-1015 Wien, Johannesgasse 23 (verlag@manz.at).

Geschäftsführung: Dr. Kristin Hanusch-Linser (Vorsitz), Mag. Lucas

Schneider-Manns-Au – Verlagsleitung: Prokurist Dr. Wolfgang Pichler

Herausgeber: RA Dr. Gerhard Benn-Ibler, Präsident des Österreichischen

Rechtsanwaltskammertages, A-1010 Wien, Tuchlauben 12,

Tel (01) 535 12 75, Fax (01) 535 12 75-13,

e-mail: rechtsanwaelte@oerak.at, Internet: http://www.rechtsanwaelte.at

Hersteller: MANZ CROSSMEDIA, 1051 Wien

Layout: Böckle & Gmeiner, Fußach

Verlags- und Herstellungsort: Wien

Redaktionsbeirat: RA Dr. Gerhard Benn-Ibler, RA Dr. Harald Bisanz,

RA Dr. Georg Fialka, RA Dr. Klaus Hoffmann

Redakteur: Dr. Alexander Christian, Generalsekretär des Österreichischen

Rechtsanwaltskammertages

Redaktion: Generalsekretariat des Österreichischen Rechtsanwalts-

kammertages, A-1010 Wien, Tuchlauben 12, Tel (01) 535 12 75,

Fax (01) 535 12 75-13, e-mail: anwaltsblatt@oerak.at

Anzeigenannahme: Lore Koch, Tel (01) 879 24 25 und

Fax (01) 879 24 26; e-mail: Lore.Koch@aon.at

Grundlegende Richtung: Juristische Fachzeitschrift, im Besonderen

für das Standesrecht der Rechtsanwaltschaft, zugleich Organ des

Österreichischen Rechtsanwaltskammertages und der österreichischen

Rechtsanwaltskammern.

Zitiervorschlag: AnwBl 2004, Seite

Erscheinungsweise: 11 Hefte jährlich (eine Doppelnummer)

Bezugsbedingungen: Der Bezugspreis für die Zeitschrift inkl. Versandspesen

beträgt jährlich EUR 229,–. Das Einzelheft kostet EUR 22,90. Nicht

rechtzeitig vor ihrem Ablauf abbestellte Abonnements gelten für ein weiteres

Jahr erneuert. Abbestellungen sind schriftlich bis spätestens sechs Wochen

vor Jahresende an den Verlag zu senden.

Wird an Rechtsanwälte und Rechtsanwaltsanwärter unentgeltlich

abgegeben.

Nachdruck, auch auszugsweise, ist mit Zustimmung der Redaktion unter

Angabe der Quelle gestattet. Namentlich gezeichnete Beiträge geben

ausschließlich die Meinung der Autoren wieder.



Informationen

128 AnwBl 2004/3

Wichtige

Besuchen Sie unsere Fachbuchhandlung für Recht, Steuer, Wirtschaft!

Der schnelle Weg zum Recht: E-Mail: bestellen@MANZ.at • Tel.: (01) 531 61-100 •Fax: (01) 531 61-455

MANZ’sche Verlags- und Universitätsbuchhandlung GmbH, Kohlmarkt 16, 1014 Wien FN 124 181w • HG Wienwww.manz.at

Hinteregger/Kissich
Atomhaftungsgesetz 1999 

Das vorliegende Werk enthält 
• eine systematische Einführung in das internationa-

le Atomhaftungsrecht einschließlich der neuen
Zusatzprotokolle zum Pariser und Brüsseler Über-
einkommen

• das Atomhaftungsgesetz 1999 idF BGBl I 2003/33
mit ausführlichen Kommentaren und Querver-
weisen auf das internationale Recht

• Übersetzungen des AtomHG 1999 in englischer und
französischer Sprache.

Die Autorinnen
Dr. Monika Hinteregger ist o. Univ.-Prof. am Institut für Zivilrecht, Aus-
ländisches und Internationales Privatrecht der Universität Graz. 
Mag. Dr. Susanne Kissich ist Univ.-Ass. am Institut für Zivilrecht, Aus-
ländisches und Internationales Privatrecht der Universität Graz. 

2004. XXXII, 176 Seiten. Br. EUR 44,– 
ISBN 3-214-12715-2

Berufshaftpflichtversicherung
Die Rechtsanwaltskammern berichten, dass Rechtsanwälte Prob-
leme mit dem Abschluss einer Berufshaftpflichtversicherung ha-
ben.

Der Österreichische Rechtsanwaltskammertag hat daraufhin eine
Vereinbarung mit dem Versicherungsverband getroffen, dass jene
Versicherung, bei der die jeweilige Rechtsanwaltskammer die
Großschadenversicherung eingedeckt hat, sich bereit erklärt, dem
betroffenen Rechtsanwalt ein Angebot für eine gesetzeskonforme
Versicherung zu unterbreiten.

Der betroffene Rechtsanwalt wird ersucht sich im Bedarfsfall an
seine Rechtsanwaltskammer zu wenden.

Geldwäschebekämpfung –
Nicht-Kooperationsstaaten
Nauru und Myanmar
Es wird darauf aufmerksam gemacht, dass die Staaten Myanmar
(BGBl II 2003/562) und Nauru (bereits seit BGBl II 2002/215) in

die Liste der Nicht-Kooperationsstaaten aufgenommen wurden.
Darin sind Staaten aufgelistet, die nicht die nach internationalen
Standards erforderlichen Maßnahmen gegen Geldwäscherei er-
griffen haben. Hingewiesen werden darf auf die Vorsichtsmaßnah-
men, die § 78 Abs 9 BWG im Zusammenhang mit Nicht-Koopera-
tionsstaaten vorschreibt.

Steuerliche Behandlung der
bäuerlichen Hofübergabe
Das BMF teilt im Hinblick auf die den Rechtsanwälten gemäß § 11
Abs 1 GrEStG eingeräumte Befugnis zur Selbstberechnung der
Grunderwerbssteuer mit, dass der Verwaltungsgerichtshof in sei-
nem Erkenntnis vom 4. Dezember 2003, Z 2002/16/0246, aus-
geführt hat, dass bei Übergabeverträgen betreffend land- und forst-
wirtschaftliche Betriebe gegen Wohnungs- und Ausgedingerechte,
obwohl eine Gegenleistung vorhanden und zu ermitteln ist, die
Grunderwerbssteuer gemäß § 4 Abs 2 Z 2 GrEStG nicht nach dem
Wert der Gegenleistung, sondern nach dem Wert des Grundstücks
(Einheitswert) zu ermitteln ist. Das Vorliegen einer gemischten
Schenkung kann somit in diesen Fällen nicht angenommen wer-
den.
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Termine

Inland
12. März Salzburg

Rechtsakademie, Rechtswissenschaftliche Fakultät:
Bankrecht – Univ.-Prof. Dr. Georg Graf

16. März Wien
ÖRAV-Seminar: Verfahren außer Streitsachen – ADir
H. Habersam-Wenghoefer

19. März Salzburg
Rechtsakademie, Rechtswissenschaftliche Fakultät:
Gewerberecht – Univ.-Ass. Dr. Roland Winkler

19. und
20. März

Linz
2. Österreichischer StrafverteidigerInnentag: Straf-
verteidigung – Konflikte und Lösungen

20. bis
27. März

Obergurgl
XXXI. Skilex Kongress 2004

22. März Wien
ÖRAV-Seminar: Grundbuch II – ADir. Anton Jauk

30. März Linz
Verlag Österreich – Akademie: AWG – Mag. Nuß-
baumer, Dr. List, Dr. Hauer, Dr. Schmelz

30. März Wien
Akademie für Recht & Steuern (ARS): Vom WGG
zum WEG – ao.Univ.-Prof. Dr. Andreas Kletečka,
Dr. Rudolf Schweinhammer, Mag. Harald Friedl

31. März Wien
Verlag Österreich – Akademie: Gleichbehandlungs-
gesetz Neu – Dr. Burgstaller

31. März Graz
Grazer Juristische Gesellschaft: Neue Entwicklungen
der Freizügigkeitsrechte der rechtsberatenden Be-
rufe – RA Hon.-Prof. Dr. Karl Hempel

15. April Wien
Verlag Österreich – Akademie: Rechte und Pflichten
des Aufsichtsrats – Dr. Temmel

20. April Linz
Verlag Österreich – Akademie: Multimediarecht –
Dr. Burgstaller

20. April Wien
Verlag Österreich – Akademie: Werbe.Recht.Öster-
reich – Dr. Mayer

21. April Wien
Verlag Österreich – Akademie: Der Handel mit
Treibhausgasen aus österreichischer Perspektive –
Dr. Wiesinger, Dr. Tiefenthaler

21. April Wien
Verlag Österreich – Akademie: Die Asylgesetz-
Novelle 2003 – Dr. Muzak

Ausland

28. April Wien
Verlag Österreich – Akademie: Vergaberecht für
Einsteiger – Mag. Estermann

28. April Graz
Grazer Juristische Gesellschaft: Gegenüberstellung von
Ehe und Lebensgemeinschaft – Ass.-Prof. Dr. Ulrike
Aichhorn

29. April Wien
Verlag Österreich – Akademie: Außerstreitgesetz
Neu – Dr. Langer

6. Mai Wien
Akademie für Recht & Steuern (ARS): Dr. Christoph
Beer, Univ.-Prof. Mag. Dr. Otto Taucher, Grund-
stücksverträge für Praktiker

6. Mai Wien
Verlag Österreich – Akademie: Nachbarrecht –
Dr. Kerschner

11. Mai Wien
Verlag Österreich – Akademie: Der Klient in der
Krise – Dr. Tauscher, DDr. Altenberger

12. Mai Wien
Akademie für Recht & Steuern (ARS): MMag. Franz J.
Heidinger, LL.M., Dr. Wolfgang Punz, Vertrags-
recht – international

12. Mai Graz
Grazer Juristische Gesellschaft: Zur Frage der Laien-
gerichtsbarkeit – Hofrat des OGH Dr. Kurt Kirch-
bacher

2. Juni Graz
Grazer Juristische Gesellschaft: Fragen der Strafpro-
zessreform – LStA Mag. Christian Pilnacek

8. Juni Wien
Akademie für Recht & Steuern (ARS): Dr. Markus Fal-
lenböck, LL.M., IT-Outsourcing und Service Level
Agreements (SLA): Vertragsgestaltung, Haftung,
Servicebestimmungen

10. und
11. Mai

Brüssel
Deutsches Notarinstitut: Symposium: „Internationales
Erbrecht in der EU“ – Perspektiven einer Harmonisie-
rung

18. bis
20. März

Zürich
International Association of Young Lawyers (AIJA):
Banking Secrecy
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Schon gelesen?

§§ 42, 78 GmbHG: Anfechtung eines Generalversammlungsbe-
schlusses durch ehemalige Gesellschafter
1. Die Abtretung eines GmbH-Anteils wird mit Vornahme des
formgerechten Verpflichtungs- und Verfügungsgeschäfts, nicht erst
mit FB-Eintragung wirksam. Letztere ist nur deklarativ.
2. Werden Gesellschafter nach erfolgter Anteilsabtretung (den-
noch) zur Generalversammlung und zur Stimmabgabe zugelassen,
dann sind sie auch anfechtungsbefugt. OGH 20. 5. 2003, 4 Ob
71/03z, GeS 2003, 339 = ecolex 2003/342.

■
§ 84 AktG; § 1295 ABGB: Haftung des Vorstands bei Kursver-
schlechterungen
Eine reine Kursverschlechterung der Aktien aufgrund (behaupteter)
missbräuchlicher Äußerungen des Vorstandsvorsitzenden stellt kei-
nen Eigenschaden des Aktionärs dar, der über die Schädigung der
Gesellschaft hinaus geht und den Aktionär zur Klagsführung gegen
das Vorstandsmitglied berechtigt. OGH 24. 4. 2003, 3 Ob 288/
02b, GeS 2003, 340 = GesRZ 2003, 239.

■
§§ 90, 114, 196 AktG: Anfechtung, Unvereinbarkeit von Organ-
mitgliedschaften, Stimmverbot in der AG
1. Ausreichend für die Erhebung einer Anfechtungsklage nach
§ 196 AktG ist nur die Äußerung der Missbilligung, der Ableh-
nung und des Protests, auch ohne formelle Erklärung des Wider-
spruchs zu Protokoll.
2. Die Unvereinbarkeitsregel des § 90 Abs 1 AktG bezieht sich
nur auf Organmitglieder (Aufsichtsrat und Vorstand) einer Gesell-
schaft, nicht jedoch auf personelle Verflechtungen zwischen den
Organen verschiedener Gesellschaften.
3. Eine Interessenkollision und eine analoge Anwendung des
Stimmverbots des § 114 Abs 5 AktG könnte allenfalls dann auftre-
ten, wenn die zu bestellende Person in einem Konkurrenz-, Abneh-
mer- oder Lieferantenunternehmen Eigentümer-, Inhaber- oder Ge-
schäftsführerstellung hat. OGH 25. 6. 2003, 9 Ob 64/03g,
GeS 2003, 402.

■
§ 63 GmbHG: Tilgung der Einlageschuld
1. Auch Einzahlungen auf die Stammeinlage, die vor Einforderung
oder unter Außerachtlassung der Verfahrensbestimmungen des
§ 64 Abs 1 GmbHG geleistet werden, wirken schuldbefreiend.
2. Die Einlageschuld kann bar oder unbar geleistet werden. Sie
wird auch dann getilgt, wenn eine entsprechende Widmung oder
der Erfüllungswille fehlt, wenn es sich um die einzige Verbindlich-
keit des Gesellschafters handelt.
3. Die Einzahlung kann schuldbefreiend auch auf ein überschul-
detes Bankkonto der Gesellschaft erfolgen, wenn die Geldsumme
zur freien Verfügung der Gesellschaft steht und sie den Kredit (neu-

erlich) in entsprechender Höhe der Einzahlung ausnutzen kann.
OGH 24. 4. 2003, 6 Ob 187/02x, RdW 2003/437 = GesRZ
2003, 289. Siehe hiezu auch OGH 29. 1. 2002, 1 Ob 258/
01z, RdW 2002/349 = ecolex 2002/140.

■
§ 12 zweiter Fall, § 14 Abs 1 Satz 2 zweiter Fall und § 153 Abs 1
StGB: Vorsatzerfordernisse bei Beteiligung an Untreue
Nach gefestigter Judikatur hängt bei der Untreue als unrechtsbezo-
genem Sonderdelikt das deliktspezifische Unrecht der Tat jedes Tä-
ters davon ab, dass der Qualifizierte, also der zur Verfügung über
fremdes Vermögen befugte Träger der daraus resultierenden be-
sonderen Pflichtenstellung, daran – ohne die seinen Machtgeber
schädigende Handlung selbst ausführen zu müssen – vorsätzlich
mitwirkt. Denn das der Untreue (ebenso wie dem Missbrauch der
Amtsgewalt) innewohnende Unrecht enthält auch eine subjektive
Komponente: Missbrauch ist – vom allgemeinen gleich wie vom
spezifischen Vorsatzerfordernis ganz unabhängig – sowohl
sprachlich als auch nach seinem materiellen Gehalt vorsätzlicher
Fehlgebrauch. Die Strafbarkeit eines Bestimmungstäters zur Un-
treue erfordert daher den zumindest bedingt vorsätzlichen Befug-
nismissbrauch durch den Qualifizierten. OGH 25. 4. 2002,
15 Os 16/02 (LG Klagenfurt 21. 7. 2001, 12 Vr 1409/98); JBl
2003, 330.

■
§ 167 StGB:
Mehrere Vermögensangriffe eines Täters, die aus subjektiven
Gründen eine das Erfordernis vollständiger Schadensgutmachung
betreffende Einheit bilden, liegen dann vor, wenn die Vermögens-
angriffe von einem Gesamtvorsatz getragene Einzelakte der schritt-
weisen Verwirklichung eines tatbestandsmäßigen Enderfolgs dar-
stellen oder wenn eine auf einen einheitlichen Willensentschluss
des Täters zurückgehende Faktenmehrheit gegeben ist. Gewerbs-
mäßigkeit ist für sich allein (entgegen der vereinzelt gebliebenen
Entscheidung ÖJZ-LSK 1997/138) nicht tragfähig, um damit ver-
knüpfte Serientaten im Hinblick auf die Voraussetzungen tätiger
Reue auch dem Erfordernis des Gesamtschadenersatzes zu unter-
werfen. OGH 29. 1. 2003, 13 Os 142/02 = ÖJZ LSK 2003/90

■
Regressrecht des Versicherers: Aktuelle Beurteilung der Einschrän-
kung des Regressrechtes bei Familienangehörigen bzw Lebensge-
fährten in der Fahrzeug-Kaskoversicherung: OGH 14. 1. 2004,
7 Ob 289/03f.

■
Diese Ausgabe von „Schon gelesen?“ entstand unter Mitwirkung
von Dr. Manfred Ainedter, Dr. Harald Bisanz und RA Dr. Ullrich
Saurer.
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Abhandlungen

RAA Dr. Stefan Lausegger, LL. M. (LSE), Wien, RAA Mag. Arno Likar, LL. M. (LSE), Graz*)

Die Geldwäschebestimmungen der RAO und das Berufsbild
des Rechtsanwaltes

I. Einleitung

Mit BGBl I 2003/931) hat der österreichische Gesetzgeber die von
der Geldwäsche-RL2) vorgegebenen Änderungen des Berufsrechtes
der österreichischen Rechtsanwälte und Notare umgesetzt.3) Die
Angehörigen der rechtsberatenden Berufe unterliegen nunmehr
einschneidenden Verpflichtungen, deren Erfüllung als Teil des
Kampfes gegen Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung anzuse-
hen ist. Die österreichischen Rechtsanwälte werden daher – quasi
als verlängerter Arm der strafrechtlichen Verfolgungsbehörden – in
Zukunft Funktionen zu erfüllen haben, die mit ihrem Berufsverständ-
nis nur schwer in Einklang zu bringen sind. Identifikations- und
Meldeverpflichtungen werfen die Frage der Vereinbarkeit mit dem
besonderen, grundrechtsgeschützten Verhältnis von Mandant und
RA auf. Dieser Artikel verfolgt zwei Ziele: Einerseits sollen die Än-
derungen der Rechtsanwaltsordnung vor dem Hintergrund der ge-
meinschaftsrechtlichen Bestimmungen und unter Bedachtnahme
auf Art 6 EMRK dargelegt werden. Andererseits soll aber auch –
abseits der Theorie – versucht werden, einen Leitfaden zu geben,
wie vorzugehen ist, wenn im Rahmen eines konkreten Vertretungs-
verhältnisses der Verdacht der Geldwäsche iSd § 165 StGB und/
oder Terrorismusfinanzierung iSd § 278d StGB im Raum steht.
Auch soll kurz die Stellung des an einer Geldwäsche beteiligten
Rechtsanwaltes im Lichte der genannten strafrechtlichen Bestim-
mungen betrachtet4) und auf jene Fragen eingegangen werden,
die sich ergeben, wenn das Honorar des Wahlverteidigers mit
kontaminierten Vermögenswerten beglichen wird.5)

II. Die Geldwäsche-RL

1. Entstehungsgeschichte6)

Die Richtlinie wurde im Wege des Mitentscheidungsverfahrens
nach Art 251 EGV, welches dem Europäischen Parlament die im
Vergleich zu anderen Verfahrensarten weitgehendsten Einfluss-
möglichkeiten sichert, erlassen. Das Spannungsverhältnis zwi-
schen dem privilegierten Verhältnis zwischen Advokat und Man-
dant einerseits und den von der Richtlinie verfolgten Zielen ande-
rerseits war von Anfang an Kernpunkt der Verhandlungen. Dies
wahrscheinlich auch deswegen, weil mit Klaus-Heiner Lehne ein
deutscher Rechtsanwalt zum federführenden Berichterstatter des
EP-Justizausschusses bestellt wurde. Gerade die europäischen An-
waltsverbände traten entschlossen gegen die absehbaren Eingriffe
in die von der Anwaltschaft gewährleisteten Verfahrensgarantien
des Art 6 EMRK auf.7) Das konkrete Gesetzgebungsverfahren war

daher von den Auffassungsunterschieden zwischen Parlament und
Kommission betreffend die Reichweite der Normunterworfenheit
der rechtsberatenden Berufe gekennzeichnet, die erst durch die
Verhandlungen des interinstitutionellen Vermittlungsausschusses
vom 18. 9. 2001 beigelegt werden konnten. Zuvor hatte der Rat in
seinem gemeinsamen Standpunkt vom 30. 11. 20008) die Ände-
rungsvorschläge des Parlaments (erste Lesung, 5. 7. 2000)9) zum
RL-Vorschlag der Kommission vom 14. 7. 199910) nur teilweise ge-
billigt. Nachdem das Parlament in zweiter Lesung im Plenum vom
5. 4. 2001 die meisten Änderungen wiederum ins Spiel gebracht
hatte11) und die Kommission am 13. 6. 200112) alle Änderungen
ablehnte, wurde der bereits erwähnte Vermittlungssausschuss ge-

*) Dr. Stefan Lausegger, LL.M. (LSE) ist Rechtsanwaltsanwärter in der
Kanzlei Kerres & Diwok • Baker & McKenzie in Wien; Mag. Arno Likar,
LL.M. (LSE) ist Rechtsanwaltsanwärter in der Kanzlei Griss & Partner in
Graz und Mediator für Umwelt- und Wirtschaftsangelegenheiten.

1) BG vom 28. 10. 2003 mit dem die Rechtsanwaltsordnung, das Rechts-
anwaltstarifgesetz, das Disziplinarstatut für Rechtsanwälte und Rechts-
anwaltsanwärter, das Bundesgesetz über den freien Dienstleistungsver-
kehr und die Niederlassung von europäischen Rechtsanwälten in Öster-
reich sowie die Notariatsordnung geändert werden, BGBl I 2003/93.

2) Richtlinie 2001/97/EG des Europäischen Parlaments und des Rates
vom 4. 12. 2001 zur Änderung der Richtlinie 91/308/EWG des Rates
vom 10. 6. 1991 zur Verhinderung der Nutzung des Finanzsystems
zum Zwecke der Geldwäsche, ABl 2001 L 344/76 (im Folgenden kurz
Geldwäsche-RL).

3) Betreffend den Banksektor und andere Berufsgruppen vgl jüngst Schop-
per, Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung, RdW
2003, 421; Brandl/Wolfbauer, Die BWG-Novellen des Juni 2003,
ecolex 2003, 624.

4) Vgl hiezu ausführlich E. Köck, Prozessuale Probleme für Verteidiger bei
Geldwäscheverdacht, AnwBl 2002, 18.

5) Siehe Burgstaller, Geldwäsche durch Annahme eines Rechtsanwaltsho-
norars? AnwBl 2001, 574.

6) Zur ersten Geldwäscherichtlinie siehe Lucius, Die Geldwäscherei-Richt-
linie der EG, ÖBA 1991, 820.

7) Vgl Pressemitteilung Nr 31/00 der dBRAK vom 4. 12. 2000, die her-
vorhebt, dass mit der Annahme des Richtlinienentwurfes der Anwalt ver-
pflichtet würde, „als Spitzel gegen seinen Mandanten tätig zu sein“.

8) ABl 2001 C 36/24.
9) ABl 2001 C 121/133, angenommen auf Basis des Berichtes A5–

0175/2000.
10) Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Ra-

tes zur Änderung der Richtlinie 91/308/EWG des Rates vom 10. 6.
1991 zur Verhinderung der Nutzung des Finanzsystems zum Zwecke
der Geldwäsche (KOM (1999) 352 endg), ABl 2000 C 177/14.

11) ABl 2002 C 21/305, angenommen auf Basis des Berichtes A5–
0090/2001.

12) KOM (2001) 330 endg.
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bildet.13) Ausschlaggebend für die schließlich erfolgte Einigung
waren nicht zuletzt die Ereignisse des 11. 9. 2001, die den betei-
ligten Institutionen die Notwendigkeit eines schnellen Handelns in
drastischer Weise vor Augen führten.

2. Wesentlicher Regelungsgehalt

Die ursprüngliche Richtlinie,14) die in Österreich mit Änderungen
des BWG umgesetzt wurde,15) verpflichtete im Wesentlichen nur
„Kreditinstitute“ und „Finanzinstitute“, und war – wiewohl den Mit-
gliedstaaten weitergehende Befugnisse eingeräumt wurden – nur
im Hinblick auf das Waschen von Erträgen aus dem Drogenhan-
del16) zwingend. Nunmehr wurde der Anwendungsbereich der
Richtlinie sowohl hinsichtlich der materiellen Regelungen als auch
des Kreises der Normadressaten erheblich ausgeweitet.

a) Definitionen

Die Definition der „Geldwäsche“ ist in der Richtlinie außerordent-
lich weit gefasst. Laut Art 1 lit c Geldwäsche-RL liegt Geldwäsche
dann vor, wenn in Kenntnis der Tatsache, dass Vermögensgegen-
stände aus einer kriminellen Tätigkeit oder einer Teilnahme an
einer solchen stammen, diese umgetauscht oder transferiert wer-
den, um ihren Ursprung zu verheimlichen oder an der kriminellen
Tat Beteiligte in potenziell verfolgungsvereitelnder Weise zu schüt-
zen, oder ihre wahre Herkunft, Natur, Lage, Verfügung oder Be-
wegung verheimlicht oder verschleiert wird, oder solche Vermö-
gensgegenstände erworben, besessen oder verwendet werden.
Als Geldwäsche gilt auch die Beteiligung an den obgenannten
Handlungen, ein Zusammenschluss zur Ausführung derselben, so-
wie der Versuch, die Beihilfe, die Anstiftung oder die Beratung zur
Ausführung oder Erleichterung ihrer Ausführung.

Allen Tatbegehungsformen gemeinsam ist das Erfordernis des Vor-
satzes, der Kenntnis über die Kontamination der Vermögenswerte
und der Motivation. In uA nach problematischer Weise gibt die
Richtlinie vor, dass das Vorliegen dieser inneren Umstände auch
anhand objektiver Tatumstände geprüft werden kann.17)

Eine Kontamination von Vermögensgegenständen ist allerdings
nur dann gegeben, wenn diese aus einer der in Art 1 lit e Geldwä-
sche-RL genannten „kriminellen Tätigkeiten“ stammen. Etwas um-
ständlich wird diese auslegungsbedürftige Wortfolge durch einen
weiteren definitionsdürftigen Begriff, nämlich jenen der Beteiligung
an der Begehung einer „schweren Straftat“ umschrieben. Als Letz-
tere gilt ein Verbrechen iSd des Art 3 Abs 1 lit a des Wiener Über-
einkommens 1988, jedwede Handlung einer kriminellern Vereini-
gung gemäß der Gemeinsamen Maßnahme 98/377/JI,18) Betrug
in Bezug auf Gemeinschaftsmittel iSd Übereinkommens über den
Schutz der finanziellen Interessen der Europäischen Gemeinschaf-
ten,19) Bestechung sowie Straftaten, die „beträchtliche Erträge her-
vorbringen [. . .] und die nach dem Strafrecht des Mitgliedstaates
mit einer langen Freiheitsstrafe geahndet werden [können]“. Des

Weiteren steht es den Mitgliedstaaten frei, auch andere Straftaten
zu kriminellen Handlungen iSd Richtlinie zu erheben.

b) Persönlicher und sachlicher Anwendungsbereich

Hinsichtlich des persönlichen Anwendungsbereiches ist nunmehr
Folgendes vorgesehen: Neben den bereits in der ursprünglichen RL
91/308/EWG zu verpflichtenden Kredit- und Finanzinstitutio-
nen20) werden nunmehr auch Abschlussprüfer, externe Buchprüfer
und Steuerberater,21) Immobilienmakler,22) Personen, die mit hoch-
wertigen Gütern handeln und solche versteigern,23) sowie Kasinos
in die Pflicht genommen.24) In Bezug auf die hier interessierenden
„Notare und andere selbstständigen Angehörigen von Rechtsberu-
fen“ normiert Art 2a Z 5 Geldwäsche-RL die Auferlegung der Ver-
pflichtungen der Richtlinie nur, „wenn sie für ihren Klienten an der
Planung oder Durchführung von Transaktionen mitwirken, die Fol-
gendes betreffen:

aa) Kauf und Verkauf von Immobilien oder Gewerbebetrieben,

bb) Verwaltung von Geld, Wertpapieren oder sonstigen Vermö-
genswerten ihres Klienten,

cc) Eröffnung oder Verwaltung von Bank-, Spar- oder Wertpapier-
konten,

dd) Beschaffung der zur Gründung, zum Betrieb oder zur Verwal-
tung von Gesellschaften erforderlichen Mittel,

ee) Gründung, Betrieb oder Verwaltung von Treuhandgesellschaf-
ten, Gesellschaften oder ähnlichen Strukturen,

13) Die Schritte des Legislativverfahrens mitsamt bezughabender Doku-
mente finden sich auf PreLex: http://europa.eu.int/prelex/detail_
dossier_real.cfm?CL=de&DosId=147081 (9. 12. 2003).

14) Richtlinie des Rates vom 10. 6. 1991 zur Verhinderung der Nutzung
des Finanzsystems zum Zwecke der Geldwäsche, RL 91/308/EWG,
ABl 1991 L 166/77.

15) Siehe ua Leitner, Die Pflichten des Rechtsanwaltes nach dem Bankwe-
sengesetz, AnwBl 1993, 887.

16) Die RL 91/308/EWG verwies zum Zwecke der Definition der „krimi-
nellen Tätigkeit“ (die der Tathandlung „Geldwäsche“ zugrunde zu lie-
gen hatte) auf Art 3 Abs 1 lit a des Übereinkommens der Vereinten Na-
tionen gegen den illegalen Handel mit Betäubungsmitteln und psycho-
tropen Stoffen, angenommen am 19. 12. 1988 in Wien (sog Wiener
Übereinkommen 1988).

17) Art 1 lit c vorletzter Absatz Geldwäsche-RL.
18) Gemeinsame Maßnahme vom 21. 12. 1998 – vom Rat aufgrund von

Artikel K. 3 des Vertrags über die Europäische Union angenommen –
betreffend die Strafbarkeit der Beteiligung an einer kriminellen Vereini-
gung in den Mitgliedstaaten der Europäischen Union, ABl 1998
L 351/1.

19) Rechtsakt des Rates vom 26. 7. 1995 über die Ausarbeitung des Über-
einkommens über den Schutz der finanziellen Interessen der Europäi-
schen Gemeinschaften, ABl 1995 C 316/48.

20) Wobei eine Anpassung der Verweise auf die eine genaue Definition
enthaltenden Sekundärrechtsakte vorgenommen wurde.

21) Art 2a Z 3 Geldwäsche-RL.
22) Art 2a Z 4 Geldwäsche-RL.
23) Art 2a Z 6 Geldwäsche-RL.
24) Art 2a Z 7 Geldwäsche-RL.
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oder wenn sie im Namen und auf Rechnung ihres Klienten Finanz-
oder Immobilientransaktionen erledigen.“

Wenn Rechtsanwälte nunmehr aufgrund der aufgezählten Tätigkei-
ten in den Anwendungsbereich der Richtlinie fallen, sind ihnen
nach der Richtlinie folgende Verpflichtungen aufzuerlegen: Die
Identifikationsverpflichtung des Mandanten,25) Aufbewahrungsver-
pflichtungen,26) Prüfungs- und Nachforschungsverpflichtungen,27)
Meldeverpflichtungen,28) Innehaltungsverpflichtungen29) und Schu-
lungsverpflichtungen hinsichtlich ihrer Mitarbeiter.30) Die gemein-
schaftsrechtlichen Vorgaben haben im Einzelnen folgenden Inhalt:

c) Identifikationsverpflichtung des Mandanten

Die Voraussetzungen für die Identitätsfeststellung gelten für Rechts-
anwälte mit der unter II.2.b) wiedergegebenen sachlichen Ein-
schränkung in der gleichen Weise wie für andere Berufsgruppen.
Nach der Richtlinie muss die Identität des Kunden in folgenden Fäl-
len festgestellt werden: Bei Anknüpfung von (auf Dauer ausgeleg-
ten) Geschäftsbeziehungen,31) subsidiär dazu bei allen Transaktio-
nen, die ein Volumen von E 15.000,– übersteigen,32) subsidiär
dazu wiederum immer dann, wenn der Verdacht besteht, dass die
Transaktion der Geldwäsche dient.33) Falls der subjektive Zweifel
besteht, ob der Kunde auf eigene Rechnung handelt, sind „ange-
messene Maßnahmen“ zu ergreifen, um Informationen über die
Identität des eigentlichen Auftraggebers einzuholen.34)

d) Prüfungs- und Aufbewahrungsverpflichtungen

Gem Art 4 Geldwäsche-RL ist auf die von der Richtlinie umfassten
Personen und Institutionen die Verpflichtung zu überbinden, Doku-
mente bezüglich der Identitätsfeststellung und solche betreffend die
Transaktion zumindest fünf Jahre nach Beendigung der Geschäfts-
beziehung bzw nach Abschluss der Transaktion aufzubewahren.
Gem Art 5 Geldwäsche-RL ist weiters dafür Sorge zu tragen, dass
dann, wenn die Art einer bestimmten Transaktion es nahe legt,
dass sie mit einer Geldwäsche in Zusammenhang steht, eine be-
sonders sorgfältige Prüfung zu erfolgen hat.

e) Melde- und Zusammenarbeitsverpflichtungen

Eigentlicher Streitpunkt während der Verhandlungen war die
Reichweite der Meldeverpflichtungen, die den RA treffen sollten.
So enthielt der RL-Vorschlag 1999 zwar eine grundsätzliche Aus-
nahmeregelung zu Gunsten der Advokatur. Diese sollten aber
dann jedenfalls zur Meldungslegung verpflichtet werden, wenn
„ein Verdacht [besteht], dass Erkundigungen, die auf die Erleichte-
rung der Geldwäsche gerichtet sind, eingeholt [werden]“.35) Das
Parlament hatte von Anfang an massive Bedenken gegen diese
Gegenausnahme und betrieb deren ersatzlose Streichung.36) Auch
die derzeitige Regelung, die dem Gemeinsamen Standpunkt des
Rates37) entspringt, war dem EP zunächst noch zu weit reichend. In
zweiter Lesung wurde daher moniert, dass dann, wenn die Kennt-
niserlangung im Rahmen der Verteidigung, gerichtlichen Vertre-

tung oder der bloßen Rechtsberatung erfolgte, eine Verpflichtung
der Mitgliedstaaten festgelegt werden sollte, das Vertrauensver-
hältnis zwischen Mandant und Advokat unberührt zu lassen.38)

Der schließlich erzielte Kompromiss ist nunmehr folgender: Grund-
sätzlich treffen den RA die gleichen Meldepflichten wie alle ande-
ren Richtlinienunterworfenen (wenn sich das Vertretungsverhältnis
auf eine in Art 2a Z 5 Geldwäsche-RL enthaltene Transaktion39) be-
zieht), wobei die diesbezügliche Regelung ebenso einfach wie
weit reichend ist: Eine unmittelbare Meldepflicht besteht bereits
dann, wenn Tatsachen zu Tage treten, die ein „Indiz“ für das Vor-
liegen von Geldwäsche sein könnten. Darüber hinaus sind den für
die Bekämpfung der Geldwäsche zuständigen Behörden auf deren
Verlangen alle erforderlichen Auskünfte zu geben.40) Eine zwin-
gende gemeinschaftsrechtliche Gegenausnahme gibt es demge-
genüber nicht. Die Mitgliedstaaten sind lediglich „nicht gehalten“,
die eben erwähnten Verpflichtungen auf RAe ua anzuwenden,
wenn es sich „um Informationen handelt, die diese von einem oder
über einen ihrer Klienten im Rahmen der Beurteilung der Rechts-
lage für diesen erhalten oder erlangen oder die sie im Rahmen
ihrer Tätigkeit als Verteidiger oder Vertreter dieses Klienten in
einem Gerichtsverfahren oder betreffend ein solches, einschließ-
lich einer Beratung über das Betreiben oder Vermeiden eines Ver-
fahrens, vor oder nach einem derartigen Verfahren bzw. während
eines derartigen Verfahrens erhalten oder erlangen.“41) Dies be-
deutet, dass eine Meldung des Mandanten – aus gemeinschafts-
rechtlicher Sicht – lediglich in zwei Fällen nicht angeordnet wird:
Dann, wenn es sich um eine bloße Rechtsberatung handelt (insb
also [noch] keine Transaktion durchgeführt wird) sowie dann,
wenn der RA als Verteidiger oder Vertreter in einem gerichtlichen
Verfahren (einschließlich vorprozessualer Beratung) auftritt.

Von Bedeutung ist, dass Art 8 Abs 2 Geldwäsche-RL es den Mit-
gliedstaaten überlässt, ob sie RAen – so wie allen übrigen Berufs-
gruppen – verbieten, den Mandanten über die erfolgte Meldungs-
legung in Kenntnis zu setzen (sog „tipping-off“).42) Klargestellt

25) Art 3 Geldwäsche-RL.
26) Art 4 Geldwäsche-RL.
27) Art 5 Geldwäsche-RL.
28) Art 6 Geldwäsche-RL.
29) Art 7 Geldwäsche-RL.
30) Art 11 Geldwäsche-RL.
31) Art 3 Abs 1 Geldwäsche-RL.
32) Art 3 Abs 2 Geldwäsche-RL.
33) Art 3 Abs 7 Geldwäsche-RL.
34) Art 3 Abs 8 Geldwäsche-RL.
35) Art 6 Abs 3 idF KOM (1999) 352 endg.
36) Abänderung 26, Erste Lesung, ABl 2001 C 121/133, 139.
37) ABl 2001 C 36/24, 28.
38) ABl 2002 C 21/305, 308.
39) Siehe II.2.b).
40) Art 6 Abs 1 Geldwäsche-RL.
41) Art 6 Abs 3 Geldwäsche-RL.
42) Siehe zu den für die Praxis wichtigen Folgen III.3.
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wurde auch, dass die gutgläubige Meldungslegung keinerlei nach-
teilige Folgen für den Meldungsleger nach sich ziehen darf.43)

f) Innehaltungsverpflichtungen

Grundsätzlich besteht die gemeinschaftsrechtliche Verpflichtung,44)
mit der Ausführung geldwäscheverdächtiger Transaktionen bis zur
Information der zuständigen Behörden (und deren Reaktion) zuzu-
warten, wobei den Behörden insbesondere „unter den in den na-
tionalen Rechtsordnungen festgelegten Bedingungen“ auch die
Möglichkeit zustehen soll, eine „Weisung“, gerichtet auf Unterblei-
ben der Transaktion zu erteilen. Nur dann, wenn ein Aufschub der
Transaktion nicht möglich ist oder dadurch die Verfolgung der an
der Geldwäsche Beteiligten verunmöglicht werden könnte, kann
die Transaktion durchgeführt werden. Diesfalls sind die Behörden
unmittelbar danach in Kenntnis zu setzen.

g) Schulungsverpflichtungen

Die nationalen Umsetzungsmaßnahmen haben die Errichtung un-
ternehmensinterner Kontroll- und Mitteilungsverfahren, sowie eine
Schulungsverpflichtung von Mitarbeitern vorzusehen, die mit den
Bestimmungen der Richtlinie bekannt zu machen sind.
Abschließend normiert die Richtlinie, dass die Mitgliedstaaten die
Folgen von Verstößen gegen die Bestimmungen der Richtlinie zu
definieren haben45) und dass ihnen die Erlassung oder Beibehal-
tung „strengerer“ Vorschriften unbenommen bleibt.46)

III. Die Umsetzung der Richtlinie
in der österreichischen Rechtsanwaltsordnung

Mit der Umsetzung der Geldwäsche-RL im Herbst 200347) sollen
RAe und Notare nach der Intention des österreichischen Gesetzge-
bers ganz allgemein zu besonderer Sorgfalt verpflichtet werden,
um der Durchführung von Geschäften vorzubeugen, die mit Geld-
wäsche zusammenhängen könnten.48) Auf diese Zielsetzung des
Gesetzgebers wird noch genauer eingegangen, um zu dokumen-
tieren, dass ein Unterbleiben von geldwäschegeneigten Geschäf-
ten schon vor Umsetzung der Geldwäsche-RL auf Basis des österrei-
chischen Straf- und Standesrechtes angeordnet wurde.49)
Der österreichische Gesetzgeber hat die Geldwäsche-RL in weiten
Bereichen wörtlich übernommen, so dass im Wesentlichen auf die
vorangegangen Ausführungen verwiesen wird. Die hier interessie-
renden, neu in die RAO aufgenommenen §§ 8a, 8b, 8c und 9a
sowie der geänderte § 9 RAO50) sollen im Folgenden kurz darge-
stellt werden.

1. Prüfungs- und Aufbewahrungsverpflichtungen

Der RA ist gem § 8a RAO verpflichtet, sämtliche „geldwäschege-
neigten“ Geschäfte iSd § 8a Abs 1 Z 1 lit a bis c RAO51) beson-
ders sorgfältig zu prüfen, wenn ihre Art es nahe legt, dass sie mit
Geldwäsche oder Terrorismusfinanzierung zusammenhängen und
geeignete Kontroll- und Mitteilungsverfahren innerhalb seiner

Kanzlei einzuführen, um solche Geschäfte zu erkennen. Ob diese
Prüfpflichten über die Sorgfaltspflichten des RA iSd § 9 RAO hi-
nausgehen, hat der Gesetzgeber klar verneint.52) Unter Kontroll-
und Mitteilungsverfahren kann – mangels weitergehender Ausfüh-
rungen auch in den Materialien – nichts Anderes verstanden wer-
den, als dass der RA seine KonzipientInnen und MitarbeiterInnen
entsprechend zu instruieren und – so die Materialien – allenfalls
Schulungsveranstaltungen abzuhalten hat.53) In der BRD sieht § 14
Abs 2 dGwG dagegen unter anderem vor, dass ein der Geschäfts-
leitung unmittelbar nachgeordneter Geldwäschebeauftragter be-
stimmt werden muss, der Ansprechpartner für die Strafverfolgungs-
behörden und das Bundeskriminalamt ist, und dass interne Grund-
sätze sowie angemessene geschäfts- und kundenbezogene Siche-
rungssysteme zu entwickeln sind. Die deutsche Bundesrechtsan-
waltskammer hat jedoch sinnvoller Weise berufliche Einheiten mit
nicht mehr als 10 Berufsangehörigen auf jeden Fall von der Errich-
tung interner Sicherungsmaßnahmen befreit, da bei Einheiten bis
zu dieser Größe die Gefahr eines Verlustes geldwäscherelevanter
Informationen nicht bestehe.54)

Die Dokumente betreffend die Identifikation des Mandanten und
die Durchführung der Transaktion sind für zumindest 5 Jahre ab
Beendigung des Auftragsverhältnisses aufzubewahren.

2. Identifikationsverpflichtungen des Mandanten

Gem § 8b RAO ist die Identität der eigenen Partei nur bei Über-
schreiten einer gewissen „Erheblichkeitsschwelle“ festzustellen,
nämlich bei

– Anknüpfung eines auf Dauer angelegten Vertretungsverhältnis-
ses; oder

43) Art 9 Geldwäsche-RL.
44) Nur um Missverständnissen vorzubeugen, sei angemerkt, dass der

Geldwäsche-RL eine unmittelbare Geltung nicht zukommen kann, da
durchwegs Pflichten (und nicht Rechte) des Einzelnen normiert werden.
Auch im Falle einer fehlerhaften Umsetzung – die im Übrigen uE nicht
vorliegt – ist daher der für den Normunterworfenen maßgebliche Rege-
lungsgehalt in der RAO, nicht aber in der Geldwäsche-RL zu finden; vgl
Schwarze (Hrsg), EU-Kommentar (2000) Rz 29ff zu Art 249 EGV.

45) Art 14 Geldwäsche-RL in der Fassung RL 91/308/EWG.
46) Art 15 Geldwäsche-RL in der Fassung RL 91/308/EWG.
47) Lediglich der Vollständigkeit halber sei angemerkt, dass die Umset-

zungsfrist bereits mit 15. 6. 2003 abgelaufen ist.
48) Vgl Erwägungsgrund 16 Geldwäsche-RL sowie EB RV 174 BlgNR

22. GP.
49) Siehe IV.
50) Diese Bestimmungen sind bereits seit 29. 10. 2003 wirksam; lediglich

die hier nicht weiter interessierenden §§ 49, 50, 52 und 53 RAO sind
erst mit 1. 1. 2004 in Kraft getreten.

51) Diese Bestimmung übernimmt Art 2a Z 5 Geldwäsche-RL.
52) EB RV 174 BlgNR 22. GP zu § 8a RAO.
53) Ibid.
54) Vgl Brexl, Erleichterungen für Anwälte bei der Geldwäschebekämp-

fung – Anordnung der Bundesrechtsanwaltskammer, dAnwBl 11/
2003, 638.
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– allen sonstigen Geschäfte, bei denen die Auftragssumme min-
destens EUR 15.000,– beträgt (nach den AHR zB Bausachen-
Großprojekte, Bergrechtssachen, Forstrechtssachen für Großwald-
besitz, Gewerbesachen ab mittleren Betrieben, gewerblicher
Rechtsschutz, Firmenbuchsachen, die nicht Einzelfirmen betreffen,
Jagdrechtssachen, Umweltschutzsachen, Urheber- und Verlags-
rechtssachen); oder

– wenn der begründete Verdacht besteht, dass das Geschäft der
Geldwäsche oder der Terrorismusfinanzierung dient.

Aus der Formulierung dieser Bestimmung und aus den Materia-
lien55) ergibt sich eindeutig, dass eine Identifikationsverpflichtung
nur unter den kumulativen Voraussetzungen des Vorliegens eines
geldwäschegeneigten Geschäftes nach § 8a Abs 1 Z 1 und 2
RAO und eines der oben angeführten Tatbestände besteht. Liegt
somit kein geldwäschegeneigtes Geschäft vor ist nicht einmal bei
begründetem Verdacht eine Identifikationsnotwendigkeit gegeben.
Andererseits hat der RA bei geldwäschegeneigten Geschäften, die
entweder auf Dauer angelegt sind oder deren Auftragssumme
EUR 15.000,– übersteigt auch dann eine Identifikation vorzuneh-
men, wenn kein begründeter Verdacht auf Geldwäsche oder Ter-
rorismusfinanzierung besteht. Als „große Unbekannte“ bleibt aber,
was unter begründetem Verdacht zu verstehen ist. Wir gehen da-
von aus, dass grob fahrlässiges Nichterkennen eines beabsichtig-
ten Missbrauchs des RA durch diesen selbst bereits einen diszipli-
nären Verstoß darstellt.56)

Der Pflicht zur Identifizierung ist Genüge getan, wenn eine Kopie
eines amtlichen Lichtbildausweises zu den Akten genommen wird.
Im Falle von juristischen Personen bezieht sich die Identifikations-
pflicht sowohl auf die Vertretungsmacht des Organs, als auch des-
sen Identität.57) Gem § 8b Abs 3 RAO kann die Feststellung der
Identität der Partei unterbleiben, wenn die Partei ein Kredit- oder Fi-
nanzinstitut ist. Kommt die Partei dem Auskunftsverlangen des RA
nicht nach, so liegt automatisch der Verdacht nahe, dass das von
der Partei in Auftrag gegebene Geschäft der Geldwäsche dienen
soll. Der RA hat daher in einem solchen Fall bereits zu diesem frü-
hen Zeitpunkt die Geldwäschemeldestelle im Bundeskriminalamt
vom Vorfall zu verständigen und die Vertretung abzulehnen.58)
Diese Bestimmung ist aus rechtsstaatlicher Sicht äußerst bedenk-
lich, da der RA offenbar auch dann zur Meldung verpflichtet ist
(und seinen potenziellen Mandanten damit der Gefahr der straf-
rechtlichen Verfolgung aussetzt), wenn keine weiteren Anzeichen
für ein „geldwäschegeneigtes“ Geschäft vorliegen. Dass dadurch
das Vertrauen der Allgemeinheit in die RAe erschüttert wird, muss
nicht eigens betont werden. Die Folge ist, dass sich zukünftig jeder
Bürger genau überlegen wird, ob er die Dienste eines RA in An-
spruch nimmt, da er allenfalls riskiert, ins Visier der Strafjustiz zu
geraten. Die damit verbundene Beschneidung der Bürgerrechte
wurde vom Deutschen Anwaltsverein (zutreffend) drastisch wie
folgt formuliert: „Der Anwalt als Spitzel der Obrigkeit gehört zum

Instrumentarium Polizeistaat und Totalitarismus und ist einer Euro-
päischen Union unwürdig, die gerade dabei ist, ihr Bekenntnis zu
einer rechtsstaatlich verfassten Gemeinschaft zu dokumentie-
ren“.59)

3. Melde- und Zusammenarbeitsverpflichtungen

§ 8c RAO regelt schließlich die Melde- und Zusammenarbeitsver-
pflichtungen. Bei „geldwäschegeneigten“ Geschäften hat der RA
bei begründetem Verdacht unverzüglich das BKA in Kenntnis zu
setzen (sog Verdachtsmeldung)60). Einen konkreten Katalog, wann
ein entsprechend begründeter Verdacht vorliegt, liefert der Gesetz-
geber nicht. Festzuhalten ist, dass ein weiterer Blick in die parla-
mentarischen Materialien klar stellt, dass eine Verdachtsmeldung
lediglich dann zu erstatten ist, wenn ein geldwäschegeneigtes Ge-
schäft vorliegt. Der begründete Verdacht in Bezug auf andere Ge-
schäfte reicht definitiv nicht aus.61)

Es wird sodann ex ante aus der Sicht eines sorgfältigen RA zu
beurteilen sein, ob tatsächlich ein begründeter Verdacht (ein Be-
griff, den die Materialien des Gesetzgebers bewusst nicht defi-
nieren62)) besteht, dass das Geschäft der Geldwäsche oder der
Terrorismusfinanzierung dient. Um das besondere Vertrauensver-
hältnis zwischen RA und Mandant nicht zu beeinträchtigen, wird
die Verdachtsmeldung hinsichtlich solcher Tatsachen ausgenom-
men, die der RA von einer oder über eine Partei im Rahmen der
Rechtsberatung63) oder im Zusammenhang mit ihrer Vertretung
vor einem Gericht oder einer diesem vorgeschalteten Behörde
oder Staatsanwaltschaft erhalten hat. Von der Verdachtsmeldung
darf der RA die Partei in Kenntnis setzen, wenn dies notwendig
ist, um sie von der Vornahme verbotener Handlungen und Unter-
lassungen abzuhalten, die mit Geldwäsche zusammenhängen
könnten. UE wird der RA seine Partei aus seinen standesrechtli-
chen Verpflichtungen und insb in Hinblick auf § 9 RAO unter den
gegebenen gesetzlichen Rahmenbedingungen jedenfalls über

55) EB RV 174 BlgNR 22. GP zu § 8b RAO.
56) Siehe auch IV.
57) EB RV 174 BlgNR 22. GP zu § 8b RAO.
58) Ibid.
59) Siehe FN 7.
60) Es wird empfohlen, die Verdachtsmeldung an den BMI, Ref. 3.4.2 –

Meldestelle für Geldwäscheangelegenheiten, zu faxen (01) 24836–
85290), wobei der Sachverhalt in seinen wesentlichen Zügen zu be-
schreiben, das Verdachtsmoment zu konkretisieren und die Identität des
Mandanten bekannt zu geben ist. Bei Unklarheiten kann zwischen
08.00 und 18.00 Uhr ein Mitarbeiter des BKA unter der Tel-Nr (01)
24836–85298 erreicht werden, außerhalb dieser Zeiten erfolgt eine
Umleitung zum sog spoc (single point of contact). Über die Möglichkeit,
die Verdachtsmeldung – zeitgemäß – per e-mail erstatten zu können,
wird noch diskutiert.

61) EB RV 174 BlgNR 22. GP zu § 8c RAO.
62) Ibid.
63) Außer diese dient offensichtlich dem Zweck der Geldwäsche oder der

Terrorismusfinanzierung (§ 8c Abs 1 RAO).



AnwBl 2004/3 137

Abhandlungen

eine Meldung zu informieren haben, da die Partei allenfalls noch
vom Versuch der Geldwäsche zurücktreten und sich damit in
einem allfälligen Strafverfahren den Strafaufhebungsgrund des
§ 16 StGB sichern kann. Wir gehen davon aus, dass ein Rücktritt
vom Versuch jedenfalls bis zur Kenntnisnahme des Innenministers
(BKA) möglich ist und eine Information über die Meldung dem
Rücktritt nicht die geforderte Freiwilligkeit nimmt. Vor allem in
Hinblick auf § 165a StGB, der im Falle der „tätigen Reue“64) die
Strafbarkeit aufhebt, ist eine Mitteilung des RA an den Innen-
minister jedenfalls dem Mandanten zur Kenntnis zu bringen,
damit dieser allenfalls in den Genuss dieser Bestimmungen kom-
men kann.65)

4. Innehaltungsverpflichtungen

Gem § 8c Abs 2 RAO hat der RA die Durchführung des Geschäfts
in jenen Fällen, in denen die oben dargelegten Voraussetzungen
vorliegen, zu unterlassen und eine Meldung an den Innenminister
(BKA) zu erstatten. Äußert sich das BKA nicht bis zum Ende des fol-
genden Werktages, darf der RA dennoch tätig werden. Die unver-
zügliche Durchführung des Geschäftes ist ausnahmsweise immer
dann zulässig, wenn Gefahr in Verzug ist (zB weil das Geschäft
keinen Aufschub duldet und bei jeder Verzögerung mit großen fi-
nanziellen Verlusten zu rechnen wäre) oder ein Verzicht die Ermitt-
lung des Sachverhalts oder die Sicherstellung der Vermögenswerte
erschweren oder verhindern würde (zB weil bei jedem Innehalten
mit einem sofortigen Rückzug bzw Verschwinden des Geldwä-
schers zu rechnen wäre).66) Das BKA hat das Durchführungsverbot
aufzuheben, sobald die Voraussetzungen für die Erlassung wegge-
fallen sind oder die StA erklärt, dass die Voraussetzungen für die
Erlassung einer einstweiligen Verfügung nach § 144a StPO nicht
bestehen. Im Übrigen tritt es jedenfalls sechs Monate nach ihrer Er-
lassung oder mit Rechtskraft einer Entscheidung nach § 144a
StPO außer Kraft.

Gegen das Durchführungsverbot (Ausübung unmittelbarer verwal-
tungsbehördlicher Befehls- und Zwangsgewalt) hat die Partei oder
ein sonst Betroffener die Möglichkeit, eine Maßnahmenbe-
schwerde gem § 67c AVG wegen Verletzung ihrer Rechte an den
UVS zu erheben. Damit ist sichergestellt, dass auch allen anderen
Personen, die durch den Verwaltungsakt in ihren rechtlichen Inte-
ressen betroffen sind, Parteistellung zukommt. Gegen die Entschei-
dung des UVS ist schließlich noch die Verwaltungs-/Verfassungs-
gerichtshofbeschwerde möglich.

Ordnet das BKA nach Vertragsschluss an, dass die Durchführung
des Geschäfts zu unterbleiben hat, wird das ursprünglich mögliche
Rechtsgeschäft durch behördliche Anordnung nachträglich uner-
laubt und unmöglich. Da die Unerlaubtheit nicht vom Schuldner zu
vertreten ist, ist dieser Fall unter § 880 ABGB zu subsumieren.67)
Der Vertrag ist folglich so zu beurteilen, als wäre er nicht geschlos-
sen worden.68)

Der ebenfalls neu eingefügte Abs 5 des § 9 RAO stellt schließlich
klar, dass eine Meldung oder Auskunft des RA keine Verletzung
der Verschwiegenheitspflicht sowie sonstiger gesetzlicher oder ver-
traglicher Geheimhaltungspflichten darstellt und auch darüber hi-
naus keine nachteiligen Folgen für den RA nach sich zieht.

5. Anwaltliche Anderkonten

Nach § 9a RAO soll der RA die Identität sämtlicher Personen, de-
ren Gelder auf einem seiner Anderkonten eingehen bzw erliegen,
feststellen. Diese Verpflichtung ist in diesem Ausmaß weder prakti-
kabel noch zielführend. Streng genommen würden sowohl jegliche
Überweisungen von Pauschalgebühren (Gebühreneinzugskonto)
und Geldforderungen aus siegreichen Prozessen als auch Gelder
aus Geschäften, die gar nicht in den Anwendungsbereich der
Richtlinie fallen, erfasst. Die Bestimmung ist daher restriktiv auszu-
legen. UE wird in praxi lediglich dann die Identität zwingend fest-
zustellen sein, wenn die Voraussetzungen des § 8b RAO vor-
liegen, während in der großen Masse der Ein- und Ausgänge eine
Identitätsfeststellung schon aus Praktikabilitätserwägungen unter-
bleiben wird. Aus den EB ergibt sich, dass § 9a RAO § 40 Abs 2
BWG derogiert, so dass die Identifizierungsunterlagen (des Man-
danten) auf Anfrage des Kreditinstitutes vom RA direkt dem Innen-
minister (BKA)69) zu übermitteln sind. Dies nicht zuletzt deswegen,
weil der zusätzliche Verwaltungsaufwand enorm und die Informa-
tionsflut kaum handhabbar wäre (eine zweifache Aufbewahrung
von Ausweiskopien beim RA und beim Kreditinstitut erscheint im
Übrigen entbehrlich, ein mit Verlustrisiko behaftetes Übersenden
der Unterlagen zuerst an die Bank und dann von dieser an den In-
nenminister (BKA) nicht sehr sinnvoll). 70)

IV. Würdigung und Anmerkungen

Die Mitwirkung an geldwäschegeneigten Geschäften war bereits
vor der Umsetzung der Richtlinie sowohl straf- als auch standes-
rechtlich sanktioniert.

Geldwäsche iSd 165 StGB71) ist nach dem Gesetz in zwei Konstel-
lation denkbar: Nach § 165 Abs 1 leg cit ist das Verbergen oder
die Herkunftsverschleierung von „kontaminierten“ Vermögenswer-

64) Vgl Lewisch, Geldwäscher, Geldhäscher und reuige Täter, RdW 1994,
3.

65) In diesem Sinne auch Abänderung 24, Zweite Lesung, ABl 2002
C 21/305, 308, die von einer allfälligen gesetzlichen berufsrechtli-
chen Verpflichtung, den Klienten über die erfolgte Meldung zu informie-
ren, ausgeht.

66) EB RV 174 BlgNR 22. GP zu § 8c RAO.
67) Rummel in Rummel, ABGB3, § 878 Rz 2 und § 880 Rz 1.
68) Vgl EB RV 174 BlgNR 22. GP zu § 8c RAO.
69) So ausdrücklich die EB RV 174 BlgNR 22. GP zu § 9a RAO.
70) Vgl EB RV 174 BlgNR 22. GP zu § 9a RAO.
71) Vgl Kienapfel, Die Geldwäscherei, ÖJZ 1993, 80.
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ten72) bereits bei dolus eventualis strafbar. Hingegen inkriminiert
Abs 2 leg cit das bloße Ansichbringen, Verwahren, Verwalten,
Umwandeln, Verwerten oder Übertragen entsprechend kontami-
nierter Vermögenswerte erst bei Wissentlichkeit, wobei in diesem
Falle weder das Verbergen noch die Verschleierung der Herkunft
als Tatbestandsmerkmal gefordert wird. Die Unterscheidung73)
kann an folgendem – für den RA relevanten – Beispiel erläutert
werden: Führt der RA die treuhändische Abwicklung eines Liegen-
schaftskaufes durch, und wird dabei die Herkunft des Kaufpreises
verschleiert, ist bereits bei bedingtem Vorsatz des RA Strafbarkeit
nach § 165 Abs 1 StGB gegeben. Denkbar ist hier, dass Gelder
des Mandanten als Vermögensbestandteile eines Dritten ausgege-
ben werden, dass – umgekehrt – ein Dritter als Zahler fungiert und
dessen Identität vom RA nicht nach außen offen gelegt wird oder
dass mittels der aufgezählten Tathandlungen eine Verschleierung
der Herkunft in anderer Weise erreicht wird.74) Kommen demge-
genüber (kontaminierte) Gelder vom Mandanten (und wird die
Herkunft auch durch andere Art und Weise nicht verschleiert), so
ist der RA als Täter des § 165 Abs 2 StGB lediglich dann zu best-
rafen, wenn er um die Vortaten des Mandanten (oder seiner Vor-
männer)75) weiß. Schon nach bisheriger Rechtslage hätte sich da-
her ein RA auch durch die Annahme eines Honorars wegen Geld-
wäsche strafbar gemacht, wenn er gewusst hätte, dass die entge-
gengenommenen Vermögensbestandteile kontaminiert sind oder
einem der in § 278d Abs 1 Z 1 bis 8 StGB angeführten Zwecken
dienen.76)

Schon auf Basis des materiellen Strafrechtes war und ist bei den
klassischen Geldwäschedelikten bedingter Vorsatz seitens des RA
für dessen Strafbarkeit ausreichend.

Dass die Verwirklichung strafrechtlicher Tatbestände disziplinar-
rechtlich zu ahnden ist, bedarf keiner weiteren Ausführungen. Die
standesrechtlichen Vorschriften gehen allerdings noch ungleich
weiter: Bereits nach § 2 RL-BA ist es dem RA untersagt, einen Auf-
trag anzunehmen, dessen Ausführung die Ehre und das Ansehen
seines Standes beeinträchtigt. Nach § 9 RAO hat der RA des Wei-
teren die ihm anvertrauten Vertretungen dem Gesetz gemäß durch-
zuführen. Diese Bestimmungen machen deutlich, dass die „Mitwir-
kung an bedenklichen Geschäften“ bereits bisher disziplinär
war.77)

Vor diesem Hintergrund ist klar, dass die Mitwirkung des RA an
Geldwäschedelikten seit jeher umfassend sanktioniert war und die
Verhinderung von Geldwäschedelikten schon aufgrund dieser Ver-
antwortlichkeiten erreicht wurde. Die Umsetzung der Richtlinie im
Hinblick auf diesen Zweck war daher uE lediglich deklarativer Na-
tur. Jene Sorgfaltspflichten, die die Richtlinie und daran anknüp-
fend § 8a Abs 1 RAO normieren, mussten auch in der Vergangen-
heit von den RAen beachtet werden.

Die nunmehrige Rechtslage überbindet dem RA aber Identifikati-
ons- und Meldeverpflichtungen, die nur sekundär auf die Verhinde-

rung von Geldwäsche, primär aber auf die Strafverfolgung poten-
zieller Täter gerichtet sind. Damit wird die „vornehmste Berufs-
pflicht“78) der Standesmitglieder, nämlich die Treue zur Partei, un-
tergraben. Auch ist der RA ja schuldig, das ihm anvertraute Ge-
schäft, solange der Auftrag besteht, zu besorgen, und ist für die
Nichtvollziehung verantwortlich.79) Die oben dargelegten Ver-
pflichtungen stehen aber nicht nur mit den von der Standesvertre-
tung erlassenen Berufsregeln in Konflikt,80) sondern sind auch im
Lichte des Art 6 MRK äußerst bedenklich. Das Gesetz hat daher in
§ 8c Abs 1 zweiter Satz eine Ausnahme von der Meldepflicht für
gerichtliche Verfahren und reine Rechtsberatungen aufgenommen,
die lediglich dann nicht greift, wenn eine Rechtsberatung „offen-
kundig“ zum Zwecke der Geldwäsche in Anspruch genommen
wird. Als gerichtliche Verfahren gelten iSd Materialien sowohl
straf-, als auch zivil- und verwaltungsrechtliche Verfahren. Diese
Ausnahme ist offensichtlich weit zu interpretieren.81)

Für die Praxis von Bedeutung ist schließlich, welche Sanktionen bei
einem Verstoß gegen die (neu) normierten Pflichten vorgesehen
sind. Für die Einhaltung der RAO und der RL-BA ist gem § 20 DSt
der Disziplinarrat der jeweiligen Rechtsanwaltskammer zuständig,
welcher auf Antrag des Kammeranwaltes einschreitet und sodann
das Verfahren von Amts wegen führt. Meist steht am Beginn die Be-

72) Also solche, die aus den Delikten der §§ 223, 224, 225, 229, 230,
269, 278, 278d, 288, 289, 293, 295 oder 304 bis 308 StGB oder
einem in die Zuständigkeit der Gerichte fallenden Finanzvergehen des
Schmuggels oder der Hinterziehung von Eingangs- oder Ausgangsab-
gaben eines anderen herrühren.

73) So im Ansatz wohl auch Burgstaller, Die neuen Geldwäschereidelikte,
ÖBA 1995, 173 (176), der aus dem Gesetz allerdings keine für die
Praxis greifbare Unterscheidung anbietet.

74) Unterschiede können sich lediglich hinsichtlich der Strafbarkeit des
Mandanten ergeben.

75) Vgl Fabrizy, StGB8 (2002) Rz 2 zu § 165 StGB.
76) Burgstaller (FN 5) 583. Die auf Basis der von ihm zitierten Entschei-

dung des dBGH vom 4. 7. 2001 (2 StR 513/00) richtige Einschätzung
Burgstallers, wonach kein Recht auf Wahlverteidigung aus kontaminier-
ten Mitteln besteht, teilen wir nicht. Der Geldwäscher hat ja erst dann
Anspruch auf unentgeltliche Verteidigung nach 41 Abs 2 StPO, wenn
er entweder ein falsches Vermögensverzeichnis ablegt oder aber die
Herkunft seiner Mittel preisgibt, was einer ebenfalls von Art 6 EMRK in-
kriminierten Selbstbeschuldigung gleichzuhalten ist. UE nicht lösbar ist
der Konflikt, der in diesem Sinne dann entsteht, wenn der Beschuldigte
ausschließlich über kontaminierte Vermögenswerte verfügt und ihm ein
von ihm selbst zu bezahlender Amtsverteidiger nach § 41 Abs 3 StPO
beigegeben wird.

77) So zB OBDK vom 12. 11. 1990 = AnwBl 1991, 313 (Die Mitwirkung
am Drängen auf die Übergabe des Faustpfandes und Ausstellung eines
Wechselzahlungsauftrages vor Zuzählung des zugrunde liegenden
Darlehensbetrages durch den Mandanten ist disziplinär).

78) § 10 RL-BA 1977 idFv 2. 10. 2002.
79) § 11 RL-BA 1977 idFv 2. 10. 2002.
80) Wiewohl § 9 Abs 4 RAO idFv BGBl I 2003/93 vorsieht, dass dem RA

aus einer gutgläubigen Mitteilung an den BMI keine nachteiligen
Rechtsfolgen treffen.

81) EB RV 174 BlgNR 22. GP zu § 8c RAO.
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stellung eines Untersuchungskommissärs (Mitglied des Disziplinar-
rats), welcher nach Abschluss seiner Tätigkeit dem Senat einen Be-
richt über das Ergebnis der Erhebungen und einen Entwurf für den
zu fassenden Beschluss vorzulegen hat. Daraufhin wird eine (nicht
öffentliche) mündliche Verhandlung anberaumt (Einleitungsbe-
schluss) oder beschlossen, dass kein Grund zur Disziplinarbehand-
lung vorliegt (Einstellungsbeschluss). Die möglichen Strafen reichen
gem § 16 DSt von einem einfachen schriftlichen Verweis über eine
Geldbuße (bis zu EUR 45.000,–) bis zur Streichung des RA aus
der Liste der RAe. Erkenntnisse des Disziplinarrats können bekann-
ter Weise mit Berufung an die Oberste Berufungs- und Disziplinar-
kommission (Wien) bekämpft, und schließlich vor dem VfGH ange-
fochten werden. Wir gehen davon aus, dass mit diesem standes-
rechtlichen Sanktionsmechanismus den Erfordernissen des Art 14
Geldwäsche-RL entsprochen wird. Dies nicht zuletzt deswegen, da
die Mitgliedstaaten gem Art 6 Abs 3 Geldwäsche-RL den Selbstver-
waltungseinrichtungen auch der RAe die Möglichkeit einräumen
können, hinsichtlich Verdachtsmeldungen als Schnittstelle zwi-
schen Parteienvertreter und staatlichen Verfolgungsbehörden zu
agieren.82)

V. Conclusio

Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass sich für den RA
in der Praxis viel geändert hat, wobei eine Verpflichtung zur Iden-
tifikation des Mandanten (und die allenfalls daran anknüpfenden
Melde- und Innehaltungsverpflichtungen) allerdings nur bei geld-
wäschegeneigten Geschäften gegeben sind; dies dann, wenn die
Erheblichkeitsschwelle überschritten wurde (entweder auf Dauer
angelegtes Geschäft oder Überschreitung von EUR 15.000,–) oder
bei begründetem Verdacht. Die Melde- und Innehaltungsverpflich-
tung ist sodann auf geldwäschegeneigte Geschäfte mit begründe-
tem Verdacht seitens des RA beschränkt. Jedenfalls ausgenommen
sind gerichtliche Verfahren, sodass anwaltliche Tätigkeiten zumin-
dest in ihrem Kernbereich noch in vollem Vertrauen zwischen Man-
dant und Parteienvertreter durchgeführt werden können.

82) Diese Möglichkeit wurde seitens des österreichischen Gesetzgebers
nicht wahrgenommen. UE ist dies zu begrüßen, da einerseits nur eine
weitere Stelle mit der Abwicklung betraut worden wäre, sich an der
grundsätzlichen, von der Richtlinie vorgegebenen Problematik aber
nichts geändert hätte.
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RA Dr. Wolfgang Lenneis, Wien

Zur Belehrungs- und Warnpflicht des Rechtsanwaltes
beim Vollmachtswechsel

I.

Problemstellung:

Es geht um Problemstellungen wie diese:

In einer causa werden nacheinander zwei Rechtsanwälte tätig. Bei
der Beendigung des ersten Vollmachtsverhältnisses belehrt der
erste Rechtsanwalt nicht über eine zu beachtende Frist materieller
oder formeller Art, der zweite Rechtsanwalt übersieht die Frist,
weshalb ein Schaden für die Mandantschaft entsteht. Laut OGH
haften beide Rechtsanwälte für den entstandenen Schaden solida-
risch. Ist dies immer richtig?

II.

Ich zitiere eingangs Rechtssätze aus zwei Entscheidungen des
Obersten Gerichtshofes:

– E 5 Ob 33/98a vom 14. 9. 1999:

„Ist eine ungenügende Beratung durch den Rechtsanwalt auch
nach dem Einschreiten eines weiteren Rechtsanwaltes als Scha-
densursache wirksam geblieben, so kann eine etwaige ungenü-
gende Beratung durch den zweiten Rechtsanwalt den ersten nicht
entlasten. Hätte die ungenügende Beratung jedes der beiden
Rechtsanwälte ausgereicht, den Schaden herbeizuführen, so haf-
ten in einem solchen Fall kumulativer Kausalität die Schädiger soli-
darisch.“

– E 9 Ob 99/02b vom 22. 5. 2002:

„Die Beendigung des Mandatsverhältnisses eines Rechtsanwaltes
beseitigt dessen Vertragspflichten nicht zur Gänze, weil auch die
Vertragspartner eines bereits aufgelösten Vertragsverhältnisses die
Pflicht trifft, dafür zu sorgen, dass dem anderen Vertragsteil für die
Zeit nach der Beendigung des Vertragsverhältnisses keine Nach-
teile entstehen“.

Zu der sich hieraus ergebenden Problematik ist Stellung zu neh-
men.

III.

Grundsätzlich ist festzuhalten, dass den Rechtsanwalt auch bei
(und nach) der Beendigung des Vollmachtsverhältnisses, etwa im
Falle des Widerrufes seiner Mandantschaft, aber auch bei der ei-
genen Aufkündigung, weitgehende Sorgfaltspflichten treffen.

Dies ergibt sich schon aus allgemeinem Vertragsrecht. So heißt es
in SZ 59/159, OGH 1. 10. 1986, 1 Ob 600/86, unter Hinweis
auf diverse Literaturstellen und Entscheidungen, dass jeder Ver-
tragspartner selbst nach Erfüllung der Hauptleistung oder deren

Wegfall dafür zu sorgen hat, dass dem anderen Teil kein Nachteil
entstehe, da die Erfüllung, Durchführung und Abwicklung von Ver-
trägen nach der Übung des redlichen Verkehrs und nach den über
die Pflicht zur Wahrung der guten Sitten hinausgehenden Anforde-
rungen von Treu und Glauben zu erfolgen hat.
Weiters: „Die Verletzung dieser ‚nachwirkenden‘ Vertragspflichten
bedeutet eine positive Vertragsverletzung, . . . die bei schuldhaf-
tem Verhalten schadenersatzpflichtig macht.“
Dies alles ist selbstverständlich und gilt in qualifiziertem Ausmaß
für den Anwaltsvertrag, der bekanntlich als Bevollmächtigungsver-
trag anzusehen ist. In diesem Zusammenhang ist insbesondere auf
§ 9 RAO zu verweisen und die dort normierte Pflicht des Rechtsan-
waltes, seine Partei mit Eifer, Treue und Gewissenhaftigkeit zu ver-
treten. Aber auch das ABGB legt einen hohen Verantwortungs-
maßstab an, dies aufgrund des § 1299 ABGB (Sachverständigen-
haftung). Maßstab nach dieser Gesetzesbestimmung sind eben ein
nicht gewöhnlicher Fleiß und nicht gewöhnliche Kenntnisse (verba
legalia leg.cit).

IV.

Es bestehen daher zweifelsohne Aufklärungspflichten bei der Been-
digung des Vertretungsverhältnisses. Sie haben den Zweck, den
ehemaligen Klienten vor möglichen Schäden zu bewahren. Es ist
ganz richtig und wichtig, hier einen strengen Maßstab anzulegen
(nicht zu Unrecht sind wir Rechtsanwälte auf unser Vertretungsmo-
nopol stolz und sollten es daher auch für richtig empfinden, dass
die Sachverständigenhaftung ernst genommen wird).
Diese Aufklärungspflichten entziehen sich naturgemäß, weil vom
Einzelfall abhängig, einer auch nur annähernd erschöpfenden Auf-
zählung. Als wesentliche Beispiele sind vor allem Belehrungs- bzw
Warnverpflichtungen betreffend Rechtsmittelfristen, Gewährleis-
tungs- und Präklusionsfristen, Rechtsanwaltszwang etc anzuführen.

V.

Hier möchte ich höchstgerichtlich entschiedene Fälle erwähnen, in
denen es zu einem Vollmachtswechsel kam, wobei der erste
Rechtsanwalt die Aufklärungspflicht bei Beendigung des Mandats-
verhältnisses verletzte und dem zweiten Rechtsanwalt der im We-
sentlichen gleiche Fehler unterlief, wodurch schließlich der Man-
dant (zweier Rechtsanwälte) einen Schaden erlitt.
a) OGH 26. 11. 1996, 4 Ob 2319/96z = JBl 4/1997, 245:
Der Kläger hatte in derselben causa nacheinander zwei Rechtsan-
wälte zugezogen. Keiner der beiden hatte den Kläger darüber auf-
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geklärt, dass die mehr als drei Jahre rückständigen Zinsen und die
Aufwertungsbeträge bezüglich einer hypothekarisch gesicherten
Kaufpreisforderung nur dann bücherlich sichergestellt sind, wenn
für sie ein Exekutionstitel erworben und ein Pfandrecht begründet
worden ist. Aus diesem Grunde unterblieben die entsprechenden
Maßnahmen, weshalb der Kläger einen Vermögensschaden erlitt.
Der OGH ging von einem Verschulden beider Rechtsanwälte bei
gegebener Solidarhaftung aus.
b) OGH 19. 3. 1998, 6 Ob 345/97x:
In einem Schadenersatzprozess war ein Fortsetzungsantrag einzu-
bringen. Der erste Rechtsanwalt (mittlerweiliger Stellvertreter) unter-
ließ dies. Bei Erteilung des Mandates an den nachfolgenden
Rechtsanwalt wäre die Frist für einen die Verjährung verhindern-
den Fortsetzungsantrag noch offen gewesen, der (zweite) Rechts-
anwalt versäumte diese jedoch. Der erste Rechtsanwalt (mittlerwei-
liger Stellvertreter) hatte über die Notwendigkeit des Fortsetzungs-
antrages weder die Mandantschaft noch den zweiten Rechtsan-
walt informiert. Auch hier ging der OGH von einer Solidarhaftung
beider Rechtsanwälte aus.
c) OGH 22. 5. 2002, 9 Ob 99/02b:
Ein Rechtsanwalt vertrat in einem Ehescheidungsverfahren die Ehe-
frau. Die Ehe wurde in erster Instanz mit Teilurteil geschieden und
die Entscheidung über die Verschuldensfrage dem Endurteil vorbe-
halten. Die Klägerin berief bloß hinsichtlich des Ausspruches, dass
das Verschulden sie träfe. Dieser Berufung gab das Gericht zwei-
ter Instanz nicht Folge.
Kurz darauf widerrief die Mandantin die dem Rechtsanwalt erteilte
Vollmacht.
Dieser hatte nicht bedacht, dass die einjährige Präklusionsfrist für
die gerichtliche Geltendmachung des ehelichen Aufteilungsanspru-
ches gem § 95 EheG bereits mit der Rechtskraft des erstinstanz-
lichen Teilurteiles zu laufen begann, er belehrte dementsprechend
die Mandantschaft im Zuge der Beendigung des Vollmachtsverhäl-
nisses falsch dahingehend, dass diese Frist erst ab Rechtskraft des
zweitinstanzlichen Urteils zu laufen beginne. Tatsächlich war aber
die Frist des § 95 EheG zum Zeitpunkt des Vollmachtswiderrufs
noch etwa eineinhalb Monate offen. Bei entsprechender Überprü-
fung hätte dies dem zweiten eingeschalteten Rechtsanwalt auffal-
len müssen, er hat jedoch die Präklusionsfrist übersehen. Dem ers-
ten Rechtsanwalt war anlässlich des Vollmachtswiderrufes mitge-
teilt worden, welcher Rechtsanwalt in dieser Rechtssache sein
Nachfolger sein werde. Diesem wurden vom ersten Anwalt auch
die Akten übermittelt (wie lange vor Ablauf der Präklusionsfrist ist
den Urteilsfeststellungen nicht zu entnehmen).
Der durch die Fristversäumung behauptete Schaden wurde im
Klagsweg gegen den ersten Rechtsanwalt geltend gemacht. Alle
drei Instanzen gingen von dessen Haftung aus, wobei – obwohl
die Klage nicht auch gegen den zweiten Rechtsanwalt gerichtet
war – als obiter dictum das Verschulden beider Rechtsanwälte (als
Nebentäter im Sinne des § 1302 ABGB) festgehalten wurde.

d) OGH 26. 11. 2002, 1 Ob 250/02z = RdW 5/2003, 276:

Ein ungerechtfertigt entlassener Arbeitnehmer holte wegen seiner
Ansprüche rechtlichen Rat bei einer Arbeiterkammer ein (die dies-
bezüglich Sachverständiger gem § 1299 ABGB ist). Nach ver-
geblichen Bemühungen einer außerstreitigen Bereinigung lehnte
die Arbeiterkammer eine weitere Vertretung ab. Der Kläger erwi-
derte, ohnehin eine Rechtsschutzversicherung zu haben und nun-
mehr einen Rechtsanwalt aufzusuchen, um seine Ansprüche gegen
den Dienstgeber durchzusetzen. Der Angestellte der beklagten Ar-
beiterkammer nahm deshalb an, dass sich der Kläger in der Folge
anwaltlich vertreten lassen werde und informierte den Arbeitneh-
mer nicht über allfällige Verjährungs- oder Präklusionsfristen.

Tatsächlich wandte sich der Arbeitnehmer an einen Rechtsanwalt,
der die kollektivvertragliche viermonatige Verfallsfrist übersah,
weshalb es im Prozess zu einer Klagsabweisung kam. Der OGH
ging von einer Haftung der beklagten Arbeiterkammer aus.

Diese Entscheidung wurde in RdW 5/2003, 226, von Naderhirn/
Resch ablehnend besprochen.

VI.

Alle diese Fälle wirken möglicherweise, was die Haftung des ers-
ten Vertreters betrifft, überraschend. Immerhin hätte der jeweilige
zweite Vertreter den Fehler des ersten Vertreters ausmerzen kön-
nen und bei gehöriger Sorgfalt auch ausmerzen müssen. Trotzdem
scheint aus dogmatischen Gründen die Ansicht des Obersten Ge-
richtshofes in den zitierten Fällen – geht man von einer Adäquanz
aus, dies siehe später – vom Prinzip her richtig zu sein. Ob dies
auch für den Einzelfall gilt, ist meiner Meinung nach problema-
tisch, jedenfalls besteht die Gefahr einer Generalisierung. Dies ist
dogmatisch näher zu begründen:

VII.

Wie diffizil der schadenersatzrechtliche Kausalitätsbegriff ist, er-
weisen die oben ad IV. lit a) und b) zitierten E OGH 4 Ob 2319/
96z und 6 Ob 345/97x. In diesen Entscheidungen wird die Soli-
darhaftung der betroffenen Rechtsanwälte auf eine angeblich vor-
liegende kumulative Kausalität zurückgeführt. Von einer solchen
spricht man aber, wenn zwei oder mehrere Ursachen gleichzeitig
wirksam werden und jede der Ursachen für sich ausgereicht hätte,
den Schaden herbeizuführen (siehe Reischauer in Rummel, ABGB2,
§ 1302 Rz 13). Ein dort angeführtes Beispiel: zwei Firmen sollen
eine Maschinenanlage installieren, beide unterlassen Tätigkeiten,
die – unabhängig voneinander – für die Funktionsfähigkeit der Ma-
schine notwendig sind. Nach strenger Logik (Anwendung des
Grundsatzes der conditio sine qua non) könnte jeder Unterlas-
sende vorbringen, die Unterlassung des anderen sei für die Nicht-
funktionsfähigkeit der Maschine kausal (und seine eigene Unterlas-
sung daher nicht), der Schaden wäre auch entstanden, wenn er
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den Vertrag erfüllt hätte. Dann wäre eben keiner der beiden
schuld. Zurecht bezeichnet der OGH ein derartiges Ergebnis als
unannehmbar und geht von einer Solidarhaftung aus (zB EvBl
1959/244).

Dullinger hat in ihrer Besprechung zu 4 Ob 2319/96z auf die-
sen – am richtigen Ergebnis der Solidarhaftung aber nichts ändern-
den – Fehler in der Terminologie hingewiesen. Sie verweist auf das
Vorliegen einer Nebentäterschaft gem § 1302 ABGB.

Tatsächlich – was aber kein Widerspruch zur Nebentäterschaft ist –
liegt der Fall einer überholenden Kausalität vor, von der bekannt-
lich dann gesprochen wird, wenn ein Ereignis einen realen Scha-
den herbeigeführt hat, den ein anderes Ereignis später ebenfalls
herbeigeführt hätte. Auf die hier gegenständlichen Fallkonstellatio-
nen bezogen heißt dies: sowohl die Unterlassung des ersten als
auch die des zweiten Rechtsanwaltes sind für den eingetretenen
Schaden kausal. Wenn eine widerrechtliche Handlung einen
Schaden wirklich verursacht hat, so wird nach der Rechts-
sprechung die Haftung nicht dadurch aufgehoben, dass nachher
ein Ereignis eintritt, das den Schaden gleichfalls herbeigeführt
hätte.

Zu diesem Ergebnis kommt man bei den zitierten Fällen vor allem
auch deshalb, weil Unterlassungen vorliegen. Die Rechtsprechung
sagt sehr deutlich – siehe die oben ad IV. lit b) zitierte E OGH
6 Ob 345/97x –, dass die Kausalitätsfrage bei der Schädigung
durch Unterlassung dahingehend lautet, ob der Schaden bei
pflichtgemäßem Verhalten auch eingetreten wäre. In diesem
Rechtsfall ging der OGH davon aus, dass der Fortsetzungsantrag
rechtzeitig eingebracht worden wäre, wenn der mittlerweilige
Stellvertreter darauf geachtet hätte, ebenso aber auch dann, wenn
der zweite Rechtsanwalt die Frist nicht übersehen hätte. Dem ist
aus dem Blickwinkel der Kausalität vorbehaltlos zuzustimmen.

VIII.

Bevor ich mich mit dem dogmatischen Problem der Adäquanz be-
schäftige, möchte ich doch noch etwas allgemeiner formulieren.

Vom Prinzip her scheint es mir völlig unbestreitbar, dass bei aufei-
nander folgenden schadenskausalen Fehlern Solidarhaftung ange-
nommen wird. Es soll sich kein Schädiger auf den anderen ausre-
den können. Jeder Sachverständige (in unserem Fall: jeder Rechts-
anwalt) ist verpflichtet, mit überdurchschnittlichem Fleiß und Sach-
kenntnis zu beraten, er soll sich hiebei auf niemand anderen ver-
lassen. Ein Fehler wird nicht dadurch aufgehoben, dass möglicher-
weise einem anderen später auch einen Fehler, dazu noch der
gleiche, unterläuft. Man könnte plakativ sagen: „Fehler bleibt Feh-
ler“. Man soll es sich als Sachverständiger auch nicht leicht ma-
chen nach dem Motto: „Mein Nachfolger wird es schon richtig ma-
chen und wenn nicht, trägt ja er die volle Verantwortung.“ Der
Mandant ist Vertragspartner des Rechtsanwaltes, ihm gegenüber
ist letzterer verpflichtet, mit dem Nachfolger in der Rechtsberatung

besteht kein wie immer geartetes vinculum iuris. Man kann sich von
seiner vollen Beratungs-, Informations- und Warnverpflichtung
grundsätzlich nicht dispensieren.

Dies sind meiner Meinung nach grundsätzliche Feststellungen, al-
lerdings grundsätzlich im juristischen Sinn, sohin mit Ausnahmen,
auf die ich später zurückkommen werde.

IX.

Zur Adäquanz: die genannten Entscheidungen beschäftigen sich
zum Teil eingehend mit der Frage der Adäquanz der unterlassenen
(oder falschen) Belehrung anlässlich der Beendigung des Mandats-
verhältnisses. Zur Frage der Adäquanz sind Bücher geschrieben
worden, sehr oft wird in ihr eine Einschränkung der natürlichen
Kausalität gesehen, da ja nicht jedes Schaden stiftende Ereignis
schadenersatzrechtlich relevant ist (der Autounfall wäre nicht ge-
schehen, wenn sich der Lenker vor Antritt der Autofahrt nicht mit
einem Bekannten verplaudert hätte; das Gespräch mit dem Be-
kannten ist wohl für den Unfall logisch kausal, nicht aber schaden-
ersatzrechtlich). Andere sehen – dies ist heute die herrschende An-
sicht – in der Adäquanz ein Problem der Voraussehbarkeit, inwie-
weit also mit einem Schadenseintritt unter gewissen Umständen ge-
rechnet werden muss. Jedenfalls soll mit der Adäquanz eine aus-
ufernde haftungsrechtliche Zurechnung verhindert werden. Man
kann die Adäquanz positiv oder negativ formulieren.

Positiv (siehe E 103 zu § 1295 ABGB in MGA35):

„Adäquate Verursachung ist anzunehmen, wenn das Verhalten un-
ter Zugrundelegung eines zur Zeit der Beurteilung vorhandenen
höchsten menschlichen Erfahrungswissens und unter Berücksichti-
gung der zum Zeitpunkt der Handlung dem Verantwortlichen oder
einem durchschnittlichen Menschen bekannten oder erkennbaren
Umstände geeignet war, eine Schadensfolge von der Art des ein-
getretenen Schadens in nicht ganz unerheblichem Grad zu be-
günstigen.“

Negativ:

Ein Schaden ist dann inadäquat, wenn nach allgemeiner Lebenser-
fahrung das schädigende Ereignis für den eingetretenen Schaden
gleichgültig ist und nur durch eine außergewöhnliche Verkettung
von Umständen eine Bedingung für den Schaden war.

Sowohl der positiven als auch der negativen Formulierung ist ge-
mein, dass sie völlig untypische Schadensfolgen als inadäquat und
sohin als nicht Schadenersatz begründend ausschließen. In fast al-
len Entscheidungen, die sich mit dem Problem der Adäquanz be-
schäftigen (so auch 6 Ob 345/97x), wird das geläufigere Wort
„typisch“ als Synonym für adäquat verwendet. Schlechthin untypi-
sche Schadensfolgen sind keine juristische Schadensursache.

Eine detaillierte Definition der Adäquanz bietet auch die ad IV.
lit b) zitierte E 6 Ob 345/97x:

„Nach ständiger oberstgerichtlicher Rechtssprechung liegen adä-
quat verursachte Schäden vor, wenn die Schadensursache ihrer
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allgelmeinen Natur nach für die Herbeiführung eines derartigen Er-
folges nicht als völlig ungeeignet erscheinen müsse und nicht nur
infolge einer ganz außergewöhnlichen Verkettung von Umständen
zu einer Bedingung des Schadens geworden sei. Die Haftung be-
stehe unter dieser Voraussetzung auch dann, wenn eine weitere
Ursache als schadensbewirkend hinzutrete, soferne nur dieses Hin-
zutreten nicht außerhalb der menschlichen Erfahrung liege.“

X.

Anwendung des Adäquanzbegriffes auf die gegenständliche Fall-
konstellation:

Geht man davon aus, dass Inadäquanz ein Ausnahmefall ist, also
nur dann vorliegt, wenn ein Schadenseintritt außerhalb typischer
Erfahrung liegt, wird man wohl in den meisten gleichartigen Fällen
vom Grundsatz her die Solidarhaftung auch des ersten Anwaltes
bejahen müssen. Man soll eben nicht von eigener Verantwortung
befreit werden und darauf hoffen, dass der Nachfolger alles rich-
tig macht. Oft ist es ja auch unklar, ob der Mandant tatsächlich –
und vor allem rechtzeitig – zu einem anderen Rechtsanwalt geht.

Ich glaube aber, dass man diese strenge Verantwortung nicht ge-
neralisieren darf und befinde mich mit dieser Ansicht in guter Ge-
sellschaft: Naderhirn/Resch haben die E 1 Ob 250/02z in RdW
5/203, 271, scharf kritisiert, meiner Meinung nach zu Recht. Hat
doch der den Rat der Arbeiterkammer einholende Arbeitnehmer
ausdrücklich gesagt, er werde sich an einen Rechtsanwalt wen-
den. Dieser hatte nach den Sachverhaltsfeststellungen auch noch
etwa drei Monate Zeit, um die Rechtssache zu überprüfen.

Folgenden Ausführungen der genannten Autoren ist daher im
Grunde genommen nichts hinzuzufügen:

„In dieser Konstellation erschiene eine Aufklärungspflicht der Be-
klagten gegenüber dem Kläger völlig überzogen! Im Zweifel darf
bei dieser Sachlage der Arbeitnehmer der Beklagten davon ausge-
hen, dass der einschreitende Anwalt die maßgeblichen arbeits-
rechtlichen gesetzlichen Verfallsfristen kennt und – im Hinblick auf
die noch zur Hälfte offene Verfallsfrist – auch beachten werde. Für
eine Sorgfaltsverletzung des Arbeitnehmers der Beklagten bleibt
somit unter Bedachtnahme dieser Umstände kein Raum. Zu Recht
weist im Übrigen der OGH selbst in anderen Entscheidungen da-
rauf hin, dass die Beratungs- und Belehrungspflicht nicht über-
spannt werden darf. Auch darf die Beklagte von der Kenntnis der
einhelligen Lehre und Rechtssprechung durch den einschreitenden
Anwalt ausgehen, da die Rechtssprechung diese Kenntnis der Ge-
setzeskenntnis gleichsetzt.“

Für den Arbeiterkammerreferenten war daher tatsächlich nicht vor-
hersehbar (und um die Vorhersehbarkeit geht es ja bei der Adä-
quanz), dass der eingeschaltete Rechtsanwalt eine Verfallsfrist ver-
säumt.

Ich denke auch an den weiteren Fall des nahtlosen Vollmachts-
wechsels, wenn das erste Vollmachtsverhältnis beendet wird und

der nachfolgende Rechtsanwalt die causa übernimmt. Sicher: im
Zweifelsfall Solidarhaftung für beiderseitige Fehler. Man denke
aber an den völlig einfachen Fall, dass der erste Rechtsanwalt be-
auftragt wurde, eine Werklohnforderung einzutreiben, dann
kommt es bei noch lange offener Verjährungsfrist zum Vollmachts-
wechsel. Soll der erste Rechtsanwalt tatsächlich gehalten sein, den
zweiten Rechtsanwalt (auch über den Umweg des Klienten) über
die dreijährige Verjährungsfrist zu belehren, über etwas, das doch
zum selbstverständlichen juristischen Fundamentalwissen gehört?
Ich erinnere mich an einen UWG-Fall aus meinen Anfängertagen
als Rechtsanwalt, den ich Herrn RA o.Univ.-Prof. Dr. Fritz Schön-
herr abtrat. Ich hätte mich geniert, ihn im Begleitbrief zur Über-
gabe der Akten auf die sechsmonatige Verjährungsfrist gem § 20
UWG aufmerksam zu machen; seine diesbezügliche Kenntnis war
natürlich vorauszusetzen, eine Fristversäumnis durch ihn nicht zu
erwarten. Diese meine Kritik gilt auch grundsätzlich betreffend
Fälle nach § 95 EheG. Muss der erste Rechtsanwalt beim Voll-
machtswechsel wirklich damit rechnen, dass der zweite die einjäh-
rige Präklusionsfrist übersieht? Muss er ihn in diesem Sinne beleh-
ren? Ist dies nicht eigentlich eine Zumutung?

Auch andere Konstellationen, bei denen doch eine Haftung des
ersten irrenden Rechtsanwaltes auszuschließen ist, sind denkbar:
Es gibt Fälle, die sich juristisch unerwartet so entwickeln, dass man
sich ihnen rechtlich nicht mehr gewachsen fühlt; ein Spezialgebiet
zeigt sich als relevant, mit dem man nicht vertraut ist. Der gewis-
senhafte Rechtsanwalt wird dies seinem Klienten sagen und ihm
empfehlen, einen Spezialisten dieses Fachgebietes zu betrauen.
Warum soll dann dessen Fehler auf das erste Vertretungsverhältnis
durchschlagen?

XI.

Letztlich, und das scheint mir besonders wichtig, vertritt der OGH
außerhalb der Frage der Rechtsanwaltshaftung – die ja angeblich
nicht überzogen werden soll – einen viel gemäßigteren, die Adä-
quanz einschränkenden Standpunkt. Bei Rechtsanwälten begrün-
det er in der strengen Entscheidung 6 Ob 345/97x die Adäquanz
anwaltlicher Fehler expressis verbis wie folgt:

„Fehler von Rechtsanwälten kommen in der Praxis immer wieder
vor und sind nicht anders zu beurteilen wie die Fehler anderer Per-
sonen aus dem Personenkreis des § 1299 ABGB . . .. Mit Fehlern
von Dritten muß gerechnet werden. Sie sind nicht als atypischer Er-
folg zu werten.“

Zunächst scheint mir diese Verallgemeinerung völlig verfehlt: Die
Fehler sind noch immer die große Ausnahme, in aller Regel wird in
Rechtsanwaltskanzleien, was Fristen etc betrifft, äußerst gewissen-
haft vorgegangen. Die Versäumung einer Frist durch den Nach-
folgeanwalt ist aus meinem Blickwinkel durchaus atypisch. Sieben
Zeilen vor der in der Entscheidungsbegründung festgehaltenen an-
geblichen Typizität der Fehler von Rechtsanwälten bezieht sich der



144 AnwBl 2004/3

Abhandlungen

Besuchen Sie unsere Fachbuchhandlung für Recht, Steuer, Wirtschaft!

Der schnelle Weg zum Recht: E-Mail: bestellen@MANZ.at • Tel.: (01) 531 61-100 •Fax: (01) 531 61-455

MANZ’sche Verlags- und Universitätsbuchhandlung GmbH, Kohlmarkt 16, 1014 Wien FN 124 181w • HG Wienwww.manz.at

Oberleitner
Wasserrechtsgesetz 1959 
IdF der WRG-Novelle 2003

Der neue Manz Kurzkommentar zum WRG enthält:
• Das Wasserrechtsgesetz 1959 in der Fassung der

WRG-Novelle 2003 samt Anhängen
• Kommentar zu den Bestimmungen des WRG unter

Heranziehung der Judikatur der Höchstgerichte,
der Literatur und der Gesetzesmaterialien

• Allgemeine AbwasseremissionsV und
IndirekteinleiterV

• Überblick über österreichische und internationale
Vorschriften zum Wasserrecht.

Der Autor
MR Dr. Franz Oberleitner gilt als einer der besten Kenner des österrei-
chischen Wasserrechts. Er war zuletzt im BM für Land- und Forstwirtschaft,
Umwelt und Wasserwirtschaft für Legistik und Vollziehung im Wasserrecht
zuständig und ist Autor zahlreicher Publikationen zum Wasserrecht.

2004. XXII, 586 Seiten. Geb. EUR 108,–
ISBN 3-214-02350-0

OGH zur Stützung seiner Rechtsansicht ausdrücklich auf SZ 54/
179=E 01. 12. 1981, 4 Ob 5558/81. Und da liest man es ganz
anders:
Dieser interessanten Entscheidung lag folgender Sachverhalt zu-
grunde: ein Arzt ließ sich in seinem Garten ein Schwimmbecken
aus Aluminium einbauen, die Zusatzgeräte bestellte er bei einer
anderen Firma. Bei der Montage von Zusatzgeräten ist nun drin-
gend darauf zu achten, dass Schwermetall nicht mit Aluminium in
einen direkten Kontakt kommt, da dies Korrosionsschäden nach
sich ziehen würde. Tatsächlich trat gerade dieser Fall ein, da die
Zusatzgeräte nicht gegenüber dem Aluminium abgedichtet waren.
Durch die eingetretene Korrosion rann das Becken aus, eine Scha-
densbehebung war unmöglich. Der Arzt klagte den Lieferanten des
Aluminiumbeckens, den das Gericht erster Instanz verurteilte. Das
Berufungsgericht gab der Berufung der beklagten Partei Folge und
hob das Ersturteil unter Rechtskraftvorbehalt auf, der OGH gab
dem Rekurs des Klägers nicht Folge. In der Begründung heißt es:
„Die beklagten Parteien konnten vielmehr davon ausgehen, dass
der Kläger einen befugten Gewerbetreibenden mit der Vornahme
der Montagearbeiten betrauen werde . . .. Die beklagten Parteien
mußten daher damit rechnen, dass der Kläger mit dem Einbau (ir-
gendeinen) Installateur betraute. Wenn die beim Einbau der Ge-

räte zu beachtenden Grundsätze zum selbstverständlichen Wissen-
stand eines zu solchen Arbeiten befugten Gewerbetreibenden ge-
hören, wenn also jeder durchschnittlich ausgebildete Installateur
weiß, dass bei der Montage solcher Zusatzgeräte im Schwimm-
becken die sogenannte Kontaktkorrosion sorgfältig vermieden wer-
den muß, und ihm nach der Sachlage die Gefahr einer solchen
Korrosion bei fehlerhaftem Vorgehen erkennbar sein müßte, waren
die beklagten Parteien nicht verpflichtet, den Kläger vor diesen Ge-
fahren zu warnen, weil sie sich darauf verlassen durften, dass der
vom Kläger zu beauftragende Gewerbetreibende ohnedies das
Notwendige veranlassen und beachten werde.“
Die Aufhebung wurde damit begründet, dass die Unterinstanzen
zu klären haben, ob die Korrosionsproblematik wirklich Allgemein-
wissen eines Installateurs ist oder ob hiezu ein Spezialwissen not-
wendig ist.
Wendet man diese Gedanken (auf die sich der OGH durch Zitie-
rung in 6 Ob 345/97x beruft) auf die gegenständliche Fallkonstel-
lation an, so ist in den Fällen des geregelten Vollmachtswechsels,
bei eindeutiger Rechtslage und bei ausreichender Zeit des zweiten
Rechtsanwaltes zur Überprüfung der causa von einer weitgehen-
den Überspannung der Anwaltshaftpflicht des ersten vertretenden
Rechtsanwaltes auszugehen. In diesen Fällen müsste seine Haftung
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Abhandlungen

für eine nicht erfolgte Belehrung anlässlich der Vollmachtsbeendi-
gung entfallen. Ich formuliere hier meine Meinung – man verzeihe
mir diese Ironie – genauso wie der OGH in der eben referierten
Entscheidung SZ 54/179, allerdings unter Auswechslung der not-
wendigen Worte:

„Die beklagte Partei konnte vielmehr davon ausgehen, dass ihr
Mandant einen befugten Rechtsanwalt mit der Vornahme der Über-
prüfung der causa betrauen werde. . . . Der beklagte Rechtsanwalt
mußte daher damit rechnen, dass der Kläger mit der rechtsfreund-
lichen Vertretung (irgendeinen) Rechtsanwalt betraute. Wenn die
betreffend die Fristwahrung zu beachtenden Grundsätze zum
selbstverständlichen Wissensstand eines zur rechtsfreundlichen
Vertretung befugten Rechtsanwaltes gehören, wenn also jeder
durchschnittlich ausgebildete Rechtsanwalt weiß, dass die Verjäh-
rungsfrist für den Werklohn drei Jahre beträgt und ihm nach Sach-
lage die Folgen einer Verjährung bei Fristversäumung erkennbar
sein müßte, war die beklagte Partei nicht verpflichtet, den Kläger
vor diesen Gefahren zu warnen, weil sie sich darauf verlassen
durfte, dass der vom Kläger zu beauftragende Rechtsanwalt ohne-
dies das Notwendige veranlassen und beachten werde.“

XII.

Daher als Zusammenfassung: Vom Grundsatz her ist die Solidar-
haftung nacheinander vertretender Rechtsanwälte bei beiderseiti-
gen Fehlern und Verletzung der Belehrungspflicht durch den ersten
Anwalt zu bejahen, dies aber nicht schlechthin. Jeder Einzelfall ist
im Hinblick auf die ihm eigene Typizität = Adäquanz zu überprü-
fen. In den unproblematischen Fällen eines Vollmachtswechsels
darf der erste Anwalt meiner Meinung nach schlechthin darauf ver-
trauen, dass der zweite Anwalt „ohnehin das Notwendige ver-
anlassen und beachten werde“. Formulierungen wie „Fehler von
Rechtsanwälten kommen in der Praxis immer wieder vor“ und „mit
Fehlern von Dritten muß gerechnet werden“ sind überzogen, je-
denfalls nicht generell zur Annahme einer Adäquanz geeignet.
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Terminübersicht – Seminare
April

Mai

2. bis 3. 4 WEG – Wohnungseigentumsgesetz 2002
Seminar-Nr: 20040402/6 INNSBRUCK

15. bis 16. 4. Kartellrecht – das Recht gegen
Wettbewerbsbeschränkungen
Seminar-Nr: 20040415/8 WIEN

16. bis 17. 4. AVG, VStG, UVS
Seminar-Nr: 20040416/8 WIEN

16. bis 17. 4. Be up to date!
Die Rechtsentwicklung im Wirtschaftsrecht
Seminar-Nr: 20040416/3 LINZ

20. 4. Seminarreihe Steuerrecht:
4. Gebühren
Seminar-Nr: 20040420/8 WIEN

21. 4. Erfahrungen mit der
Zivilverfahrens-Novelle:
Seminar-Nr: 20040421/8 WIEN

23. bis 24. 4. Konsensorientiertes Verhandeln und Mediation I
Seminar-Nr: 20040423/8 WIEN

23. bis 24. 4. Der Unternehmens- und Anteilskauf
Seminar-Nr: 20040423A/8 WIEN

23. bis 24. 4. Standes- und Honorarrecht
Seminar-Nr: 20040423/5 GRAZ

23. bis 24. 4. Gesellschaftsrecht/Firmenbuch
Seminar-Nr: 20040423/6 INNSBRUCK

4. 5.
und 11. 5.

Seminarreihe Steuerrecht:
5. Umsatzsteuer
Seminar-Nr: 20040504/8 WIEN

7. bis 8. 5. Insolvenzrecht
Seminar-Nr: 20040507/3 ST. GEORGEN i.A.

7. bis 8. 5. Sozialrecht
Seminar-Nr: 20040507/8 WIEN

7. bis 8. 5. Internet – New Media
Seminar-Nr: 20040507 A/8 WIEN

7. bis 8. 5. Arbeitsrechtstagung:
Individualarbeitsrecht in der Praxis
Seminar-Nr: 20040507/1 PÖRTSCHACH

14. 5. Workshop: Vertragsgestaltung
Seminar-Nr: 20040514-4 SALZBURG

14. bis 15. 5. Strafverfahren
Seminar-Nr: 20040514/5 GRAZ

14. bis 15. 5. Zivilverfahren I
Seminar-Nr: 20040514/6 INNSBRUCK

Seminar „Konsensorientiertes Verhandeln
und Mediation I“

mediation

Anwaltliche Tätigkeit umfasst sowohl den Streitanwalt als auch den
Vertragserrichter, konsensorientierten Verhandler oder neutralen
Mediator. Dieses breite Berufsbild verlangt erhöhte kommunikative
Kompetenzen. Durch das Hinzukommen von Mediation gewinnt
der Beratungsanwalt neue Bedeutung. Auf dieses Grundlagensemi-
nar folgt 2005 das Aufbauseminar „Konsensorientiertes Verhan-
deln und Mediation II“.
Wir bitten um rechtzeitige Anmeldung, da die Teilnehmerzahl auf
24 Personen beschränkt ist.

AVM
Anwaltliche Vereinigung für Mediation und kooperatives Verhan-
deln
in Kooperation mit
Anwaltsakademie
Gesellschaft zur Förderung anwaltlicher Aus- und Fortbild-
ung m.b.H.
Zielgruppen: Rechtsanwälte, Rechtsanwaltsanwärter, Psychothera-
peuten und alle, die sich für Mediation interessieren.

Termin: Freitag, 23. 4. 2004, bis Samstag, 24. 4. 2004 =
3 Halbtage
Planung: Dr. Andrea Haniger-Limburg, RA in Innsbruck
Referententeam: Dr. Ingrid Auer, RA in Wien
Mag. Renate Patera, Psychotherapeutin in Wien
Seminarort: Wien

Seminar-Nr: 20040423/8

14. bis 15. 5. Gewerblicher Rechtsschutz und Urheberrecht
Seminar-Nr: 20040514/8 WIEN

25. 5. Seminarreihe Steuerrecht:
6. Kapitalverkehrsteuer
Seminar-Nr: 20040525/8 WIEN
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Standes- und Honorarrecht

basic

Ziel dieses Seminars ist die Erarbeitung der Schwerpunkte des
Standesrechts sowie die Vermittlung von Einblicken in den Aufbau
und in die Arbeit der Standesorganisation. Die Grundzüge des Ho-
norarrechts werden dargestellt. Das materielle unf formelle Diszip-
linarrecht wird behandelt. Die Fragen der Altersversorgung und
der Haftpflichtversicherung werden erörtert.

Termin: Freitag, 23. 4. 2004, bis Samstag, 24. 4. 2004 =
3 Halbtage

Planung: Mag. Helmut Schmid, RA in Graz

Referenten: Dr. Helmut Klement, RA in Graz
Mag. Konstantin Pochmarski, Richter des BG Villach
Mag. Helmut Schmid, RA in Graz

Seminarort: Graz

Seminar-Nr: 20040423/5

Gesellschaftsrecht/Firmenbuch

basic

Dieses Seminar ist als Basisseminar für jene konzipiert, die einen
(Wieder-)Einstieg ins Gesellschaftsrecht suchen. In eineinhalb Ta-
gen erhalten Sie einen praxisnahen Gesamtüberblick über das ös-
terreichische Gesellschaftsrecht von den Personengesellschaften
über die Erwerbsgesellschaften bis zu den Kapitalgesellschaften.
Das Seminar bietet Ihnen eine Zusammenstellung des aktuellen
Normenbestandes, Hinweise und Fundstellen der wichtigsten Ent-
scheidungen der letzten Jahre und weiterführende Literaturanga-
ben. Das ideale Seminar für alle, die nicht laufend spezialisiert im
Gesellschaftsrecht arbeiten und ein solides Fundament in diesem
Fachbereich benötigen.

Termin: Freitag, 23. 4. 2004, bis Samstag, 24. 4. 2004 =
3 Halbtage

Planung: Dr. Andrea Haniger-Limburg, RA in Innsbruck

Referenten: Dr. Klaus Jennewein, Richter des LG Innsbruck
Mag. Dr. Franz Pegger, RA in Innsbruck

Seminarort: Innsbruck

Seminar-Nr: 20040423/6

Insolvenzrecht

special

Dieses Seminar bietet eine umfassende Einführung in die wesentli-
chen Bereiche des Insolvenzrechts. Die Aufgaben des Anwalts als
Masse- bzw Ausgleichsverwalter werden ebenso behandelt wie

die wichtigsten Verfahrensschritte. Themen wie Anfechtung, Prü-
fungsprozess und Eigenkapitalersatzdarlehen sind auch für den
Anwalt als Gläubigervertreter bzw Schuldnervertreter von Bedeu-
tung.

Termin: Freitag, 7. 5. 2004, bis Samstag, 8. 5. 2004 = 3 Halb-
tage
Planung: Dr. Ernst Chalupsky, RA in Wels
Referenten: Mag. Werner Holzapfel, Richter des LG Wels
Dr. Reinhard Rebernig, Richter des LG Wels
Dr. Ernst Chalupsky, RA in Wels
Dr. Erhard Hackl, RA in Linz
Seminarort: St. Georgen im Attergau

Seminar-Nr: 20040507/3

Internet – New Media

special

Die Seminarteilnehmer werden umfassend und praxisorientiert mit
den rechtlichen Grundlagen der neuen Medien vertraut gemacht.

Termin: Freitag, 7. 5. 2004, bis Samstag, 8. 5. 2004 = 3 Halb-
tage
Planung: Univ.-Prof. Dr. Michael Enzinger, RA in Wien
Referenten: ao.Univ.-Prof. Dr. Wolfgang Zankl, Universität Wien,
Institut für Zivilrecht; Leiter des Zentrums für e-commerce und inter-
netrecht; RA in Wien
Dr. Georg Kresbach, RA in Wien
Seminarort: Wien

Seminar-Nr: 20040507 A/8

Eingetragene Rechtsanwälte entrichten im ersten Jahr nach ihrer
Eintragung in die „Liste der Rechtsanwälte“ den zu entrichtenden
Seminarbeitrag, welcher für Rechtsanwaltsanwärter Gültigkeit hat.
Der Veranstaltungstermin dieser vergünstigten Seminare muss im
Zeitraum bis zum Ablauf von einem Jahr nach Eintragung liegen.
Der Anmeldung muss ein Nachweis des Eintragungszeitpunktes
beigelegt werden. Mit dieser Maßnahme sollen Rechtsanwälte
nach ihrer Eintragung eine finanzielle Unterstützung erhalten, sich
nach ihrer Ausbildung weiterhin fortzubilden.

Nähere Informationen erhalten Sie unter Tel (01) 710 57 22-0
oder Fax (01) 710 57 22-20 oder E-Mail office@awak.at. Zusätz-
lich haben Sie unter www.awak.at Gelegenheit, sich zu informie-
ren und sich anzumelden.
Bitte beachten Sie, dass Anmeldungen ausschließlich schriftlich
Gültigkeit haben!
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Im Namen der Republik

Das Handelsgericht Wien erkennt durch den Richter Dr. Heinz-Peter Schinzel in der Rechtssache der klagenden Partei 
Österre i ch ischer  Rechtsanwal tsvere in ,  Wir tschaf t l i che Organisat ion der  Rechtsan-
wäl te  Österre i chs , Rotenturmstraße 13, 1010 Wien, vertreten durch Dr.  He inz-Peter  Wachter, Rechts-
anwalt, Landstraßer Hauptstraße 83-85/18, 1030 Wien, wider die beklagten Parteien „Easyconnec t “
W. Zel l inger  KEG,  FN 224168i und Walpurga Ze l l inger, Kauffrau, geb. 22.2.1965, beide in Dornbacher
Str. 21/2, 1170 Wien, wegen Unterlassung und Urteilsveröffentlichung (UWG), Gesamtstreitwert EUR 35.000,–, nach öffentli-
cher mündlicher Verhandlung zu Recht:

Die beklagten Parteien sind schuldig, es im geschäftlichen Verkehr zu Zwecken des Wettbewerbs zu unterlassen, für Parteien
Gesellschaftsverträge – welcher Art auch immer – zu errichten und die entsprechenden Gesellschaftsgründungen im In- und
Ausland durchzuführen und/oder derartige Handlungsweisen für Dritte, vornehmlich die „Easyconnect European Ltd.“ zu unter-
stützen, insbesondere die Gesellschaftsgründungen im Vereinigten Königreich (Großbritannien) zu fördern, das Auflegen von
Preislisten, was eine derartige Gründung kostet oder durch die Fakturierung für Kosten (Honorar) für derartige Tätigkeiten.

Handelsgericht Wien, 1030 Wien, Marxergasse 1a, Abt. 39, am 22.10.2003

39Cg61/03v

Vorschau auf das Jahr 2004
Sehr geehrte Kolleginnen!
Sehr geehrte Kollegen!

In der Jänner-Ausgabe des Anwaltsblattes haben wir unser Semi-
narprogramm 2004 vorgestellt. Wie Sie daraus ersehen können,
haben wir uns für das heurige Jahr viel vorgenommen. Einerseits
gibt es wie jedes Jahr Fortbildung im Bereich der Familienmedia-
tion. Aufgrund der Übergangsregelungen, die vorsehen, dass je-
der, der bis Ende 2004 200 Ausbildungsstunden vorweisen kann,
in die Liste der gerichtsnahen Mediatoren eingetragen werden
kann, hat es eine so starke Nachfrage nach Grundausbildung ge-
geben, dass wir uns entschlossen haben, in Absprache mit dem
ÖBVP einen 17. Lehrgang zu organisieren und durchzuführen.
Dieser hat am 24. 1 .2004 begonnen und ist gut besucht.

Daneben bieten wir heuer ein wie wir glauben wirklich attraktives
Programm zur Ausbildung in Wirtschaftsmediation an. Wirtschafts-
mediation als Spezialausbildung wird von der AVM im 2-Jahres-
Rhythmus angeboten. Das erste Modul der diesjährigen Wirt-
schaftsmediationsausbildung findet im Mai statt und sind noch
Plätze vorhanden, sodass wir alle Interessierten ersuchen, rasch zu
buchen.

Aufgrund des großen Erfolges unseres Collaborative Law Seminars
im vergangenen Herbst bieten wir heuer ein weiteres 2½ Tage-Se-
minar an, das für Neueinsteiger und Fortgeschrittene vorgesehen
ist. Wir dürfen hier nochmals daran erinnern, dass nach unserer
Ansicht Collaborative Law eine wirklich attraktive, neue Methode

der außergerichtlichen Streitbeilegung ist, die vor allem für Kanz-
leien, die sich mit Familien- und Wirtschaftsrecht befassen, äußerst
interessant ist. Auch in diesem Collaborative Law Seminar werden
wir einen starken Akzent auf Kommunikation legen, für die wir wie-
der Frau Dr. Lyly Rojas gewinnen konnten.
Völlig neu im heurigen Jahr ist die von uns angebotene Ausbildung
im Bereich Kommunikation – Konfliktmanagement – Verhand-
lungstechnik.

Nach einem intensiven Brainstorming im vergangenen Jahr sind
wir zu dem Ergebnis gekommen, dass Kommunikation, Konfliktma-
nagement und Verhandlungstechnik Fähigkeiten sind, die jeder
Anwalt in seinem Berufsleben braucht, ganz gleich auf welches
Gebiet er sich spezialisiert hat, ob er Streitanwalt oder Außerstreit-
anwalt ist. Außergerichtliche Streitbeilegung gewinnt immer mehr
an Bedeutung und sind daher diese Qualifikationen auch immer
wichtiger.
Wir eröffnen diese Seminarreihe speziell auch für Rechtsanwalts-
anwärter/innen, denen wir auch preislich bei diesen Seminaren
stark entgegenkommen. Wir laden Sie daher, sehr geehrte Damen
und Herren Kollegen, recht herzlich ein, von unserem Seminaran-
gebot Gebrauch zu machen. Informationen erhalten Sie über un-
sere Homepage www.avm.co.at sowie über das Sekretariat unter
der Wiener Telefonnummer 513 12 01.
Letztlich darf ich nur sicherheitshalber noch darauf hinweisen, dass
alle unsere Seminare, sei es im Bereich des Familienmediation, sei
es im Bereich Wirtschaftsmediation oder Kommunikation, auch
einzeln gebucht werden können.

Dr. Michael Czinglar, Generalsekretär der AVM
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Im Namen der Republik

In der Rechtssache der klagenden Partei Österre i ch ischer  Rechtsanwal tsvere in ,  Wir tschaf t l i che Orga-
n isat ion der  Rechtsanwäl te  Österre i chs , Rotenturmstraße 13, 1010 Wien, wider die beklagten Parteien Alber
Unternehmensberater  u .  Unternehmensorganisator  KEG,  vormals  Dr.  A lber  KEG, sowie Öster -
re i ch isches  Wir tschaf ts forum,  c/o Dr.  A lber  KEG, beide in Freyung-Tiefer Graben 9, 1010 Wien, vertreten durch 
Dr. Klaus Ke ider, Rechtsanwalt, Esteplatz 4, 1030 Wien, haben die Parteien bei der Tagsatzung am 12.1.2004 folgenden gerichtlichen

Vergleich
geschlossen:

Die erst- und zweitbeklagten Parteien verpflichten sich, es zu Zwecken des Wettbewerbs im geschäftlichen Verkehr zu unterlassen,

a) in der Firma der erstbeklagten Partei den akademischen Grad „Dr.“ ausgeschrieben oder abgekürzt zu führen, sofern als geschäftsführender
Komplementär kein diesen Grad berechtigt führender Akademiker tätig ist;

b) sich als „Dr. Alber & Partner“ zu bezeichnen, sofern nicht eine Gesellschaft mit dieser Firma im Firmenbuch registriert ist;

c) in der Geschäftsausstattung, z.B. auf Briefpapier, sich als „Sachverständigen- und Treuhandkanzlei sowie Rechtsbeistand und Vertretung vor
Behörden“ zu bezeichnen;

d) Personen vor Behörden zu vertreten, sofern dadurch die Gewerbeberechtigung als Unternehmensberater/Unternehmensorganisator über-
schritten wird, insbesondere Nichtunternehmer zu vertreten (z.B. nicht selbständig agierende gewerberechtliche Geschäftsführer) bzw. strittig
gewordene Rechte von Personen vor und außerhalb von Behörden durchzusetzen bzw. durchzusetzen zu versuchen;

e) sich auf die „erteilte Vollmacht“ zu berufen, soweit das Einschreiten außerhalb des Umfangs der Gewerbeberechtigung erfolgt.

Handelsgericht Wien,
1030 Wien, Marxergasse 1a

Dr. Friedrich Kulka
Abt. 10, am 12.1.2004

10Cg111/03h

Seminarangebot der AVM
bzw COOP-Mediation in den
Monaten März und April 2004
COOP-Mediation, Fachausbildung/Fortbildung
REFLEXION DER MENTALEN MODELLE DER JEWEILIGEN QUELLEN-
KOMPETENZ – RECHTSANWÄLTINNEN/PSYCHOTHERAPEUTINNEN
Referentin: Mag. Ruth Visotschnig
Datum: 27. März 2004, 9.00 Uhr bis 19.00 Uhr
Ort: Gartenhotel Altmannsdorf, 1120 Wien, Hoffingergasse 26–28
Kosten: EURO 240,00 zuzgl 20% USt EURO 48,00 inkl Tagungs-
pauschale
Organisation: ÖBVP

COOP-Mediation, Fachausbildung/Fortbildung
PROFESSIONALISIERUNG FÜR MEDIATORINNEN
Optimierung durch systemische Methoden
Referentin: Marlies Lenglachner
Datum: 6./7. April 2004, Wien
Ort: Hotel Kaiser Franz Joseph Wien, 1190 Wien, Sieveringer
Straße 4
Kosten: EURO 440,00 zuzgl 10% UStEURO 44,00 inkl Tagungs-
pauschalen
Organisation: AVM

COOP-Mediation, Fachausbildung/Fortbildung
MEDIATION IM MIETRECHT, WOHUNGSEIGENTUM UND BEI
NACHBARSCHAFTSANGELEGENHEITEN
Referentin: Dr. Ingrid Auer
Datum: 17. April 2004, 9.00 Uhr bis 19.00 Uhr
Ort: Gartenhotel Altmannsdorf, 1120 Wien, Hoffingergasse 26–28
Kosten: EURO 240,00 zuzgl 20% USt. EURO 48,00 inkl Tagungs-
pauschale
Organisation: ÖBVP

AVM-Seminar aus der Reihe KOMMUNIKATION, KONFLIKT-
MANAGEMENT UND VERHANDLUNGSTECHNIK
ERFOLGREICH VERHANDELN
Referentinnen: Mag. Beate Danczul, Dr. Margit Steinzer
Datum: 29./30. April 2004, jeweils 9.00 bis 13.00 Uhr und
14.00 bis 18.00 Uhr
Ort: Hotel Kaiser Franz Joseph Wien, 1190 Wien, Sieveringer
Straße 4
Kosten: EURO 530,00 zuzgl 10% EURO 53,00 inkl Tagungspau-
schalen
Dieses Seminar wird für die Ausbildung der Rechtsanwaltsanwär-
terInnen mit zwei Halbtagen angerechnet.

Nähere Information telefonisch unter 01/513 12 01 und Anmel-
dung im AVM-Büro, Fax 01/513 12 05 oder auf unserer Website:
www.avm.co.at.
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Amtliche Mitteilungen

Wien

Geschäftsordnung für die Rechtsanwaltskammer Wien
und deren Ausschuss 20031)

Name, Sitz und Mitgliedschaft

§ 1 Der Rechtsanwaltskammer Wien mit dem Sitz in Wien gehö-
ren alle Rechtsanwälte an, die in die Liste der Rechtsanwälte
oder in die Liste der niedergelassenen europäischen Rechts-
anwälte dieser Kammer eingetragen sind.

Organe der Kammer

§ 2 Die Organe der Rechtsanwaltskammer sind: die Plenarver-
sammlung und der Ausschuss.

Plenarversammlung

§ 3 Die Plenarversammlung ist für alle Angelegenheiten zustän-
dig, die nach der Rechtsanwaltsordnung, dem Disziplinar-
statut, dieser Geschäftsordnung und anderen Rechtsvorschrif-
ten in ihren Wirkungsbereich fallen.

§ 4 Plenarversammlungen sind durch den Präsidenten über Be-
schluss des Ausschusses einzuberufen.

(a) Die ordentliche Plenarversammlung ist im Laufe der
ersten 6 Monate eines jeden Kalenderjahres einzuberufen.

(b) Eine außerordentliche Plenarversammlung ist einzuberu-
fen, wenn der Ausschuss dies für nötig findet oder wenn dies
wenigstens von einem Fünftel der Kammermitglieder oder
von der Plenarversammlung unter Bekanntgabe des Verhand-
lungsgegenstandes verlangt wird.

§ 5 (1) Zur Plenarversammlung sind alle Kammermitglieder
schriftlich und durch Kundmachung im Intranet der Rechtsan-
waltskammer Wien unter Bekanntgabe der Tagesordnung,
der Zeit und des Ortes, spätestens 5 Wochen vor dem Tage
der Plenarversammlung, einzuladen.

(2) Im Falle der Anberaumung von Wahlen hat die Einla-
dung auch die Aufforderung zur Einbringung von Wahlvor-
schlägen (§ 11 Abs 1) und die Bekanntgabe der Zeit für die
Stimmabgabe (§ 12 Abs 3) zu enthalten.

(3) Rechtsanwaltsanwärter sind berechtigt, ohne Stimmrecht
an den Plenarversammlungen teilzunehmen.

§ 6 (1) Die Tagesordnung der Plenarversammlung wird vom Prä-
sidenten festgelegt.

(2) In die Tagesordnung sind aufzunehmen:

(a) Gegenstände, deren Aufnahme der Ausschuss beschließt;

(b) Gegenstände im Sinne des § 4 lit b;

(c) Anträge aus dem Kreise der Kammermitglieder.

(3) Anträge gemäß Abs 2 Iit. c sind spätestens zwei
Wochen vor dem Tag der Plenarversammlung mit den eigen-
händig unterschriebenen Unterstützungserklärungen von
mindestens 20 Kammermitgliedern einzubringen und durch

den Präsidenten binnen 1 Woche gemäß § 5 kundzu-
machen. Diese Unterstützungserklärungen können auf einer
oder mehreren Urkunden und auch per Telefax abgegeben
werden.

(4) In der Plenarversammlung kann nur über die in die Ta-
gesordnung aufgenommenen Anträge und über von wenig-
stens 20 Mitgliedern unterstützte Zusatz- und Abänderungs-
anträge verhandelt und gültig Beschluss gefasst werden.

§ 7 (1) Den Vorsitz in der Plenarversammlung führt der Präsi-
dent, in dessen Verhinderung einer seiner Stellvertreter,
wenn auch diese verhindert sind, das an Lebensjahren äl-
teste anwesende Mitglied des Ausschusses; ist auch kein Mit-
glied des Ausschusses anwesend, führt das an Lebensjahren
älteste anwesende Mitglied der Plenarversammlung den Vor-
sitz.

(2) Der Vorsitzende eröffnet, leitet, vertagt und schließt die
Plenarversammlung, er kann Ordnungsrufe erteilen und das
Wort entziehen.

§ 8 (1) Über Antrag eines Kammermitgliedes ist über den
Schluss der Wechselrede sogleich abzustimmen.

(2) Ist der Antrag auf Schluss der Wechselrede angenom-
men, so hat der Vorsitzende einem Redner gegen den An-
trag und als Letztem einen Vertreter der Antragsteller das
Wort zu erteilen.

§ 9 (1) Die Plenarversammlung ist, soweit diese Geschäftsord-
nung nichts anderes bestimmt, bei Anwesenheit von mindes-
tens einem Zehntel der Kammermitglieder beschlussfähig.
Zur Gültigkeit eines Beschlusses ist die Stimmabgabe durch
mindestens zwei Fünftel der Anwesenden notwendig.

(2) Zur gültigen Beschlussfassung über die Erlassung, Abän-
derung oder Aufhebung der Geschäftsordnung der Kammer,
sowie der Satzung der Versorgungseinrichtung der Kammer
ist die Anwesenheit von mindestens einem Fünftel der Kam-
mermitglieder und eine Mehrheit von zwei Dritteln erforder-
lich. Die Zahl der Anwesenden ist anhand der Anwesenheits-
liste, die Zahl der Abstimmenden bei der Stimmabgabe zu

1) Beschlossen in der Vollversammlung der Rechtsanwaltskammer für
Wien, Niederösterreich und das Burgenland am 21. 5. 1974, 20. 6.
1977, 10. 6. 1981 und 13. 6. 1984 sowie in den Plenarversammlun-
gen der Rechtsanwaltskammer Wien am 23. 3. 1988, 26. 3. 1990,
18. 4. 1991, 13. 5. 1993, 4. 5. 1995, 13. 4. 1999 und 3. 12.
2003, genehmigt mit den B des BMJ vom 29. 8. 1974, Z 17.502-4b/
74, 1. 9. 1977, Z 16.100/1-I6/77, 28. 7. 1981, Z 16.100/2-I6/81,
29. 6. 1984, Z 16.100/3-I6/84, 13. 4. 1988, Z 16.100/4-I6/88,
2. 5. 1990, Z 16.100/13-I6/90, 24. 5. 1991, Z 16.100/16-I6/91,
3. 6. 1993, Z 16.100/23-I 6/93, 19. 5. 1995, Z 16.100/24-I 6/
1995, 30. 7. 1999, Z 16.100/29-I 6/1999 und vom 2. 2. 2004,
Z 16.100/38-16/2003 bzw kundgemacht im AnwBl 1974, 242;
1977, 338; 1981, 394; 1984, 380; 1990, 241; 1991, 449; 1993,
482; 1995, 405 und 1999, 769.
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ermitteln und vom Vorsitzenden der Plenarversammlung be-
kannt zu geben.

(3) Beschlüsse werden, soweit diese Geschäftsordnung
nichts anderes bestimmt, mit einfacher Mehrheit der abgege-
benen Stimmen gefasst. Der Vorsitzende hat nur im Falle der
Stimmengleichheit ein Stimmrecht.

(4) Das Stimmrecht kann nur persönlich ausgeübt werden;
jede Vertretung ist unzulässig. Die Abstimmung geschieht in
der Regel durch Handaufheben. Im Zweifel ist die Gegen-
probe, erforderlichenfalls namentliche Abstimmung vorzu-
nehmen.

Über Anordnung des Präsidenten oder eines von wenigstens
20 Mitgliedern unterstützten schriftlichen Antrages ist die Ab-
stimmung namentlich oder geheim mit Stimmzettel durchzu-
führen.

§ 10 (1) In der Plenarversammlung ist ein Protokoll und eine An-
wesenheitsliste zu führen.

(2) Hierzu bestimmt der Vorsitzende einen Schriftführer aus
den anwesenden Kammermitgliedern oder aus dem Perso-
nalstand des Kammeramtes. Das Protokoll und die Anwesen-
heitsliste sind von dem Vorsitzenden und dem Schriftführer
zu unterfertigen.

(3) Das Protokoll ist im Kammeramt zur Einsicht für die Kam-
mermitglieder aufzulegen. Der Zeitpunkt der Auflage ist
schriftlich über die Kammernachrichten oder das Intranet der
Rechtsanwaltskammer Wien kundzumachen. Eine Kurzfas-
sung des Protokolls ist schriftlich allen Kammermitgliedern
ebenfalls über die Kammernachrichten oder das genannte
Intranet bekannt zu geben.

(4) Einwendungen gegen das Protokoll sind binnen 4 Wo-
chen nach Auflegung und deren Bekanntmachung beim Prä-
sidenten einzubringen. Über diese Einwendungen entschei-
det die nächste Plenarversammlung.

Wahlen

§ 11 (1) Mit der Einladung zu einer Plenarversammlung, bei der
nach der Tagesordnung Wahlen durchgeführt werden, ist
zur Einbringung von Wahlvorschlägen aufzufordern. Wahl-
vorschläge sind spätestens 3 Wochen vor dem Tag der Ple-
narversammlung mit der Unterstützungserklärung (siehe § 6
Abs 3) von mindestens 20 Kammermitgliedern schriftlich
beim Ausschuss einzubringen. Der Ausschuss hat zeitgerecht
eingelangte Vorschläge unverzüglich schriftlich oder über
Intranet der Rechtsanwaltskammer Wien allen Kammermit-
gliedern bekannt zu machen.

(2) Kandidaten sind nur wählbar, wenn sie spätestens eine
Woche vor der Plenarversammlung dem Ausschuss die
schriftliche Erklärung abgeben, eine allfällige Wahl anzu-
nehmen.

§ 12 (1) Die Wahlen erfolgen in der Plenarversammlung mit
Stimmzetteln, die der Ausschuss auflegt und auf denen die
einzelnen Wahlvorschläge gemäß § 11 Abs 1 ersichtlich
sind.
(2) Die Wahlen sind geheim; das Stimmrecht kann nur per-
sönlich ausgeübt werden; eine Vertretung ist unzulässig.
(3) Beginn und Schluss der Stimmabgabe sind vom Vorsit-
zenden in der Plenarversammlung zu verkünden. Der Vorsit-
zende hat den beabsichtigten Schluss der Stimmabgabe, der
nicht vor dem in der Einladung bekannt gegebenen Zeitpunkt
erfolgen darf, zehn Minuten vorher anzukündigen.
(4) Die Anzahl der zur Wahl Anwesenden ist vom Vorsitzen-
den unmittelbar nach Schluss der Stimmabgabe aufgrund
der Anwesenheitsliste festzustellen und dem Obmann der
Stimmzähler bekannt zu geben. Die zu einer Wahl erforder-
liche Mehrheit der Stimmen wird im ersten und zweiten
Wahlgang (§ 24 Abs 1 und Abs 2 RAO) nach der Anzahl
der zur Wahl Anwesenden ermittelt; im dritten Wahlgang
entscheidet die Mehrheit der abgegebenen gültigen Stim-
men.
(5) Zur Ermittlung des Ergebnisses der Stimmabgabe sind 5
bis 35 Stimmenzähler in ungerader Zahl, jedoch nicht aus
dem Kreis der Wahlkandidaten, von der Plenarversammlung
vor Beginn der Stimmabgabe zu wählen. Zusätzlich be-
stimmt der Ausschuss eines seiner Mitglieder als Obmann.
Die gewählten Stimmzähler entscheiden mit einfacher Mehr-
heit. Der Obmann hat nur bei Stimmengleichheit das Stimm-
recht.
Bei schriftlicher Abstimmung ist analog vorzugehen.
In den Fällen, in denen mehrere Personen in einem Wahl-
gang zur Wahl stehen (z.B. Mitglieder des Ausschusses, des
Disziplinarrates usw) und mehr Kandidaten die absolute
Stimmenmehrheit erhalten als Positionen zu besetzen sind,
sind nur so viele Kandidaten gewählt, wie offene Positionen
vorhanden sind, und zwar nach Maßgabe der Stimmen-
stärke.
Sollten dabei für zwei oder mehr Kandidaten gleich viele
Stimmen abgegeben werden und mit diesen Kandidaten die
Zahl der zu wählenden Positionen überschritten werden, ist
zwischen diesen Kandidaten ein weiterer Wahlgang abzu-
halten.
(6) Das Ergebnis der Stimmabgabe wird von den Stimmzäh-
lern in einem Protokoll beurkundet, das folgende Angaben
enthält:
(a) die Anzahl der Anwesenden,
(b) die Anzahl der abgegebenen, der leeren und ungültigen
Stimmzettel und
(c) die Anzahl der auf jeden Kandidaten entfallenen gülti-
gen Stimmen,
(d) die gewählten Kandidaten.
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(7) Für einen Kandidaten zur Wahl in den Ausschuss als Prä-
sident, Präsidenten-Stellvertreter oder Mitglied kann eine
Stimme gültig nur für eine dieser Funktionen abgegeben wer-
den; dies gilt auch für einen Kandidaten als Präsident oder
Mitglied des Disziplinarrates, sowie als Kammeranwalt und
Kammeranwaltstellvertreter oder Mitglied der Obersten Beru-
fungs- und Disziplinarkommission für Rechtsanwälte und
Rechtsanwaltsanwärter.

(8) Wird ein zweiter oder dritter Wahlgang (§ 24 Abs 1
und Abs 2 RAO) notwendig, ist dies vom Vorsitzenden der
Plenarversammlung zu verkünden, wobei die Plenarver-
sammlung zur Durchführung des zweiten oder dritten Wahl-
ganges vom Vorsitzenden erstreckt werden kann.

(9) Das Protokoll ist vom Obmann und von allen Stimmzäh-
lern zu unterfertigen. Der Obmann berichtet dem Vorsitzen-
den über das Ergebnis der Stimmabgabe. Das Ergebnis der
Wahlen wird vom Vorsitzenden wenn möglich unmittelbar in
der Plenarversammlung verkündet. Jedenfalls ist es vom Prä-
sidenten insbesondere im „Österreichischen Anwaltsblatt“
kundzumachen unter Mitteilung der abgegebenen und auf
den einzelnen Kandidaten entfallenen Stimmen.

Das Mandat eines neu oder wiedergewählten Funktionärs
beginnt mit dem der Plenarversammlung folgenden Monats-
ersten. Soferne dieser Monatserste auf ein Wochenende
oder einen gesetzlichen Feiertag fällt, beginnt die Funktions-
periode mit dem darauf folgenden Werktag.

Ausschuss

§ 13 Der Ausschuss der Rechtsanwaltskammer Wien besteht aus
dem Präsidenten, drei Präsidenten-Stellvertretern und aus
weiteren 26 Mitgliedern.

§ 14 (1) Die Mitglieder des Ausschusses werden auf die Dauer
von drei Jahren gewählt.

(2) Im Falle einer Neuwahl des gesamten Ausschusses schei-
den nach Ablauf der ersten auf diese Neuwahl folgenden
ordentlichen Plenarversammlung 9 Ausschussmitglieder, im
zweiten Jahre 9 Ausschussmitglieder und die Präsidenten-
Stellvertreter, im 3. Jahre die übrigen Ausschussmitglieder
und der Präsident aus.

§ 15 (1) Im ersten und zweiten Jahr nach einer Neuwahl des
gesamten Ausschusses entscheidet über das Ausscheiden
von 9 Ausschussmitgliedern im ersten Jahr und von weiteren
9 Ausschussmitgliedern im zweiten Jahr nach der Wahl das
Los, in den folgenden Jahren der Ablauf der dreijährigen
Funktionsdauer.

(2) Die Auslosung ist in einer Sitzung des Ausschusses vorzu-
nehmen.

(3) Wenn Ausschussmitglieder während der Funktionsdauer
ausscheiden, werden sie durch Ersatzwahlen für deren restli-
che Amtsdauer ersetzt.

Präsident

§ 16 (1) Der Präsident führt die laufenden Geschäfte. Soweit es
sich nicht um die Vollziehung der Gesetze handelt, vertritt er
die Kammer und den Ausschuss nach außen. Er vollzieht
deren Beschlüsse.

(2) Er überwacht die Erledigung der Geschäftsstücke und
die Durchführung der von der Plenarversammlung oder vom
Ausschuss gefassten Beschlüsse; ihm obliegt die Aufsicht
über das Kammeramt. Er bestimmt die Sitzungen des Aus-
schusses und führt dort den Vorsitz.

(3) In Verhinderung des Präsidenten vertritt diesen und übt
dessen Befugnisse der an Funktionsjahren älteste Präsiden-
ten-Stellvertreter, bei dessen Verhinderung der an Funktions-
jahren zweitälteste und schließlich der an Funktionsjahren
drittälteste Präsidentenstellvertreter aus. Sind auch die Präsi-
denten-Stellvertreter verhindert, hat das an Lebensjahren
älteste Ausschussmitglied die Befugnisse des Präsidenten
auszuüben.

Ehrenpräsident

§ 17 (1) Der Titel „Ehrenpräsident“ kann von der Plenarversamm-
lung ehemaligen Präsidenten der Kammer verliehen werden,
die dieses Amt durch drei Funktionsperioden, davon zwei
aufeinander folgende, ausgeübt und sich hiebei um den
Stand hervorragend verdient gemacht haben. Bei Lebzeiten
eines Ehrenpräsidenten ist die Verleihung dieses Titels an
eine andere Person ausgeschlossen.

(2) Die Verleihung des Titels „Ehrenpräsident“ erfolgt in offe-
ner Abstimmung mit absoluter Mehrheit der abgegebenen
Stimmen.

Geschäftsführung des Ausschusses

§ 18 (1) Der Ausschuss fasst seine Beschlüsse im Plenum oder in
Abteilungen; er kann bestimmte Angelegenheiten einem Re-
ferenten oder einem Angestellten der Rechtsanwaltskammer
zur Erledigung übertragen.

(2) Jede Abteilung besteht aus 5 Mitgliedern, hievon ist
zumindest eines der Präsident oder ein Präsidenten-Stellver-
treter.

(3) In den Sitzungen des Ausschusses und der Abteilungen
führt der Präsident oder ein Präsidenten-Stellvertreter den
Vorsitz, bei deren Verhinderung das an Lebensjahren älteste
anwesende Mitglied.

§ 19 (1) Das Plenum und die Abteilungen sind bei Anwesenheit
von mindestens der Hälfte ihrer Mitglieder beschlussfähig.

(2) Entscheidungen werden mit einfacher Mehrheit der Stim-
men gefasst; der Vorsitzende hat nur bei Stimmengleichheit
ein Stimmrecht.
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§ 20 Die Sitzungen des Ausschusses finden in der Regel 14-tägig
statt. Nach Bedarf beruft der Präsident weitere Sitzungen
ein.

§ 21 (1) Beschlüsse des Ausschusses im Plenum und in den Abtei-
lungen, die in Form von Bescheiden ergehen, sind mit einer
Begründung und mit einer Rechtsmittelbelehrung zu verse-
hen.
(2) Parteien (§ 8 AVG), die sich durch den Bescheid einer
Abteilung beschwert erachten, können binnen 14 Tagen
nach Zustellung des Bescheides Vorstellung an den Aus-
schuss erheben.

§ 22 Dem Plenum bleiben alle Angelegenheiten vorbehalten, die
nicht gemäß § 23 von der Abteilung zu entscheiden sind,
insbesondere
(a) die Vorbereitung von Gegenständen, über welche die
Entscheidung der Plenarversammlung zusteht und die Vorbe-
reitung der in der Plenarversammlung zu stellenden Anträge;
(b) die Einberufung ordentlicher oder außerordentlicher Ple-
narversammlungen;
(c) die Beschlussfassung über die Eintragung in die Rechts-
anwaltsliste und die Löschung aus dieser Liste (§ 34 RAO) so-
wie die Führung der Liste der Rechtsanwalts-Gesellschaften,
insbesondere die Entscheidung über die Verweigerung der
Eintragung oder Streichung einer Gesellschaft;
(d) die Beschlussfassung über die Vorstellung gegen Be-
schlüsse der Abteilungen, wobei Ausschussmitglieder, die in
der Abteilung mitgestimmt haben, nicht mitstimmen.
(e) Maßnahmen, die im Interesse oder zur Wahrung der
Ehre und des Ansehens des Standes notwendig sind;
(f) die Zusammensetzung der Abteilungen und die Vertei-
lung der Geschäfte gemäß § 26 Abs 2 RAO auf die Abtei-
lungen und die Beschlussfassung einer Geschäftsverteilung;
(g) die Entsendung von Delegierten zur Vertreterversamm-
lung des Österreichischen Rechtsanwaltskammertages.

§ 23 Folgende Aufgabenbereiche sind in Abteilungen zu entschei-
den bzw zu erledigen:
(a) die Führung der Liste der Rechtsanwaltsanwärter, die Be-
stätigung der Rechtsanwaltspraxis sowie die Ausfertigung
der Legitimation zur Substituierung an dieselben und der Be-
glaubigungsurkunde für Kanzleiangestellte (§ 28 Abs 1 lit b
RAO); die Bestellung eines mittlerweiligen Stellvertreters in
den von der RAO oder dem Disziplinarstatut angeordneten
Fällen (§ 28 Abs 1 lit. h RAO);
(b) die Besorgung der ökonomischen Geschäfte der Rechts-
anwaltskammer und die Einbringung der Jahresbeiträge
(§ 28 Abs I lit d RAO);
(c) die Erstattung von Gutachten über die Angemessenheit
des Honorars und Vergütung für Dienstleistungen des Rechts-
anwaltes (Kostenüberprüfungsverfahren) sowie die ange-
suchte gütliche Beilegung des Streites über selbe (§ 28 Abs 1

lit f RAO); die Bestellung von Sachverständigen in Kosten-
streitigkeiten vor Gericht;

(d) die gütliche Beilegung von beruflichen Streitigkeiten zwi-
schen Rechtsanwälten, Rechtsanwaltspartnerschaften und
Rechtsanwaltsanwärtern (§ 28 Abs 1 lit g RAO) sowie von
Streitigkeiten zwischen einem Rechtsanwalt, einer Rechts-
anwaltspartnerschaft oder einem Rechtsanwaltsanwärter und
einer Partei, sofern sich beide Seiten einverstanden erklären;

(e) die Bestellung eines Rechtsanwaltes nach den §§ 45 und
45a RAO und die Entscheidung über Vergütungsansprüche
gem § 16 Abs 4 (§ 28 Abs I lit i RAO) und § 16 Abs 5 RAO
(§ 26 Abs 2 RAO);

(f) die Aufsicht über Rechtsanwälte und Rechtsanwaltsanwär-
ter einschließlich der Erteilung von allgemeinen Aufträgen
und Weisungen (§ 26 Abs 2 RAO);

(g) die Zuerkennung von Leistungen aus der Versorgungsein-
richtung (§ 26 Abs 2 RAO).

§ 23a Zur Bestellung von Rechtsanwälten nach den §§ 45 oder
45a RAO ist in Fällen, in denen eine sofortige Bestellung
erforderlich ist, das von der Abteilung hiezu bestimmte Mit-
glied derselben berufen.

§ 24 (1) Über die Sitzungen des Ausschusses ist Protokoll zu füh-
ren; dieses hat die Namen der anwesenden Ausschussmit-
glieder, die behandelten Gegenstände mit den Anträgen
und der Beschlussfassung unter Anführung der Geschäftszahl
zu enthalten.

(2) Das Protokoll ist vom Vorsitzenden und vom Schriftführer
zu unterfertigen. Zum Schriftführer kann ein Mitglied des Aus-
schusses oder ein Angestellter des Kammeramtes bestellt wer-
den.

§ 25 Die Mitglieder des Ausschusses sind zur Verschwiegenheit
über vertrauliche Vorgänge im Ausschuss verpflichtet. Ver-
traulich sind jedenfalls alle Personalsachen und solche, die
ausdrücklich für vertraulich erklärt werden.

Zuständigkeit und Verfahren im Besonderen

§ 26 (1) Der Ausschuss ist berechtigt und verpflichtet, das Ver-
halten der Rechtsanwälte und Rechtsanwaltsanwärter seiner
Beurteilung zu unterziehen und darüber zu entscheiden.

(2) Er ist berechtigt, zur Beseitigung von Missständen Auf-
träge an Rechtsanwälte und Rechtsanwaltsanwärter zu ertei-
len.

§ 27 (1) Der Ausschuss hat Anzeigen oder Beschwerden gegen
einen Rechtsanwalt oder Rechtsanwaltsanwärter, wenn der
begründete Verdacht eines Disziplinarvergehens vorliegt,
dem Kammeranwalt zuzuleiten (§ 22 Abs 1 DSt).

(2) Im Falle der Zurücklegung einer Anzeige durch den Kam-
meranwalt kann der Ausschuss dem Kammeranwalt die Dis-
ziplinarverfolgung des Angezeigten auftragen (§ 22 Abs 2
DSt).
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(3) Beschwerden oder Anzeigen gegen einen Rechtsanwalt
oder Rechtsanwaltsanwärter, die nicht ein Disziplinarverge-
hen betreffen, sind durch den Ausschuss zu erledigen; falls
diese nicht bereits aufgrund der Aktenlage erledigt werden
können, sind sie den Betroffenen mit dem Auftrag zuzustel-
len, sich darüber binnen einer im Einzelfall zu bestimmenden
Frist schriftlich zu äußern. Der Ausschuss kann zweckdienli-
che Erhebungen pflegen lassen.

§ 28 (1) Jeder Rechtsanwalt oder Rechtsanwaltsanwärter ist ver-
pflichtet, einer Vorladung des Ausschusses oder der zustän-
digen Abteilung Folge zu leisten und abgeforderte Äußerun-
gen und Erklärungen verantwortlich zu erstatten.

(2) Jede Rechtsanwalts-Gesellschaft hat dem Ausschuss auf
Anfrage den für einen bestimmten Vorfall, eine Anzeige oder
Beschwerde verantwortlichen Partner (RA) bekannt zu ge-
ben. Diesen treffen die Verpflichtungen gemäß Abs 1.

(3) Die unentschuldigte Nichtbeachtung der Aufträge und
Vorladungen des Ausschusses ist dem Kammeranwalt (§ 22
DSt) zur weiteren Behandlung anzuzeigen.

§ 29 (1) In Streitigkeiten über die Angemessenheit des anwaltli-
chen Honoraranspruches kann der Ausschuss ein Gutachten
erstatten, wenn beide Teile (Rechtsanwalt, Rechtsanwalts-
Partnerschaft oder RA-GesmbH und Partei) darum ansuchen
und zumindest der Rechtsanwalt oder die Rechtsanwalts-Part-
nerschaft erklärt, sich dem Gutachten des Ausschusses zu un-
terwerfen.

(2) Im Falle der Geltendmachung des Honoraranspruches im
außerstreitigen Verfahren, bei einer Verwaltungsbehörde
oder einem ausländischen Gericht kann der Ausschuss auch
auf einseitiges Ersuchen des Rechtsanwaltes oder der Rechts-
anwalts-Partnerschaft ein Gutachten abgeben.

§ 30 Der Ausschuss erstattet ferner auf Ersuchen der Gerichte Gut-
achten über die Angemessenheit des anwaltlichen Honorars
und macht Sachverständige für Kostenstreitigkeiten im ge-
richtlichen Verfahren namhaft.

§ 31 Der Ausschuss oder der Präsident können aufgrund eines
Schiedsvertrages zur Bestellung eines Schiedsrichters, des
Obmannes eines Schiedsgerichtes oder zur Einsetzung eines
Schiedsgerichtes zur Vermittlung von Streitigkeiten zwischen
Rechtsanwälten, Rechtsanwalts-Partnerschaften, Rechtsan-
waltsanwärtern oder zwischen ihnen und einer Partei ange-
rufen werden.

Rechnungsprüfer

§ 32 Die Plenarversammlung hat jährlich zwei Rechnungsprüfer
zu wählen, deren Funktionsperiode mit der auf ihre Wahl fol-
genden Plenarversammlung erlischt. Die Wiederwahl von
Rechnungsprüfern ist zulässig. Wählbar sind alle in der Liste
der Rechtsanwaltskammer eingetragenen Rechtsanwälte, die

nicht dem Ausschuss dieser Rechtsanwaltskammer angehö-
ren.

Die Rechnungsprüfer haben den jährlichen Rechnungsabschluss
der Kammer (einschließlich Versorgungseinrichtung) zu prüfen und
der auf das Rechnungsjahr folgenden Plenarversammlung Bericht
zu erstatten.

Fachsenate

§ 32a (1) Der Ausschuss kann zur wissenschaftlichen Pflege von
für den Rechtsanwaltsstand wichtigen Rechtsgebieten, zur
Vorbereitung von Gesetzesentwürfen und zur Erstellung von
Fachgutachten zu Gesetzesentwürfen (§ 28 Abs 1 lit 1
RAO), oder zu aktuellen Rechtsfragen Fachsenate einrichten,
dies auch gemeinsam mit Kammern anderer rechtsberaten-
der Berufe.

(2) Die Fachsenate sind entweder auf bestimmte Dauer oder
auf unbestimmte Dauer einzurichten. Ihnen kommt nur bera-
tende Funktion zu.

(3) Zum Leiter eines Fachsenates ist entweder ein Mitglied
des Ausschusses oder über einstimmigen Beschluss des Aus-
schusses ein in der Liste der Rechtsanwaltskammer Wien ein-
getragener Rechtsanwalt zu bestellen. Zu Mitgliedern von
Fachsenaten können Rechtsanwälte sowie Angehörige ande-
rer rechtsberatender und rechtswissenschaftlicher Berufe be-
stellt werden.

§ 32b Der Leiter eines Fachsenates hat die für dessen Aufgaben
erforderlichen Sitzungen anzusetzen; er hat dem Ausschuss
mindestens einmal jährlich und bei Beendigung der Tätigkeit
des Fachsenates Bericht zu erstatten.

§ 32c Der Ausschuss kann die Tätigkeit eines Fachsenates für be-
endet erklären und diesen damit auflösen, wenn sein Be-
stand nicht mehr im Standesinteresse gelegen ist. Ebenso
kann ein Fachsenat die Beendigung seiner Tätigkeit beschlie-
ßen. Wenn der Ausschuss dem darüber erstatteten Bericht
nicht spätestens in den nächsten zwei darauf folgenden Aus-
schusssitzungen widerspricht, ist der Fachsenat auch damit
aufgelöst.

Kammeramt

§ 33 (1) Die Kanzleigeschäfte der Rechtsanwaltskammer werden
durch das Kammeramt besorgt.

(2) Die Organisation des Kammeramtes bestimmt der Aus-
schuss, soweit sie den Disziplinarrat betrifft, im Einverneh-
men mit dem Disziplinarrat.

(3) Der Ausschuss kann für einzelne Aufgabenbereiche (Ple-
nar- oder Abteilungsangelegenheiten) im Rahmen der Ge-
schäftsverteilung eigene Geschäftsabteilungen im Kammer-
amt einrichten und für diese verantwortliche Leiter bestellen.

(4) Dem gesamten Kammeramt steht ein hauptberuflicher
Kammeramtsdirektor vor. Für diesen kann ein Stellvertreter
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bestellt werden, der den Kammeramtsdirektor im Verhinde-
rungsfall vertritt.

(5) Im Kammeramt ist eine gemeinsame Einlaufstelle für sämtliche
Organe der Kammer sowie für den Kammeranwalt und den Diszip-
linarrat einzurichten.

Eintragung in die Listen – Legitimationen

§ 33a (1) Das Kammeramt führt entsprechend den Beschlüssen
des Ausschusses die Listen der Rechtsanwälte, der Rechtsan-
walts-Gesellschaften und der Rechtsanwaltsanwärter, sowie
die Liste der niedergelassenen europäischen Rechtsanwälte.

(2)

(a) In die Liste der Rechtsanwälte sind insbesondere der
Name, der Code, das Geburtsdatum, die Anschrift, der
Kanzleisitz, das Eintragungsdatum sowie die Telefon- und
Telefaxnummer einzutragen.

(b) In die Liste der niedergelassenen europäischen Rechtsan-
wälte sind insbesondere der Name, der Code, das Geburts-
datum, die Anschrift, der Kanzleisitz in Österreich, das Ein-
tragungsdatum, sowie die Telefon- und Telefaxnummer, und
die Berufsbezeichnung im Herkunftsland sowie die Berufs-
organisation, der er im Herkunftsland angehört einzutragen.

(3) In die Liste der Rechtsanwalts-Gesellschaften sind fol-
gende Angaben einzutragen:

(a) Die Art der Gesellschaft und die Gesellschaftsbezeich-
nung, bei einer Rechtsanwaltspartnerschaft oder RA-
GesmbH, deren Firma und FB-Nummer;

(b) Namen, Geburtsdatum, Anschrift und Kanzleisitz der zur
Vertretung berechtigten Gesellschafter (Rechtsanwälte) sowie
Namen, Geburtsdatum und Anschrift der übrigen Gesell-
schafter;

(c) Kanzleisitz der Gesellschaft sowie Telefon- und Telefax-
Nummer der Gesellschaft.

(4) In die Liste der Rechtsanwaltsanwärter sind insbesondere
der Name, der Code, das Geburtsdatum und die Privatan-
schrift des Rechtsanwaltsanwärters sowie Name und Kanzlei-
sitz des ausbildenden Rechtsanwaltes samt Eintritts- und Aus-
trittsdatum des Rechtsanwaltsanwärters sowie das Datum der
abgelegten Rechtsanwaltsprüfung einzutragen.

Eintragung in die Rechtsanwaltsliste

§ 34 (1) Das nach der Rechtsanwaltsordnung vor Eintragung in
die Liste der Rechtsanwälte abzulegende Gelöbnis ist in die
Hand des Präsidenten oder eines Präsidenten-Stellvertreters
abzulegen. Im Falle einer Verhinderung kann das Gelöbnis
mit Zustimmung des Präsidenten schriftlich geleistet werden.

(2) Die Ablegung des Gelöbnisses ist zu beurkunden.

§ 35 (1) Der Ausschuss stellt auf Antrag eine amtliche Legitima-
tion für die Mitglieder der Kammer (Rechtsanwälte, niederge-

lassene europäische Rechtsanwälte, Rechtsanwalts-Partner-
schaften und RA-GesmbHs sowie für deren Niederlassungen
im Kammersprengel) aus, welche die Unterschrift des Präsi-
denten oder eines Präsidenten-Stellvertreters zu enthalten
hat.

(2) Diese amtliche Legitimation muss bei Rechtsanwälten den
Namen, den Code, das Geburtsdatum und den Kanzleisitz
des Rechtsanwaltes sowie ein Lichtbild mit Unterschrift enthal-
ten. Bei niedergelassenen europäischen Rechtsanwälten ist
zusätzlich die Berufsbezeichnung im Herkunftsland anzufüh-
ren.

(3) Legitimationen von Rechtsanwalts-Partnerschaften und
RA-GesmbHs haben die Firma, den Code, den Kanzleisitz
der Gesellschaft und alle Namen der zur Vertretung und
Geschäftsführung berechtigten Gesellschafter (Rechtsan-
wälte) zu enthalten. Sie ist von allen diesen Rechtsanwälten
zu unterfertigen. Jede Gesellschaft kann so viele Legitimatio-
nen beantragen, als sie vertretungsbefugte Gesellschafter
(Rechtsanwälte) hat.

(4) Die Ausstellung erfolgt gegen Entrichten der Gebühren
und (im Falle eines Rechtsanwaltes) Beibringung eines Licht-
bildes. Die Legitimation ist vom Rechtsanwalt oder einem ver-
tretungsberechtigten Gesellschafter im Kammeramt zu behe-
ben.

(5) Sie ist im Falle der Streichung oder Löschung aus der
Rechtsanwaltsliste, der Liste der niedergelassenen europäi-
schen Rechtsanwälte, oder der Liste der Rechtsanwalts-
Gesellschaften, sowie im Falle der Auflösung der Niederlas-
sung, sowie im Falle der Verzichtsleistung auf die Ausübung
der Rechtsanwaltschaft an den Ausschuss zurückzustellen; im
Falle der Untersagung der Ausübung der Rechtsanwaltschaft,
ist die Legitimation für die Dauer der Untersagung im Kam-
meramt umgehend zu hinterlegen.

(6) Bei Veränderung der in der Legitimation enthaltenen
Angaben des Rechtsanwaltes oder der Rechtsanwaltspartner-
schaft ist die Legitimation zur Anmerkung dieser Änderungen
an den Ausschuss zurückzustellen.

(7) Im Falle des Verlustes einer Legitimation wird eine neue
über Antrag gegen Nachweis der polizeilichen Verlustan-
zeige ausgestellt.

§ 36 (1) Alle Kammermitglieder sind verpflichtet, jede Änderung,
insbesondere ihres Namens, ihrer Anschrift, ihres Kanzleisit-
zes und ihrer Telefon- und Faxnummer dem Ausschuss umge-
hend mitzuteilen.

(2) Rechtsanwalts-Gesellschaften (§ 1a RAO) haben jede
Änderung nachstehender Umstände unverzüglich dem Aus-
schuss der Rechtsanwaltskammer Wien anzumelden:

(a) Art der Gesellschaft und die Gesellschaftsbezeichnung,
bei einer Rechtsanwaltspartnerschaft die Firma;
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(b) Namen, Anschrift und Kanzleisitz der zur Vertretung und
Geschäftsführung berechtigten Gesellschafter sowie Namen
und Anschrift der übrigen Gesellschafter;

(c) Kanzleisitz der Gesellschaft sowie Telefon- und Telefax-
nummer der Gesellschaft;

(d) Alle weiteren Angaben, aus denen hervorgeht, dass bei
allen Gesellschaftern die Erfordernisse des § 21c RAO erfüllt
sind.

Der Anmeldung ist die Erklärung aller Gesellschafter, die
Rechtsanwälte sind, anzuschließen, dass sie in Kenntnis ihrer
disziplinären Verantwortung die Richtigkeit der Anmeldung
bestätigen.

Übersiedlung

§ 37 (1) Kammermitglieder und Rechtsanwaltsgesellschaften mit
dem Sitz im Sprengel der Rechtsanwaltskammer Wien, wel-
che in den Sprengel einer anderen Rechtsanwaltskammer zu
übersiedeln beabsichtigen, haben dies vor dem Vollzug der
Übersiedlung unter Bekanntgabe des neuen Kanzleisitzes
sowohl dem Ausschuss der Rechtsanwaltskammer Wien, als
auch dem Ausschuss der Rechtsanwaltskammer, in deren
Sprengel der neu gewählte Kanzleisitz liegt, anzuzeigen.

(2) Die Anzeige ist bei Rechtsanwälten über Veranlassung
des Ausschusses im Internet auf der Homepage des Österrei-
chischen Rechtsanwaltskammertages unverzüglich und allge-
mein zugänglich zu veröffentlichen und die Löschung aus der
Liste der Rechtsanwaltskammer Wien zu vollziehen.

(3) Rechtsanwälte oder Rechtsanwaltsgesellschaften, die in
den Sprengel der Rechtsanwaltskammer Wien zu übersie-
deln beabsichtigen, haben dies vor dem Vollzug der Über-
siedlung dem Ausschuss unter Angabe der im § 33a Abs 2
genannten Daten anzuzeigen.

(4) Dieser Anzeige ist die vorgeschriebene Gebühr für die
Eintragung in die Rechtsanwaltsliste oder der Liste der Rechts-
anwaltsgesellschaften anzuschließen.

Rechtsanwaltsanwärter

§ 38 (1) Dem Ausschuss obliegt die Oberaufsicht über die Rechts-
anwaltsanwärter; der Ausschuss ist berechtigt und verpflich-
tet, die Voraussetzungen für die Eintragung der RAA, die Art
ihrer Verwendung und die Gesetzmäßigkeit der Praxis zu
überprüfen, zu diesem Zwecke Erhebungen zu pflegen und
gegebenenfalls entsprechende Aufträge zu erteilen.

(2) Findet der Ausschuss, dass bei dem antragstellenden
Rechtsanwalt die Voraussetzungen für die Ausbildung eines
Rechtsanwaltsanwärters nicht gegeben sind oder die von
einem Rechtsanwaltsanwärter zurückgelegte Praxis den ge-
setzlichen Vorschriften nicht spricht, so hat er im ersten Falle
die Eintragung in die Liste der Rechtsanwaltsanwärter, im
zweiten Falle die Praxisbestätigung zu verweigern.

§ 39 Die Anzeigen des Übertrittes eines Rechtsanwaltsanwärters
von einem Rechtsanwalt zu einem anderen erledigt in der
Regel der Vorsitzende der Abteilung.

§ 40 (1) Auf Antrag des Rechtsanwaltes ist für den bei ihm ein-
getragenen Rechtsanwaltsanwärter ein Vertretungsausweis
(Legitimationsurkunde) auszustellen, der den Namen des
Rechtsanwaltes und des Rechtsanwaltsanwärters, den Um-
fang der Vertretungsbefugnis durch Anführung der gesetzli-
chen Bestimmungen und die Unterschrift des Rechtsanwalt-
sanwärters enthält. Beim Ausscheiden des Rechtsanwaltsan-
wärters aus der bisherigen Verwendung ist die Legitimations-
urkunde unverzüglich an den Ausschuss zurückzustellen.

(2) Die Ausstellung einer Legitimationsurkunde zur Vertre-
tung mehrerer Rechtsanwälte ist auch dann unzulässig, wenn
diese in Kanzleigemeinschaft stehen oder einer Rechtsan-
walts-Gesellschaft angehören.

(3) Im Falle des Verlustes der Legitimationsurkunde wird eine
neue auf Ansuchen des Rechtsanwaltes gegen Nachweis der
polizeilichen Verlustanzeige ausgestellt.

§ 41 Der Rechtsanwaltsanwärter ist verpflichtet, das Ergebnis der
Rechtsanwaltsprüfung und die Eintragung in die Verteidiger-
liste dem Ausschuss anzuzeigen und nachzuweisen.

Beglaubigungsurkunden

§ 42 (1) Auf Antrag des Rechtsanwaltes, der Rechtsanwalts-Part-
nerschaft oder der RA-GesmbH kann für die bei diesen ange-
stellten Rechtsanwaltsgehilfen ein Vertretungsausweis (Be-
glaubigungsurkunde) ausgestellt werden; der Antrag hat die
jeweils vom Ausschuss geforderten Angaben zu enthalten
und ist vom Rechtsanwaltsgehilfen mitzufertigen. Die Beglau-
bigungsurkunde hat den Namen des Rechtsanwaltes, der
Rechtsanwalts-Partnerschaft der RA-GesmbH und des Rechts-
anwaltsgehilfen samt dessen Code und Geburtsdatum zu ent-
halten. Nach Beendigung des Dienstverhältnisses ist die Be-
glaubigungsurkunde an den Ausschuss unverzüglich zurück-
zustellen.

(2) Der Ausschuss führt über die von ihm ausgestellten Be-
glaubigungsurkunden ein Verzeichnis, in dem der Tag des
Beginnes und des Erlöschens des Vertretungsrechtes einzu-
tragen ist.

(3) Im Falle des Verlustes der Beglaubigungsurkunde wird
eine neue auf Ansuchen des Rechtsanwaltes gegen Nach-
weis der polizeilichen Verlustanzeige ausgestellt.

Mittlerweiliger Stellvertreter

§ 43 (1) Die zuständige Abteilung des Ausschusses hat einem
Rechtsanwalt in den Fällen der §§ 14 und 34 Abs 1 und 2
RAO einen mittlerweiligen Stellvertreter zu bestellen.

(2) Im Falle des Erlöschens der Berechtigung zur Ausübung
der Rechtsanwaltschaft durch den Verlust der österrei-
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chischen Staatsbürgerschaft bzw nach In-Kraft-Treten des
EWR-Vertrages durch den Verlust der Staatsangehörigkeit ei-
nes der Mitgliedsstaaten des EWR oder der Schweizerischen
Eidgenossenschaft, durch Ruhen oder Erlöschen der Geneh-
migung zur Berufsausübung im Heimatstaat gem. § 17
Abs 4 EuRAG, durch Ausübung eines unvereinbaren Amtes
oder einer unvereinbaren Beschäftigung gemäß § 20 RAO
sowie durch den Verzicht und im Falle einer Erkrankung oder
Abwesenheit ist der in der Regel von dem betreffenden
Anwalt Vorgeschlagene zum mittlerweiligen Stellvertreter zu
bestellen. Wenn der Rechtsanwalt in diesen Fällen keinen
geeigneten Stellvertreter vorgeschlagen hat oder im Falle des
Verlustes seiner Eigenberechtigung, sind die Wünsche der
Angehörigen des Rechtsanwaltes, im Falle seines Todes die
seiner Erben tunlichst zu berücksichtigen.

Im Falle der Untersagung der Ausübung der Rechtsanwalt-
schaft gemäß § 34 Abs 1 Z 4 u. 5 und Abs 2 Z 2 RAO ist der
Rechtsanwalt tunlichst vor Bestellung des mittlerweiligen Stell-
vertreters anzuhören.

(3) Die mittlerweilige Stellvertretung dauert bei Erkrankung
und Abwesenheit, in den Fällen der Einstellung der Aus-
übung der Rechtsanwaltschaft, sowie bei nur zeitweisem Er-
löschen der Berechtigung zur Ausübung der Rechtsanwalt-
schaft bis zum Wegfall des Hindernisses der Ausübung der
Rechtsanwaltschaft, bei Untersagung der Ausübung der
Rechtsanwaltschaft (§ 69 DSt) auf deren Dauer. Bei Einlei-
tung des Sachwalterverfahrens dauert die mittlerweilige Stell-
vertretung bis zur rechtskräftigen Beendigung des Verfah-
rens. Im Todesfall und im Falle der dauernden Beendigung
der Ausübung der Rechtsanwaltschaft endet die mittlerwei-
lige Stellvertretung zehn Jahre nach dem Tage der (ersten)
Bestellung. Sie kann auf begründeten Antrag des mittlerwei-
ligen Stellvertreters, des ausgeschiedenen Rechtsanwaltes
oder seiner Erben auch dann früher durch Beschluss des Aus-
schusses beendet werden, wenn die Tätigkeit des mittlerwei-
ligen Stellvertreters beendet ist und keine Akten von ihm auf-
zubewahren sind.

(4) Der Ausschuss ist berechtigt, vor der Bestellung und nach
derselben Erhebungen zu pflegen, den mittlerweiligen Stell-
vertreter zu entheben und einen anderen zu bestellen.

(5) Wird die Kanzlei eines Rechtsanwaltes von einem ande-
ren Rechtsanwalt übernommen, so ist der Kanzleiüberneh-
mer zum mittlerweiligen Stellvertreter zu bestellen.

Bestellung von Rechtsanwälten zur Verfahrenshilfe, Amtsverteidigung
und Pflichtverteidigung

§ 44 (1) Der Ausschuss hat im Falle der Bewilligung der Verfah-
renshilfe, die die Beigebung eines Rechtsanwaltes in den im
Gesetze vorgesehenen Fällen einschließt, sowie im Falle der
Bewilligung der Amtsverteidigung oder Pflichtverteidigung in

den im Gesetze vorgesehenen Fällen, einen Rechtsanwalt zu
bestellen.
(2) Müsste der bestellte Rechtsanwalt außerhalb des Spren-
gels des Gerichtshofes 1. Instanz, wo er seinen Kanzleisitz
hat, tätig werden oder ist der Partei, die sich außerhalb die-
ses Sprengels aufhält, die Zureise zu einem bestellten Rechts-
anwalt für eine notwendige mündliche Aussprache wegen
unüberwindlicher Hindernisse oder hoher Kosten unzumut-
bar, so hat der Ausschuss der nach dem Ort der vorzuneh-
menden Tätigkeit bzw nach dem Aufenthaltsort der Partei zu-
ständigen Rechtsanwaltskammer auf Antrag des bestellten
Rechtsanwaltes oder der Partei hiezu einen Rechtsanwalt zu
bestellen, der im Sprengel des Gerichtshofes 1. Instanz, wo
dieser Ort liegt, seinen Kanzleisitz hat.
(3) Von jeder Bestellung hat der Ausschuss in den Fällen des
Abs 1 das benachrichtigende Gericht oder den benachrichti-
genden Unabhängigen Verwaltungssenat, in den Fällen des
Absatz 2 das Gericht oder den Unabhängigen Verwaltungs-
senat, bei dem das Verfahren in erster Instanz geführt wird,
oder, falls der bestellte Rechtsanwalt bei einem anderen Ge-
richt oder Unabhängigen Verwaltungssenat einzuschreiten
hat, dieses (diesen) zu verständigen.

§ 45 (1) Die Bestellung von Rechtsanwälten zur Verfahrenshilfe
oder Amtsverteidigung im Sinne des § 44 hat innerhalb der
im Kammersprengel ansässigen Rechtsanwälte in alphabeti-
scher Reihenfolge zu erfolgen.
Dabei werden drei getrennte Listen (Turnusläufe) geführt für
Bestellungen für Verfahren vor dem Unabhängigen Verwal-
tungssenat, für Strafsachen sowie für Zivilsachen einschließ-
lich Verwaltungs- und Verfassungsgerichtshofbeschwerden.
(2) Wenn der an die Reihe kommende Rechtsanwalt gesetz-
lich berechtigt ist, die Vertretung in dem besonderen Falle
abzulehnen, ist der nächste alphabetisch folgende Rechtsan-
walt zu bestellen; in diesem Fall ist dem übergangenen
Rechtsanwalt die nächstfolgende Vertretung zuzuteilen, so-
weit er noch keine verrechenbaren Leistungen erbracht hat.
(3) Besonders umfangreiche Vertretungen, insbesondere
Hauptverhandlungen von mindestens dreitägiger Dauer in
Strafsachen sind mehrfach anzurechnen, jedoch nur bis zu
dem Ausmaß, ab welchem dem RA ein Vergütungsanspruch
zusteht (§ 16 Abs 4 RAO). In solchen Fällen können auch
mehrere Rechtsanwälte zur gemeinsamen Vertretung bestellt
werden, wobei die alphabetische Reihenfolge einzuhalten
ist.
(4) Die Bestellung der Pflichtverteidiger erfolgt über eine
Liste von Rechtsanwälten, die sich zur Übernahme von Pflicht-
verteidigungen bereit erklärt haben.

§ 46 Wählt eine Partei, welcher Verfahrenshilfe einschließlich der
Beigebung eines Rechtsanwaltes vom Gericht bewilligt wor-
den ist, einen Rechtsanwalt mit dessen Zustimmung, ist diese
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Vertretung auf den nächsten Fall der alphabetischen Zutei-
lung des Rechtsanwaltes anzurechnen, soferne dieser gemäß
§§ 45 oder 45a RAO bestellt wurde.

§ 47 (1) Im Falle der Verhinderung hat der bestellte Rechtsanwalt
für seine Stellvertretung rechtzeitig Vorsorge zu treffen.
(2) Ein Rechtsanwalt kann die einem anderen Rechtsanwalt
zugewiesene Vertretung im Rahmen der Verfahrenshilfe oder
Amtsverteidigung an dessen Stelle oder als Substitut überneh-
men.
Hiedurch wird an der Reihenfolge der Bestellungen nichts
geändert.
(3) Hat jedoch ein Rechtsanwalt infolge einer Bestellung im
Rahmen der Verfahrenshilfe oder Amtsverteidigung mehrere
Klagen zu überreichen oder mehrere Rechtsstreite zu führen,
zählt diese Bestellung für so viele Fälle, wie Rechtsstreite ge-
führt werden, wobei Wiedereinsetzungs- und Zwischenstrei-
tigkeiten nicht gesondert gezählt werden.

§ 48 Der Umfang der Bestellung richtet sich nach dem Beschluss
des Gerichtes, bzw des unabhängigen Verwaltungssenates,
mit dem Verfahrenshilfe bzw die Beigebung eines Rechtsan-
waltes bewilligt wurde.

§ 49 (1) Die Mitglieder des Ausschusses, des Disziplinarrates, der
Kammeranwalt und seine Stellvertreter und die Anwaltsrich-
ter bei der Obersten Berufungs- und Disziplinarkommission
für Rechtsanwälte und Rechtsanwaltsanwärter sind für die
Dauer der Ausübung des Mandates von der Bestellung als
Vertreter in Verfahrenshilfe- oder Amtsverteidungssachen be-
freit.
(2) Desgleichen sind Kammermitglieder, die das Pensionsal-
ter erreicht haben, befreit.
(3) Der Ausschuss hat über Antrag Kammermitglieder, die
durch Krankheit, Gebrechlichkeit oder aus anderen erhebli-
chen Gründen bei der Berufsausübung ernstlich behindert
sind, für die Dauer dieser Behinderung oder für den Einzel-
fall von der Bestellung in Verfahrenshilfesachen zu befreien.

§ 50 (1) Die zur Verfahrenshilfe bestellten Rechtsanwälte sind ver-
pflichtet, unverzüglich nach rechtskräftiger Beendigung des
Verfahrens, jedenfalls aber bis zum 15. März eines jeden
Jahres für die Zeit des vorangegangenen Kalenderjahres
Kostennoten an den Ausschuss zu legen.
Die zum Amtsverteidiger bestellten Rechtsanwälte sind bei
Uneinbringlichkeit ihres Entlohnungsanspruches verpflichtet,
unverzüglich nach Ausschöpfung der ihnen zur Herein-
bringung des Entlohnungsanspruches zumutbaren Schritte,
Kostennoten unter Nachweis der von ihnen getätigten
Hereinbringungsschritte an den Ausschuss zu legen.
(2) Sofern der Rechtsanwalt gemäß § 16 Abs 4 RAO einen
Vergütungsanspruch hat, ist dieser vom Ausschuss nach Vor-
lage der Kostennote gem. Abs I auszuzahlen bzw zu bevor-
schussen. Dazu hat der Rechtsanwalt in seiner Kostennote

Leistungen, für die ein Vergütungsanspruch nach § 16 Abs 4
RAO gebührt, gesondert auszuweisen.
(3) Sofern der bestellte Rechtsanwalt einen Entlohnungsan-
spruch gemäß § 16 Abs 2 RAO hat oder von wem immer
eine Entlohnung oder Vergütung für seine Tätigkeit erhält,
sind die gemäß Abs 2 bezogenen Beträge bis zum Ausmaß
der tatsächlich bezogenen Entlohnung oder Vergütung zu-
rückzuzahlen.

Ausfertigung der Entscheidungen und Urkunden

§ 51 (1) Die Urschrift der Bescheide des Ausschusses oder einer
Abteilung ist vom Vorsitzenden und dem mit der Berichter-
stattung betrauten Mitglied zu unterschreiben.
(2) Die Ausfertigung der Beschlüsse über die Eintragung in
die Rechtsanwaltsliste, über die Verweigerung der Eintra-
gung oder die Streichung einer Rechtsanwaltsgesellschaft,
die Praxisbestätigung der Rechtsanwaltsanwärter, Vertrags-
urkunden, Rückstandsausweise und die Vollstreckbarkeits-
klausel sowie die amtlichen Legitimationen der Rechtsan-
wälte und Rechtsanwalts-Partnerschaften sind vom Präsiden-
ten oder einem Präsidenten-Stellvertreter eigenhändig zu un-
terschreiben.
(3) Alle anderen Ausfertigungen werden im Namen des Prä-
sidenten oder des zuständigen Präsidenten-Stellvertreters
vom Kammeramtsdirektor oder dessen Stellvertreter mit dem
Beisatz „für die Richtigkeit der Ausfertigung der Kammer-
amtsdirektor“, falls sie in den Aufgabenbereich der Ge-
schäftsabteilung (§ 33 Abs 3) fallen, vom Leiter der Ge-
schäftsabteilung mit dem Beisatz „für die Richtigkeit der Aus-
fertigung der Leiter der Geschäftsabteilung“ unterschrieben.

Mit Bescheid des Bundesministeriums für Justiz vom 2. 2. 2004,
GZ 16.100/38-16/2003, genehmigt.

Satzung der Versorgungseinrichtung
der Rechtsanwaltskammer Wien

Teil A NEU

§ 1 Begriffsbestimmungen

(1) Unvorgreiflich der Rechtswirksamkeit einschränkender Zusätze
gelten als
a) Rechtsanwälte: in die Liste der Rechtsanwälte gemäß § 1

Abs 1 RAO eingetragene Rechtsanwälte, in die Liste der
niedergelassenen europäischen Rechtsanwälte der Rechts-
anwaltskammer Wien gemäß § 9 EuRAG eingetragene
Rechtsanwälte, sowie Personen, die den Beruf als Rechtsan-
walt unter einer der in der Anlage zum EuRAG, Art I BGBl I
Nr 27/2000 in der jeweils geltenden Fassung angeführten
Bezeichnungen in einem der dort genannten Staaten be-
rechtigt ausüben, jeweils beiderlei Geschlechts,

b) Witwen: hinterbliebene (auch geschiedene) Ehegatten von
Rechtsanwälten beiderlei Geschlechts,
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c) Waisen: hinterbliebene eheliche, uneheliche und adop-
tierte Kinder von Rechtsanwälten,

d) Beitragsmonat: Kalendermonat, in dem der Rechtsanwalt
zumindest zeitweise in die Liste der Rechtsanwälte oder die
Liste der niedergelassenen europäischen Rechtsanwälte der
Rechtsanwaltskammer Wien eingetragen ist und für wel-
chen Beitragspflicht gemäß § 4 Abs 1 besteht,

e) Basisaltersrente: durch die Plenarversammlung der Rechts-
anwaltskammer in der Leistungsordnung als Altersrente fest-
gesetzter Normbetrag,

(2) Unvorgreiflich der Rechtswirksamkeit ausdehnender Zusätze ist
zu verstehen unter
a) Rechtsanwaltskammer: nur die Rechtsanwaltskammer Wien,
b) Versorgungseinrichtung: nur die Versorgungseinrichtung

Teil A dieser Kammer,
c) anderen Versorgungseinrichtungen: die Versorgungsein-

richtungen Teil A der anderen österreichischen Rechtsan-
waltskammern,

d) Liste der niedergelassenen europäischen Rechtsanwälte:
nur die Liste der niedergelassenen europäischen Rechtsan-
wälte der Rechtsanwaltskammer Wien.

(3) Für die Mitgliedstaaten der Europäischen Union, die Vertrags-
staaten des Abkommens über den Europäischen Wirtschafts-
raum und die Schweizerische Eidgenossenschaft gilt als:
a) Eintragung in die Liste einer Rechtsanwaltskammer auch die

befugte Ausübung des Rechtsanwaltsberufes in Ländern,
die eine solche Eintragung nicht vorsehen;

b) Rechtsanwaltskammer die vergleichbare Standesorganisa-
tion oder Registrierungsbehörde der Rechtsanwälte.

§ 2 Zweck

(1) Die Versorgungseinrichtung der Rechtsanwaltskammer hat den
Zweck, durch Gewährung der satzungsgemäßen Leistungen
zur Versorgung alter oder berufsunfähiger Rechtsanwälte und
deren Witwen und Waisen beizutragen. Aus der Versorgungs-
einrichtung sind die an den Bund zu leistenden Beiträge ge-
mäß § 3 Abs 5 Bundespflegegesetz, BGBl Nr 110/1993, in
der jeweils geltenden Fassung, nach Maßgabe der Anzahl der
am 31. 12. des der Vorschreibung vorausgehenden Jahres in
die Liste der Rechtsanwälte und die Liste der niedergelassenen
europäischen Rechtsanwälte der Rechtsanwaltskammer einge-
tragenen Anwälte zu bezahlen.

(2) Die Mittel der Versorgungseinrichtung bilden ein Sondervermö-
gen der Rechtsanwaltskammer, das von dieser zu verwalten
ist. Die Kosten der Verwaltung der Versorgungseinrichtung
sind aus den Mitteln der Versorgungseinrichtung zu tragen.

§ 3 Leistungen

(1) Ein Rechtsanspruch besteht auf folgende gesetzlich vorgese-
hene Leistungen der Versorgungseinrichtung:
a) Altersrenten

b) Berufsunfähigkeitsrenten

c) Witwenrenten

d) Waisenrenten.

(2) Ein Rechtsanspruch besteht nach Maßgabe der jeweils gülti-
gen Leistungsordnung für sonstige Leistungen, wie insbeson-
dere Todfallsbeiträge oder Abfindungen.

(3) Darüber hinaus können aus den Umlagen außerordentliche
Unterstützungen gemäß § 12 Abs 1 dieser Satzung gewährt
werden.

(4) Die Höhe der für die Leistungen nach Abs 1 maßgeblichen Ba-
sisaltersrente sowie der sonstigen Leistungen nach Abs 1 und
Abs 2 ist in der von der Plenarversammlung der Rechtsanwalts-
kammer zu beschließenden Leistungsordnung festzulegen, die
unter Bedachtnahme auf gesetzliche Bestimmungen, den
Zweck der Versorgungseinrichtung und die verfügbaren Mittel
jeweils unter Berücksichtigung mittelfristiger Finanzierungser-
fordernisse nach versicherungsmathematischen Grundsätzen
und nur mit Rechtswirksamkeit für die Zukunft geändert werden
kann.

§ 4 Aufbringung der Mittel und Beitragspflicht

(1) Zu den ordentlichen Einnahmen der Versorgungseinrichtung
gehören:

a) die Beiträge gemäß Umlagenordnung, wobei beitrags-
pflichtig sind:

– Rechtsanwälte während der Dauer ihrer Eintragung in
die Liste der Rechtsanwaltskammer (mit der Einschrän-
kung gemäß § 15 ),

– Rechtsanwälte während der Dauer ihrer Eintragung in
die Liste der niedergelassenen europäischen Rechtsan-
wälte (mit der Einschränkung gemäß § 15).

Die Beitragspflicht beginnt mit dem der Eintragung in die
jeweilige Liste folgenden Monatsersten.

Sie endet mit dem dem Erlöschen der Berechtigung zur Aus-
übung der Rechtsanwaltschaft bzw der Streichung aus der
Liste der niedergelassenen europäischen Rechtsanwälte fol-
genden Monatsletzten.

Fällt die Eintragung auf den Monatsersten oder das Erlö-
schen/die Streichung auf den Monatsletzten, so beginnt die
Beitragspflicht mit dem Tag der Eintragung und endet die
Beitragspflicht mit dem Tag des Erlöschens / der Strei-
chung.

b) die der Rechtsanwaltskammer zugekommenen Beträge aus
der Pauschalvergütung gemäß § 47 RAO.

(2) Zu den außerordentlichen Einnahmen zählen alle sonstigen
Einnahmen, insbesondere

a) Erträgnisse und Zinsen aus angelegtem Vermögen der Ver-
sorgungseinrichtung,
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b) Zuwendungen öffentlicher oder privater Stellen und Perso-
nen,

c) Säumniszuschläge und Verzugszinsen für die verspätete
Entrichtung von Beiträgen.

(3) In der von der Plenarversammlung der Rechtsanwaltskammer
zu beschließenden Umlagenordnung sind unter Bedachtnahme
auf die gesetzlichen Bestimmungen und den gegenwärtigen
und künftigen Leistungsbedarf der Versorgungseinrichtung die
Beiträge der Höhe nach unter Berücksichtigung mittelfristiger
Finanzierungserfordernisse nach versicherungsmathemati-
schen Grundsätzen festzusetzen.

(4) In der Umlagenordnung sind für alle Beitragspflichtigen die
Beiträge gleich hoch zu bemessen, doch kann eine unter-
schiedliche Höhe festgelegt werden für

a) Rechtsanwälte, die bereits die Voraussetzung zur Inan-
spruchnahme der Altersrente erfüllen, diese jedoch nicht in
Anspruch nehmen,

b) Beitragspflichtige nach der Dauer ihrer Standeszugehörig-
keit,

c) Beitragspflichtige, deren unterschiedliche Belastung im Rah-
men der Verfahrenshilfe in der Bemessung der Beiträge Be-
rücksichtigung findet,

d) niedergelassene europäische Rechtsanwälte,

wobei sich für die in lit d) genannten Personen der Beitrag zu-
sammenzusetzen hat aus dem von dem niedergelassenen euro-
päischen Rechtsanwalt in Geld zu leistenden Beitrag und ei-
nem Beitragszuschlag zur Abgeltung der von den in die Liste
der Rechtsanwälte gem. § 1 Abs 1 RAO eingetragenen Rechts-
anwälten erbrachten, durch die Pauschalvergütung abgedeck-
ten Leistungen der Verfahrenshilfe.

(5) In der Umlagenordnung kann für den Fall, dass Beiträge nicht
spätestens am Fälligkeitstag entrichtet werden, die Vorschrei-
bung eines Säumniszuschlages und/oder von Verzugszinsen
vorgesehen werden.

(6) Sucht ein Rechtsanwalt um Stundung der Beitragszahlung an,
sind Stundungszinsen von 2/3 der Zinsen gemäß § 1333
Abs 2 ABGB zu entrichten.

§ 5 Wartezeit

(1) Grundbedingung für die Entstehung von Rechtsansprüchen auf
Leistungen aus der Versorgungseinrichtung ist die Zurück-
legung der in dieser Satzung vorgesehenen Wartezeiten.

(2) Die Wartezeit für Ansprüche aus der Altersversorgung beträgt
12 Monate.

Die Wartezeit wird durch Eintragung in die Liste dieser und/
oder einer anderen österreichischen Rechtsanwaltskammer mit
Versorgungseinrichtung oder in eine Liste der niedergelasse-
nen europäischen Rechtsanwälte durch den erforderlichen Zeit-
raum erfüllt.

(3) Die Wartezeit für Ansprüche auf Berufsunfähigkeitsrenten wird
erfüllt:

a) in der Regel durch die Eintragung in die Liste dieser und/
oder einer anderen Rechtsanwaltskammer oder in eine Liste
der niedergelassenen europäischen Rechtsanwälte durch
insgesamt 10 Jahre;

b) wenn der Beginn der Wartezeit vor Vollendung des 50. Le-
bensjahres des Rechtsanwaltes liegt, durch die Eintragung
gemäß lit a) durch 5 Jahre.

(4) Die Wartezeit für Ansprüche auf Berufsunfähigkeitsrenten ent-
fällt, wenn

a) die Berufsunfähigkeit auf einen Unfall zurückzuführen ist
oder

b) wenn der Beginn des ersten Beitragsmonates des Rechtsan-
waltes vor Vollendung seines 40. Lebensjahres liegt, sofern
die körperlichen und geistigen Gebrechen, die Ursachen
für die Berufsunfähigkeit sind, nachweislich erst nach der
Eintragung aufgetreten sind.

(5) Für Ansprüche auf Witwen- und Waisenrenten sowie sonstige
Leistungen aus der Versorgungseinrichtung mit Ausnahme des
Todfallsbeitrages muss der verstorbene Rechtsanwalt die War-
tezeiten für die Altersversorgung nach Abs 2 erfüllt haben.

Dieses Erfordernis entfällt, wenn der Rechtsanwalt

a) Bezieher einer Berufsunfähigkeitsrente der Rechtsanwalts-
kammer war,

b) bei Vorliegen der Voraussetzungen für die Zuerkennung
einer Berufsunfähigkeitsrente nach Antragstellung, aber vor
Zuerkennung der Rente verstorben ist oder

c) im Zeitpunkt seines Todes in die Liste der Rechtsanwälte
oder der niedergelassenen Rechtsanwälte eingetragen war
und der Tod auf einen Unfall zurückzuführen ist.

(6) Eine Mehrfachberücksichtigung von identen Zeiträumen zur
Erreichung der Wartezeit ist ausgeschlossen.

§ 6 Altersrente und vorzeitige Altersrente

(1) Bedingung für Ansprüche auf Bezahlung von Altersrenten sind:

a) der Erwerb eines Beitragsmonates bei dieser Rechtsanwalts-
kammer und die Erfüllung der Wartezeit gemäß § 5 Abs 2,

b) die Vollendung
des 65. Lebensjahres für Rechtsanwälte, die vor dem 1. 1.
1949,
des 66. Lebensjahres für Rechtsanwälte, die am oder nach
dem 1. 1. 1949 aber vor dem 1. 1. 1959,
des 67. Lebensjahres für Rechtsanwälte, die am oder nach
dem 1. 1. 1959, aber vor dem 1. 1. 1969,
des 68. Lebensjahres für Rechtsanwälte, die am oder nach
dem 1. 1. 1969
geboren sind und

c) der Verzicht auf die Eintragung in die Verteidigerliste sowie
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d) bei Rechtsanwälten gemäß § 1 Abs 1 RAO das Erlöschen
der Berechtigung zur Ausübung der Rechtsanwaltschaft ge-
mäß § 34 RAO,

e) bei niedergelassenen europäischen Rechtsanwälten und
bei Personen, die den Beruf als Rechtsanwalt unter einer
der in der Anlage zum EuRAG Art I BGBl I Nr 27/2000 in
der jeweils geltenden Fassung angeführten Bezeichnung in
einem der dort genannten Staaten berechtigt ausüben, der
Nachweis der Beendigung der Zugehörigkeit des Rechtsan-
waltes zu diesem Beruf durch Bescheinigung der im Her-
kunftsstaat zuständigen Stelle oder der Beendigung der
Ausübung der Rechtsanwaltschaft in Ländern, die eine Ein-
tragung als Rechtsanwalt bei einer Standes- oder Registrie-
rungsbehörde nicht vorsehen, und die Streichung aus allen
Listen der niedergelassenen europäischen Rechtsanwälte,

f) der Verzicht auf die Ausübung der Rechtsanwaltschaft wo
immer.

(2) Vorzeitige Altersrente:

a) Dem Rechtsanwalt steht es ungeachtet des § 6 Abs 1 frei,
bis zu 4 Jahre vor Erreichung des für ihn gemäß § 6 Abs 1
lit b) anwendbaren Pensionsalters die Altersrente bei Vorlie-
gen der sonstigen Voraussetzungen in Anspruch zu neh-
men.

b) Dem Rechtsanwalt steht bei Inanspruchnahme der vorzeiti-
gen Altersrente die sich für den Rechtsanwalt gemäß § 6
Abs 6 (unter allfälliger Berücksichtigung von § 6 Abs 7) zu
errechnende Altersrente gekürzt um 0,4% pro angefange-
nem Monat des vorzeitigen Pensionsantrittes zu.

(3) Der Anspruch auf Gewährung der Altersrente beginnt bei Vor-
liegen und Nachweis aller hiefür erforderlichen Voraussetzun-
gen mit dem auf die Antragstellung folgenden Monatsersten.

(4) Der Rechtsanspruch auf Bezug einer Altersrente endet

a) durch Verzicht des Rechtsanwaltes auf die Altersrente,

b) durch Eintragung des Rechtsanwaltes in die Liste einer
Rechtsanwaltskammer oder Ausübung der Rechtsanwalt-
schaft, wo auch immer,

c) durch den Tod des Rechtsanwaltes.

Der Anspruch auf Gewährung der Altersrente endet mit dem
Ende jenes Monates, in welchem die Bedingungen für den
Wegfall des Anspruches eingetreten sind.

(5) Der Rechtsanspruch auf Bezug einer Altersrente ruht bei Aus-
übung einer entgeltlichen Tätigkeit, die in den beruflichen Auf-
gabenkreis von Rechtsanwälten (§ 8 RAO) fällt, ab dem der
Ausübung der Tätigkeit folgenden Kalendermonat für die
Dauer der Tätigkeit, mindestens aber für die Dauer von 3 Mo-
naten. Kein Ruhen wird bewirkt durch die Ausübung von Hilfs-
tätigkeiten in einer Rechtsanwaltskanzlei, der der Rechtsanwalt
vor seinem Verzicht angehört hat, wobei als Hilfstätigkeit nur
administrative Tätigkeiten gelten.

(6) Berechnung der Rentenhöhe:

a) Rechtsanwälte erwerben bei Vorliegen der sonstigen Vo-
raussetzungen einen Rentenanspruch, der sich errechnet
wie folgt:

Sofern der Rechtsanwalt aufgrund einer § 4 Abs 4 lit a) die-
ser Satzung entsprechenden Regelung der Umlagenord-
nung verringerte Beiträge zur Versorgungseinrichtung zu
leisten hatte, werden die Monate mit verringerten Beiträgen
nur in dem Verhältnis berücksichtigt, das dem Verhältnis
des zu leistenden Beitrages zum Normbeitrag entspricht.
Beitragsmonate, in welchen verringerte Beiträge aufgrund
einer § 4 Abs 4 lit a) dieser Satzung entsprechenden Be-
stimmung der bis zum In-Kraft-Treten dieser Satzung gülti-
gen Satzung zu leisten waren, werden nicht berücksichtigt.

b) Die Anzahl der Normbeitragsmonate beträgt bei einem Ge-
burtsdatum des jeweiligen Rechtsanwaltes
vor dem 1. 1. 1949 420
am oder nach 1. 1. 1949, aber vor 1. 1. 1959 432
am oder nach 1. 1. 1959, aber vor 1. 1. 1969 444
am oder nach 1. 1. 1969 456.

Sie beträgt unabhängig vom Geburtsdatum des jeweiligen
Rechtsanwaltes 456, sofern der Beginn des ersten durch
den jeweiligen Rechtsanwalt erworbenen Beitragsmonates
nach dem In-Kraft-Treten dieser Satzung liegt.

Als Kalendermonat oder Beitragsmonat werden volle Kalen-
dermonate gewertet. Eine Zusammenrechnung von Teilen
von Monaten erfolgt nicht.

c) Die dem einzelnen Rechtsanwalt im Zeitpunkt der Zuerken-
nung der Altersrente zustehende Rente ist im Falle der
Veränderung der in der Leistungsordnung jeweils festge-
setzten Basisaltersrente nach dem für den jeweiligen Rechts-
anwalt maßgeblichen Multiplikator (Anrechenbare Bei-
tragsmonate : Anzahl der Normbeitragsmonate) anzupas-
sen, sodass der dem jeweiligen Rechtsanwalt im Zeitpunkt
der Zuerkennung der Altersrente zukommende Prozentsatz
an der Basisaltersrente bei Veränderungen der Basisalters-
rente unverändert bleibt. Dies gilt sinngemäß, wenn sich
der dem Rechtsanwalt zuerkannte Prozentsatz nach § 18
Abs 2 bestimmt.

(7) Zeiten der Berufsunfähigkeit:

Wird der Bezieher einer Berufsunfähigkeitsrente wieder in die
Liste der Rechtsanwaltskammer/der niedergelassenen euro-
päischen Rechtsanwälte eingetragen, werden die Zeiten des
Bezuges der Berufsunfähigkeitsrente dieser Rechtsanwaltskam-
mer für Zwecke der Berechnung der Rentenhöhe gemäß § 6
Abs 6 lit a) und § 6 Abs 6 lit b) letzter Satz als Beitragsmonate
eingerechnet.

(Anrechenbare) Beitragsmonate

Normbeitragsmonate gem. § 6 Abs 6 lit b
BasisaltersrenteX
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§ 7 Berufsunfähigkeitsrente

(1) Bedingung für den Anspruch auf Gewährung der Berufsunfä-
higkeitsrente ist:

a) Der Erwerb eines Beitragsmonats bei dieser Rechtsanwalts-
kammer sowie die Zurücklegung der Wartezeit im Zeit-
punkt der Antragstellung und die Eintragung in die Liste der
Rechtsanwälte einer Rechtsanwaltskammer oder eine Liste
der niedergelassenen europäischen Rechtsanwälte im Zeit-
punkt der Antragstellung und des Eintritts der Berufsunfähig-
keit,

b) eine voraussichtlich mehr als 3 Monate andauernde Unfä-
higkeit zur Ausübung des Rechtsanwaltsberufes infolge kör-
perlicher oder geistiger Gebrechen,

c) der Verzicht auf die Eintragung in die Verteidigerliste und
auf die Ausübung der Rechtsanwaltschaft wo immer für die
Dauer der Gewährung der Berufsunfähigkeitsrente und

d) bei Rechtsanwälten gem. § 1 Abs 1 RAO der Verzicht auf
die Ausübung der Rechtsanwaltschaft für die Dauer der Ge-
währung der Berufsunfähigkeitsrente, wobei die Abgabe
der Verzichtserklärung unter der Bedingung der Zuerken-
nung der Berufsunfähigkeitsrente zulässig ist;

e) bei niedergelassenen europäischen Rechtsanwälten oder
Rechtsanwälten, die den Beruf als Rechtsanwalt unter einer
der in der Anlage zum EuRAG, Art I BGBl I Nr 27/2000 in
der jeweils geltenden Fassung angeführten Bezeichnungen
in einem der dort genannten Staaten berechtigt ausüben,
der Nachweis der Beendigung der Zugehörigkeit des
Rechtsanwaltes zu diesem Beruf durch Bescheinigung der
im Herkunftsstaat zuständigen Stelle oder der Beendigung
der Ausübung der Rechtsanwaltschaft in Ländern, die eine
Eintragung als Rechtsanwalt bei einer Standes- oder Regis-
trierungsbehörde nicht vorsehen und die Streichung aus
allen Listen der niedergelassenen europäischen Rechtsan-
wälte; wobei der Nachweis einer durch die Zuerkennung
der Berufsunfähigkeitsrente bedingten Beendigung der Zu-
gehörigkeit zu diesem Beruf zulässig ist, soferne das Recht
des Heimatlandes dies zulässt;

f) dass der Rechtsanwalt im Zeitpunkt der Antragstellung nicht
das für ihn gem. § 6 Abs 1 lit b) maßgebliche Alter für die
Inanspruchnahme der Altersrente erfüllt.

(2) Die Berufsunfähigkeitsrente ist bei Vorliegen aller in § 7 Abs 1
genannten Voraussetzungen für die Dauer der Berufsunfähig-
keit, maximal jedoch für 12 Monate ab Antragstellung zuzuer-
kennen. Nach Ablauf der Frist, für welche die Berufsunfähig-
keitsrente zuerkannt wurde, ist über Antrag,

a) sofern die ursprüngliche oder verlängerte Zuerkennung für
weniger als insgesamt 12 Monate erfolgte, über eine Ver-
längerung der Zuerkennung auf bis zu 12 Monate,

b) sofern die Zuerkennung für die Höchstfrist von 12 Monaten
erfolgte oder in Anwendung des lit a) auf 12 Monate er-
streckt wurde,

über die dauernde Zuerkennung der Berufsunfähigkeitsrente
jeweils auf Grundlage der Ergebnisse einer Kontrolluntersu-
chung zu entscheiden.

Bis zur endgültigen Entscheidung über die dauernde Zuerken-
nung der Berufsunfähigkeitsrente ist die befristet zuerkannte
Berufsunfähigkeitsrente als – unabhängig vom Inhalt der end-
gültigen Entscheidung – nicht rückforderbare Zahlung zu leis-
ten. Über das Vorliegen einer Berufsunfähigkeit entscheidet
der Ausschuss der Rechtsanwaltskammer, insbesondere unter
Bedachtnahme auf von ihm eingeholte Gutachten. Die Kosten
solcher Gutachten sind von der Rechtsanwaltskammer zu tra-
gen.

(3) Der Bezieher einer Berufsunfähigkeitsrente ist bis zur Errei-
chung der für ihn gemäß § 6 Abs 2 lit a) maßgeblichen unters-
ten Altersgrenze verpflichtet, sich auf Verlangen und Kosten
der Rechtsanwaltskammer einer Kontrolluntersuchung durch
Sachverständige zu unterziehen. Wenn und solange eine sol-
che Untersuchung verweigert wird, ruht der Anspruch auf den
Rentenbezug.

(4) Der Anspruch auf Gewährung der Berufsunfähigkeitsrente be-
ginnt bei Vorliegen und Nachweis aller hiefür erforderlichen
Voraussetzungen mit dem auf die Antragstellung folgenden
Monatsersten.

(5) Der Anspruch auf Berufsunfähigkeitsrente endet:

a) durch Ablauf des Zeitraumes der Zuerkennung,

b) Verzicht seitens des Rechtsanwaltes,

c) durch Wegfall der Berufsunfähigkeit,

d) durch die Ausübung einer Tätigkeit, welche in den berufli-
chen Aufgabenkreis von Rechtsanwälten (§ 8 RAO) fällt,
wo auch immer,

e) durch den Tod des Rentenbeziehers.

Der Anspruch auf Gewährung der Berufsunfähigkeitsrente
endet mit dem Ende jenes Monats, in welchem die Bedingung
für den Wegfall des Anspruches eingetreten ist.

(6) a) Die Höhe der Berufsunfähigkeitsrente bestimmt sich nach
der Altersrente gemäß § 6 Abs 6 lit a) und b) (allenfalls
unter Berücksichtigung von § 6 Abs 7) unter Vornahme von
Abschlägen gemäß § 6 Abs 2 lit b). Sofern ein Rechtsan-
walt die maßgebliche unterste Altersgrenze für die Inan-
spruchnahme der vorzeitigen Altersrente noch nicht erreicht
hat, ist bei der Rentenberechnung die Annahme zugrunde
zu legen, dass der Rechtsanwalt von dem für die Gewäh-
rung der Berufsunfähigkeitsrente maßgeblichen Zeitpunkt
bis zur Erreichung der für den Rechtsanwalt gemäß § 6
Abs 1 lit b) i V mit § 6 Abs 2 lit a) maßgeblichen untersten
Altersgrenze für die Inanspruchnahme der vorzeitigen Al-
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tersrente beitragspflichtig in die Liste der Rechtsanwälte/
der niedergelassenen europäischen Rechtsanwälte einge-
tragen gewesen wäre (Zurechnungszeit).

b) Zurechnungszeiten nach lit a) sind nur im Verhältnis der vor
Eintritt des Versicherungsfalles liegenden anrechenbaren
Beitragsmonate zu den vollen Kalendermonaten von der
Vollendung des 32. Lebensjahres der betreffenden Person
bis zum Eintritt des Versicherungsfalles zu berücksichtigen,
maximal jedoch im Umfang von 100%. Allfällige Zeiten des
Bezuges einer Berufsunfähigkeitsrente werden dabei weder
wie Beitragsmonate berücksichtigt noch als Kalendermo-
nate mitgerechnet.

c) Sofern der Rechtsanwalt im Jahr des jeweiligen Bezuges
der Berufsunfähigkeitsrente nach dieser Satzung in- oder
ausländisches Einkommen bezieht, das den Einkunftsarten
des § 2 Abs 3 Z 1–4 EStG idgF entspricht, ist dieses Ein-
kommen mit Ausnahme von Einkünften, die dem Mitglied
wegen der bestehenden Berufsunfähigkeit zufließen, bis
zum Erreichen der Altersgrenze gemäß § 6 Abs 2 lit a) im
Umfang von 50% auf den Rentenanspruch des Rechtsan-
waltes anzurechnen.

(7) Bei Veränderung der in der Leistungsordnung jeweils festge-
setzten Basisaltersrente gilt § 6 Abs 6 lit c) sinngemäß.

§ 8 Witwenrente

(1) Anspruch auf Witwenrente haben bei Vorliegen der Vorausset-
zung gemäß § 5 Abs 5 Witwen

a) nach verstorbenen Rechtsanwälten, die zumindest einen
Beitragsmonat bei dieser Rechtsanwaltskammer erworben
haben,

b) nach verstorbenen ehemaligen Rechtsanwälten, die zumin-
dest einen Beitragsmonat bei dieser Rechtsanwaltskammer
erworben haben.

(2) Wurde die Ehe der Witwe mit dem verstorbenen Rechtsanwalt
erst nach Vollendung des 55. Lebensjahres des Rechtsanwaltes
geschlossen, so gebührt die Witwenrente nur, wenn

a) die Ehe im Zeitpunkt des Todes des Rechtsanwaltes aufrecht
bestanden hat (weder geschieden, für nichtig erklärt, noch
aufgehoben war) und

b) die Ehe mindestens 5 Jahre gedauert hat und der Altersun-
terschied zwischen der Witwe und dem Rechtsanwalt weni-
ger als 20 Jahre beträgt oder der Ehe Kinder entstammen.

(3) Geschiedenen Ehegatten steht eine Witwenrente nur zu, wenn

a) der verstorbene Rechtsanwalt zur Zeit seines Todes Unter-
halt aufgrund eines gerichtlichen Urteiles, eines gerichtli-
chen Vergleiches oder einer vor Auflösung der Ehe einge-
gangenen vertraglichen Verpflichtung zu leisten hatte oder
sich diese Unterhaltsverpflichtung aufgrund des Ausspru-
ches im Scheidungsurteil als gesetzlicher Unterhaltsan-
spruch dem Grunde nach ergibt und

b) die Ehe mindestens 10 Jahre gedauert hat und

c) der Ehegatte im Zeitpunkt des Eintrittes der Rechtskraft des
Urteiles oder Beschlusses auf Auflösung der Ehe das 40. Le-
bensjahr vollendet hatte.

Die unter b) und c) genannten Voraussetzungen entfallen,
wenn der Ehegatte seit dem Zeitpunkt des Eintrittes der Rechts-
kraft des Urteiles oder Beschlusses erwerbsunfähig war, oder
nach dem Tode des Rechtsanwaltes eine Waisenrente für ein
Kind aus der aufgelösten Ehe oder für ein vom Rechtsanwalt
und seinem geschiedenen Ehegatten gemeinsam an Kindes
statt angenommenes Kind gebührt und das Kind in all diesen
Fällen im Zeitpunkt des Todes des Mitgliedes ständig in Haus-
gemeinschaft mit dem anspruchsberechtigten geschiedenen
Ehegatten gelebt hat oder nach dem Tod des Rechtsanwaltes
geboren ist.

(4) Der Anspruch auf Witwenrente beginnt mit dem Ersten jenes
Monats, der auf die Antragstellung nach dem Tod des Rechts-
anwaltes folgt.

(5) Der Anspruch auf Witwenrente endet mit dem Ende jenes Mo-
nates, in welchem

a) die Witwe sich wieder verehelicht hat,

b) die Witwe verstorben ist,

c) die Unterhaltspflicht des Rechtsanwaltes geendet hätte.

(6) Der Anspruch auf Witwenrente ruht für die Dauer des Verzich-
tes mit dem Ende jenes Monats, in welchem die Witwe für eine
begrenzte Zeit auf den Bezug der Witwenrente ganz oder teil-
weise zu Gunsten der anderen Versorgungsberechtigten ver-
zichtet, oder wenn die Unterhaltspflicht des Verstorbenen ge-
ruht hätte.

§ 9 Waisenrente

(1) Die Waisenrente gebührt bei Vorliegen der Voraussetzungen
gemäß § 5 Abs 5 Kindern

a) nach verstorbenen Rechtsanwälten, die zumindest einen
Beitragsmonat bei dieser Rechtsanwaltskammer erworben
haben,

b) nach verstorbenen ehemaligen Rechtsanwälten, die zumin-
dest einen Beitragsmonat bei dieser Rechtsanwaltskammer
erworben haben.

(2) Der Anspruch auf Waisenrente beginnt mit dem auf den Tag
der Antragstellung nach dem Tode des Rechtsanwaltes folgen-
den Monatsersten.

(3) Der Anspruch auf Waisenrente endet

a) im Falle einer ordnungsgemäßen Berufsausbildung mit de-
ren Abschluss, spätestens jedoch mit dem letzten Tag des
Jahres, in dem das Kind das 26. Lebensjahr vollendet hat,

b) mit dem Letzten des Todesmonats des Kindes,

c) mit dem Letzten des Monats, in welchem das Kind auf die
Waisenrente verzichtet hat,
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d) mit dem Letzten des Monats, in welchem die Unterhalts-
pflicht des Verstorbenen geendet hätte.

(4) Der Anspruch auf Waisenrente ruht für die Dauer einer
vorübergehenden Selbsterhaltungsfähigkeit, insbesondere für
die Dauer der Ableistung von Präsenz- oder Zivildienst.

§ 10 Verhältnis der Renten zueinander;
Höhe der Witwen- und Waisenrenten

(1) Altersrenten und Berufsunfähigkeitsrenten schließen einander
aus

(2) Ansprüche auf Witwenrenten und Waisenrenten stehen neben-
einander im gleichen Rang.

(3) Die Witwenrente beträgt 40% der Altersrente des Verstorbe-
nen. Weist die Witwe nach, dass sie im Kalenderjahr des je-
weiligen Bezuges der Witwenrente neben den Witwenrenten
nach der Satzung Teil A und B dieser oder einer anderen öster-
reichischen Rechtsanwaltskammer jeweils nur in- und ausländi-
sches Einkommen im Sinne der Einkunftsarten des EStG idgF
von weniger als 20% des Rentenanspruches des Verstorbenen
bezieht, erhöht sich die Witwenrente um den Differenzbetrag
zwischen 20% der Altersrente des Verstorbenen und dem
Einkommen der Witwe im Sinne des EStG auf bis zu 60% der
Altersrente des Verstorbenen. Im Falle des § 8 Abs 3 beträgt
die Witwenrente höchstens den geschuldeten Unterhalt.

(4) Die Waisenrenten betragen für Kinder von Rechtsanwälten
oder ehemaligen Rechtsanwälten, die am Tag des In-Kraft-Tre-
tens dieser Satzung oder nach diesem Zeitpunkt verstorben
sind, für Halbwaisen 40%, für Vollwaisen 60% der Altersrente
des Verstorbenen.

(5) Die Summe aller Witwen- und Waisenrenten darf 100% der
Altersrente, im Falle des Bezuges einer vorzeitigen Altersrente
durch den Verstorbenen der vorzeitigen Altersrente und im
Falle einer fiktiven Rentenberechnung nach § 10 Abs 6 der ge-
mäß dieser Bestimmung errechneten Basis für die Berechnung
der Witwen- und Waisenrenten nicht überschreiten. Im Falle
des Übersteigens dieser Grenze sind die jeweiligen Witwen-
und Waisenrenten im Umfange des übersteigenden Betrages
anteilig, und zwar im Verhältnis, in dem die Renten zustehen,
zu kürzen. Im Falle des Vorliegens unterschiedlicher Basisbe-
träge für die Berechnung von Witwen- und Waisenrenten ist
der höchste Basisbetrag für die Berechnung der 100%igen
Grenze heranzuziehen.

(6) a) War der Rechtsanwalt im Zeitpunkt seines Todes nicht ren-
tenberechtigt, so ist bei Berechnung der Witwen- und Wai-
senrenten statt des Rentenanspruches des Verstorbenen der
fiktiv errechnete Rentenanspruch des Verstorbenen auf
Basis der von ihm erworbenen Beitragsmonate (allenfalls
unter Berücksichtigung von § 6 Abs 7) im Zeitpunkt seines
Todes zugrunde zu legen.

b) War der Rechtsanwalt im Zeitpunkt des Todes in die Liste
der Rechtsanwälte/der niedergelassenen europäischen
Rechtsanwälte einer Rechtsanwaltskammer eingetragen
und ist er vor Erreichung der für den Rechtsanwalt gemäß
§ 6 Abs 1 lit b) maßgeblichen Altersgrenze verstorben, ist
für die Berechnung des fiktiv errechneten Rentenanspruches
die Annahme zugrunde zu legen, dass der Rechtsanwalt
von seinem Tod bis zur Erreichung der für ihn gemäß § 6
Abs 1 lit b) maßgeblichen Altersgrenze beitragspflichtig in
die Liste der Rechtsanwälte/der niedergelassenen europäi-
schen Rechtsanwälte eingetragen gewesen wäre. § 7
Abs 6 lit b) gilt für die Berechnung der Zurechnungszeiten
entsprechend.

c) War der Rechtsanwalt im Zeitpunkt des Todes Bezieher ei-
ner Berufsunfähigkeitsrente dieser Rechtsanwaltskammer,
so sind bei der Berechnung der Witwen- und Waisenrente
zu den von ihm erworbenen Beitragsmonaten (ohne Berück-
sichtigung von § 6 Abs 7) die Monate des Bezuges einer
Berufsunfähigkeitsrente bis zu dem der Altersgrenze gemäß
§ 6 Abs 1 lit b) folgenden Monatsletzten hinzuzurechnen.

Im Falle des Ablebens vor diesem Zeitpunkt sind die Mo-
nate zwischen dem, dem Ableben folgenden Monatsletzten
und dem Letzten des Monates, in welchem der Verstorbene
die Altersgrenze gem. § 6 Abs 1 lit b) erreicht hätte, für
Zwecke der Berechnung der Witwen- und Waisenrente als
Beitragsmonate hinzuzurechnen.

§ 7 Abs 6 lit b) gilt für die Berechnung der Zurechnungszei-
ten entsprechend.

§ 11 Todfallsbeitrag

(1) Die Leistungsordnung kann die Gewährung eines Todfallsbei-
trages vorsehen, auf welchen für die Bezugsberechtigten ein
Rechtsanspruch besteht.

(2) Der Todfallsbeitrag gebührt im Falle des Ablebens des Rechts-
anwaltes, der im Zeitpunkt des Ablebens in die Liste der Rechts-
anwälte/der niedergelassenen europäischen Rechtsanwälte
dieser Rechtsanwaltskammer eingetragen ist oder eines Bezie-
hers einer Alters- oder Berufsunfähigkeitsrente, der bei Errei-
chung der Altersgrenze für die Altersrente bzw der Inanspruch-
nahme der vorzeitigen Alterspension oder der Antragstellung
auf Berufsunfähigkeitsrente in die Liste der Rechtsanwälte/der
niedergelassenen europäischen Rechtsanwälte dieser Rechts-
anwaltskammer eingetragen war.

(3) Der Todfallsbeitrag dient zur Deckung der Kosten einer stan-
desgemäßen Bestattung und ist an diejenigen Personen auszu-
zahlen, welche die Bestattungskosten bezahlt haben oder er-
wiesenermaßen zu zahlen haben. In der Leistungsordnung
kann ein angemessener Pauschalbetrag festgelegt werden.

(4) Für den Anspruch auf Todfallsbeitrag ist die Erfüllung einer
Wartezeit nicht erforderlich.
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§ 12 Außerordentliche Leistungen und Beiträge

(1) Der Ausschuss der Rechtsanwaltskammer ist ermächtigt, auf
Antrag in außerordentlichen Härtefällen nach freiem Ermessen
und ohne Begründung eines Rechtsanspruches Leistungen an
Rechtsanwälte und deren Hinterbliebene unter Absehen von
den für solche Versorgungsleistungen notwendigen Vorausset-
zungen zu gewähren. Als Härtefall ist insbesondere eine Not-
situation anzusehen, die durch eine – gemessen an der Dauer
der Verzögerung des Berufseintritts – übermäßige Reduktion
der Zurechnungszeiten gemäß § 7 Abs 6 lit b) bewirkt wird.

(2) Die Höhe der Leistungen darf die vergleichbaren ordentlichen
Leistungen nicht übersteigen, kann jedoch betragsmäßig und
zeitmäßig darunter festgesetzt werden, insbesondere auch bis
auf Widerruf.

(3) Für die Dauer von 10 Jahren ab In-Kraft-Treten dieser Satzung
kann für Bezieher von Alters- oder Berufsunfähigkeitsrenten so-
wie von Hinterbliebenenrenten ein Pensionssicherungsbeitrag
in Höhe von bis zu 2,5% der jeweils zahlbaren monatlichen
Bruttorente festgesetzt und von den Rentenzahlungen in Abzug
gebracht werden. Die Höhe des Pensionssicherungsbeitrages
ist in der Umlagenordnung festzusetzen.

§ 13 Höhe der Leistungen

Die Höhe der für die Leistungen nach dieser Satzung maßgebli-
chen Basisaltersrente sowie der sonstigen Leistungen wird durch
die von der Plenarversammlung zu beschließende Leistungsord-
nung unter Berücksichtigung mittelfristiger Finanzierungserforder-
nisse unter Einbeziehung versicherungsmathematischer Grund-
sätze gem. § 52 Abs 1 RAO festgesetzt.

§ 14 Mehrere Rechtsanwaltskammern und Versorgungssysteme

(1) Die Rechtsanwaltskammer ist zuständig zur Entscheidung über
die Voraussetzungen zur Erbringung der Leistung, wenn im
Zeitpunkt des Eintritts des Versorgungsfalles oder zu einem frü-
heren Zeitpunkt

a) der Rechtsanwalt in die Liste dieser Rechtsanwaltskammer
oder der niedergelassenen europäischen Rechtsanwälte
dieser Rechtsanwaltskammer eingetragen war oder

b) der Rechtsanwalt im Bezug einer Alters- oder Berufsunfähig-
keitsrente aus der Versorgungseinrichtung dieser Rechtsan-
waltskammer stand.

(2) War ein Rechtsanwalt im Laufe seiner Berufsausübung in die
Rechtsanwaltslisten/Listen niedergelassener europäischer
Rechtsanwälte mehrerer österreichischer Rechtsanwaltskam-
mern eingetragen, so hat die Rechtsanwaltskammer nur jenen
Teil der nach ihrer Satzung und Leistungsordnung gebühren-
den Versorgungsleistung zu erbringen, der dem Verhältnis der
Beitragsmonate bei dieser Rechtsanwaltskammer zur Gesamt-
zahl der Beitragsmonate bei allen österreichischen Rechtsan-
waltskammern entspricht.

(3) Werden Zeiträume, die nach § 6 Abs 7 und/oder § 10 Abs 6
lit c) 1. Satz wie Beitragszeiten behandelt werden, durch eine
Versorgungseinrichtung einer anderen österreichischen Rechts-
anwaltskammer berücksichtigt, so erfolgt die Berücksichtigung
durch diese Rechtsanwaltskammer nur in dem Umfang, als es
dem Verhältnis der Beitragsmonate bei dieser Rechtsanwalts-
kammer zur Gesamtzahl der Beitragsmonate entspricht, die
der Rechtsanwalt bei allen österreichischen Rechtsanwaltskam-
mern erworben hat.

(4) Die Berechnung der Zeiten erfolgt nach Monaten, wobei Rest-
zeiten von weniger als einem Kalendermonat zu vernachlässi-
gen sind.

(5) Bezieht ein ehemaliger Rechtsanwalt oder dessen Witwe(n)
und/oder Waise(n) Versorgungsleistungen mehrerer österrei-
chischer Rechtsanwaltskammern, so erfolgt die Anrechnung
von Eigeneinkommen nach § 7 Abs 6 lit c) oder die Berücksich-
tigung des Einkommens nach § 10 Abs 3 nur im Verhältnis,
das dem Verhältnis der in der jeweiligen Rechtsanwaltskam-
mer erworbenen Beitragsmonate zur Gesamtzahl der Beitrags-
monate entspricht, die durch den Rechtsanwalt in Versorgungs-
einrichtungen von österreichischen Rechtsanwaltskammern er-
worben wurden, die das Eigeneinkommen ebenfalls zur An-
rechnung bringen.

§ 15 Ausnahmen von der Beitragspflicht

(1) Rechtsanwälte, die gem. § 1 Abs 1 RAO in die Liste der Rechts-
anwaltskammer Wien eingetragen sind und eine Arbeit in
einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union ausfüh-
ren, können für die Dauer der Tätigkeit in dem anderen Mit-
gliedstaat der Europäischen Union von der Beitragspflicht
nach dieser Satzung befreit werden, wenn nach dem Recht des
anderen Mitgliedstaates der Rechtsanwalt einer Pflichtversiche-
rung in einem Altersversicherungssystem unterliegt und

a) die voraussichtliche Dauer der Tätigkeit in dem anderen
Mitgliedstaat 12 Monate überschreitet oder

b) die Ausführung der Tätigkeit in dem anderen Mitgliedstaat
aus nicht vorhersehbaren Gründen, die ursprünglich vorge-
sehene Dauer von höchstens 12 Monaten überschreitet, es
sei denn, die Überschreitung beträgt höchstens 12 Monate
und die zuständige Behörde des Mitgliedstaats, in dessen
Gebiet sich der Betreffende für die Verrichtung seiner Tätig-
keit begeben hat, oder die von dieser Behörde bezeichnete
Stelle erteilt vor Ablauf der vorgesehenen Dauer die Geneh-
migung zur Weitergeltung der österreichischen Rechtsvor-
schriften während der gesamten Dauer der Arbeitsverrich-
tung.

(2) Rechtsanwälte, die in die Liste der Rechtsanwaltskammer Wien
oder die Liste der niedergelassenen europäischen Rechts-
anwälte eingetragen sind und ihre selbständige Tätigkeit ge-
wöhnlich in Österreich und einem oder mehreren anderen Mit-
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gliedstaaten der Europäischen Union ausüben, können von der
Beitragspflicht nach dieser Satzung befreit werden, wenn sie
a) in einem anderen Mitgliedsstaat als Österreich wohnhaft

sind und in dem anderen Mitgliedsstaat ihre Tätigkeit zum
Teil ausüben oder

b) in dem Mitgliedsstaat, in dem sie wohnhaft sind, keine Tä-
tigkeit ausüben und in einem anderen Mitgliedstaat als Ös-
terreich ihre Haupttätigkeit ausüben,

und nach dem Recht des Wohnsitzstaates im Falle der An-
wendbarkeit von lit a) und im Staat der Haupttätigkeit im Falle
der Anwendbarkeit von lit b) der Pflichtversicherung in einem
Altersversicherungssystem unterliegen.

(3) Ein Rechtsanwalt, der gemäß Abs 1 und Abs 2 von der Bei-
tragspflicht nach dieser Satzung befreit ist, erwirbt trotz seiner
aufrechten Eintragung in die Liste der Rechtsanwälte während
der Dauer der Ausnahme weder Beitragsmonate noch auf die
Wartezeit nach § 5 Abs 2 anrechenbare Zeiten.

(4) Die in Abs 1–3 enthaltenen Regelungen gelten auch in den Be-
ziehungen zu den Vertragsstaaten des Abkommens über den
Europäischen Wirtschaftsraum und zur Schweizerischen Eid-
genossenschaft sinngemäß.

§ 16 Verfahren

(1) Die Zuerkennung von Leistungen und die Befreiung von Pflich-
ten nach dieser Satzung erfolgt nur über Antrag.

(2) Wer die Gewährung einer Versorgungsleistung beantragt, ist
verpflichtet, über alle Umstände Auskunft zu geben, die für den
Versorgungsanspruch erheblich sind, diese erforderlichenfalls
zu bescheinigen und an der Sachverhaltsfeststellung mitzuwir-
ken.

(3) Umstände, welche das Erlöschen oder eine Verringerung des
Versorgungsanspruches zur Folge haben könnten, sind vom
Bezugsberechtigten unverzüglich der Rechtsanwaltskammer
schriftlich zu melden und erforderlichenfalls zu bescheinigen.

(4) Der Verstoß gegen die Auskunfts-, Bescheinigungs- und Mitwir-
kungspflicht trotz schriftlicher Aufforderung der Rechtsanwalts-
kammer unter Setzung einer angemessenen Nachfrist bewirkt
das Ruhen des Anspruches des Berechtigten.

(5) Im Übrigen gelten die Bestimmungen der Geschäftsordnung für
das Verfahren.

(6) Diese Verfahrensbestimmungen gelten auch für die Verfahren
betreffend Entziehung und Einstellung von Versorgungsleistun-
gen.

(7) Der Leistungsempfänger hat zu Unrecht bezogene Leistungen
zurückzuzahlen, insbesondere, wenn die Leistungen durch un-
richtige Angaben oder Nichtmeldung maßgeblicher Tatsachen
zu Unrecht bezogen oder irrtümlich unrichtig berechnet wur-
den.

(8) Die Rechtsanwaltskammer darf geschuldete fällige Beiträge
und Umlagen jeder Art oder nach Abs 7 rückzahlbare Leistun-

gen gegen nach dieser Satzung zu erbringende Versorgungs-
leistungen aufrechnen, sofern das Recht auf Einforderung der
Beiträge, Umlagen und Leistungen nicht verjährt ist. Die Auf-
rechnung ist bis zur Hälfte der dem jeweiligen Berechtigten ge-
genüber zu erbringenden jeweiligen monatlichen Geldleis-
tung, hinsichtlich des Todfallsbeitrages bis zur vollen Höhe, zu-
lässig.

§ 17 Öffentliche Abgaben

(1) Alle wie immer gearteten öffentlichen Abgaben, die von den
Versorgungsleistungen zu entrichten sind, sind von den Be-
zugsberechtigten zu tragen.

(2) Die nach der Leistungsordnung festgesetzten Versorgungsleis-
tungen sind Bruttoleistungen einschließlich der davon zu ent-
richtenden öffentlichen Abgaben.

§ 18 Übergangsbestimmungen

(1) Diese Satzung tritt mit 1. 1. 2004 in Kraft.

(2) Rechtsanwälte, die im Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens dieser Sat-
zung in die Liste dieser oder einer anderen österreichischen
Rechtsanwaltskammer mit Versorgungseinrichtung eingetragen
sind und

a) am 31. 12. 2003 bereits 60 Beitragsmonate in der Versor-
gungseinrichtung dieser Rechtsanwaltskammer oder unter
Einbeziehung von Beitragsmonaten in Versorgungseinrich-
tungen anderer österreichischer Rechtsanwaltskammern er-
worben und das 55. Lebensjahr vollendet haben und

b) 5 Jahre unmittelbar vor Eintritt des Versorgungsfalles ohne
Unterbrechung in die Liste einer österreichischen Rechtsan-
waltskammer mit Versorgungseinrichtung eingetragen wa-
ren und insgesamt mindestens 120 Beitragsmonate erwor-
ben haben,

können als Altersrente 100% der jeweils laut Leistungsordnung
gültigen Basisaltersrente beanspruchen. Die §§ 6 Abs 2 lit a)
und 6 Abs 6 lit a) und lit b) kommen diesfalls nicht zur Anwen-
dung. Wurde der Rechtsanwalt erstmals nach Vollendung
seines 50. Lebensjahres in die Liste dieser oder einer anderen
österreichischen Rechtsanwaltskammer mit Versorgungseinrich-
tung eingetragen, so erhöht sich die in § 18 Abs 2 lit a) ge-
nannte Anzahl der Beitragsmonate auf 120, die in Abs 2 lit b)
genannte Mindestanzahl der Beitragsmonate auf 180.

(3) a) Rechtsanwälte, die zum Zeitpunkt des Eintritts der Berufsun-
fähigkeit die Wartezeit nach der bisher gültigen Satzung
erfüllt haben, im Zeitpunkt des Eintritts der Berufsunfähigkeit
in die Liste der Rechtsanwaltskammer eingetragen waren
und die Zuerkennung der Berufsunfähigkeitsrente (bei zu-
mindest durch die Gewährung der Rente bedingtem Ver-
zicht auf die Ausübung der Anwaltschaft) am oder vor dem
31. 12. 2003 beantragt haben, haben Anspruch auf eine
Berufsunfähigkeitsrente in Höhe von 100% der laut Leis-
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tungsordnung jeweils gültigen Basisaltersrente im Falle der
Zuerkennung der Berufsunfähigkeitsrente aufgrund des ge-
stellten Antrages.

b) Eine aufgrund eines nach In-Kraft-Treten dieser Satzung ge-
stellten Antrages zuerkannte Berufsunfähigkeitsrente darf
pro angefangenem Jahr ab In-Kraft-Treten der Satzung um
höchstens 0,6% unter der Basisaltersrente liegen, sofern der
Rechtsanwalt am 31. 12. 2003 in die Liste der Rechtsan-
wälte einer österreichischen Rechtsanwaltskammer einge-
tragen war oder am 31. 12. 2003 Bezieher einer Berufsun-
fähigkeitsrente nach einer vor dieser Satzung gültigen
Satzung einer österreichischen Rechtsanwaltskammer war.
Maßgeblich für die Berechnung der höchstzulässigen Diffe-
renz zwischen der Basisaltersrente und der zuzuerkennen-
den Rente ist in allen Fällen der Zeitpunkt der Antragstel-
lung nach In-Kraft-Treten dieser Satzung, aufgrund welcher
erstmals die befristete Zuerkennung der Rente erfolgte.

(4) Für Rechtsanwälte gem. § 1 Abs 1 RAO, deren Berufsbefugnis
gemäß § 34 Abs 1 RAO vor dem In-Kraft-Treten dieser Sat-
zung und vor Erreichen der Altersgrenze für den Anspruch auf
Altersrente und vor Eintritt einer Berufsunfähigkeit und/oder
vor Antragstellung hinsichtlich einer Berufsunfähigkeitsrente
erloschen ist, gilt:

a) Die vor In-Kraft-Treten dieser Satzung erworbenen Beitrags-
monate sind bei Berechnung der Altersrente nach dieser
Satzung nur dann zu berücksichtigen, wenn

1. der ehemalige Rechtsanwalt nach In-Kraft-Treten dieser Sat-
zung nochmals in die Liste der Rechtsanwälte eingetragen
wird und

2. unmittelbar vor Eintritt des Versorgungsfalls 5 Jahre ohne
Unterbrechung in die Liste der Rechtsanwälte oder der nie-
dergelassenen Rechtsanwälte einer Rechtsanwaltskammer
eingetragen ist und er

3. unter Einrechnung der Zeiten, während derer er vor In-Kraft-
Treten dieser Satzung in die Liste der Rechtsanwälte einge-
tragen war, oder während derer er vor In-Kraft-Treten dieser
Satzung eine Berufsunfähigkeitsrente nach der bisher gülti-
gen Satzung bezog, die Bedingung einer Wartezeit von
10 Jahren, im Falle seiner Ersteintragung in die Liste der
Rechtsanwälte nach Vollendung seines 50. Lebensjahres ei-
ner Wartezeit von 15 Jahren durch Eintragung in die Liste
dieser oder einer anderen Rechtsanwaltskammer mit Ver-
sorgungseinrichtung oder die Liste der niedergelassenen
Rechtsanwälte erfüllt.

Für die Berechnung der Rentenhöhe kommt § 18 Abs 2
nicht zur Anwendung.

b) Ein Anspruch auf Berufsunfähigkeitsrente entsteht nur dann,
wenn der ehemalige Rechtsanwalt wieder in die Liste der
Rechtsanwälte eingetragen wird, die Voraussetzungen für

die Gewährung der Berufsunfähigkeitsrente nach dieser
Satzung – allenfalls unter Einrechnung der Zeiten, während
derer er vor In-Kraft-Treten dieser Satzung in die Liste der
Rechtsanwälte eingetragen war – erfüllt und sofern die kör-
perlichen und geistigen Gebrechen, die Ursache für die
Berufsunfähigkeit sind, nachweislich erst nach erfolgter
Wiedereintragung aufgetreten sind. Bei Berechnung der
Rentenhöhe bleiben Beitragsmonate, die der ehemalige
Rechtsanwalt vor In-Kraft-Treten dieser Satzung erworben
hat, außer Betracht.

(5) Die Feststellung der für die Rentenberechnung heranzuziehen-
den Beitragsmonate erfolgt auch in Ansehung der Zeiten, wäh-
rend derer ein Rechtsanwalt vor dem In-Kraft-Treten dieser Sat-
zung in die Liste der Rechtsanwaltskammer eingetragen war,
nach den Bestimmungen dieser Satzung.

(6) Die nach dieser Satzung festzulegende Basisaltersrente beträgt
100% der höchstmöglichen Altersrente nach der im Zeitpunkt
des In-Kraft-Tretens dieser Satzung gültigen Leistungsordnung.
Sofern einem ehemaligen Rechtsanwalt vor In-Kraft-Treten die-
ser Satzung oder aufgrund eines vor In-Kraft-Treten dieser Sat-
zung gestellten Antrages eine Alters- oder Berufsunfähigkeits-
rente in einer Höhe zuerkannt wurde/wird, die weniger als
100% des nach der für die Zuerkennung maßgeblichen Sat-
zung höchstmöglichen Betrages betrug/beträgt, verändert sich
die ihm zustehende Rente künftig dergestalt, dass das Verhält-
nis der an ihn zu leistenden Rente zu der nach dieser Satzung
festzusetzenden Basisaltersrente unverändert bleibt.

(7) Die nach bisherigen Satzungen oder Leistungsordnungen ge-
währten Versorgungsleistungen bleiben unberührt und erhöhen
sich prozentuell in dem selben Ausmaß wie die Basisalters-
rente nach dieser Satzung.

(8) Für im Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens dieser Satzung bereits ge-
schlossene oder geschiedene Ehen gilt § 8 Abs 2 mit der Mo-
difizierung, dass das maßgebliche Alter des Rechtsanwaltes
65 Jahre beträgt und – bei Vorliegen der sonstigen Vorausset-
zungen – die Witwenrente bereits dann gebührt, wenn der
Altersunterschied weniger als 30 Jahre beträgt, und dass der
5-jährige Bestand der Ehe nicht Voraussetzung für die Zuerken-
nung der Witwenrente ist. Für im Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens
dieser Satzung bereits geschiedene Ehen bleibt das Erforder-
nis einer 15-jährigen Dauer der Ehe nach der bisher gültigen
Satzung statt der in § 8 Abs 3 lit b) genannten 10-jährigen
Dauer aufrecht.

(9) a) Ist ein Rechtsanwalt am 31. 12. 2003 Bezieher einer Alters-
oder Berufsunfähigkeitsrente dieser Rechtsanwaltskammer
und wird er nach In-Kraft-Treten dieser Satzung nicht mehr
in die Liste der Rechtsanwälte eingetragen, gelten in Anse-
hung der Anspruchsvoraussetzungen und der Höhe der
Witwen und Waisenrenten die Bestimmungen der bis zum
In-Kraft-Treten dieser Satzung gültigen Satzung fort.
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b) Hat der verstorbene Rechtsanwalt gemäß § 18 Abs 2
100% der Basisaltersrente beansprucht oder im Zeitpunkt
seines Todes die Voraussetzungen für die Inanspruchnahme
erfüllt, sind die Witwenrenten für Witwen, die im Zeitpunkt
des In-Kraft-Tretens dieser Satzung mit dem Rechtsanwalt
verheiratet oder von diesem geschieden waren, sowie die
Waisenrenten ebenfalls auf dieser Basis zu errechnen. Lie-
gen die Vorrausetzungen für die Inanspruchnahme von
§ 18 Abs 2 nicht vor, darf bei Ermittlung der Basis für Ren-
ten dieser Witwen sowie für Waisenrenten der gem. § 7
Abs 6 lit b) anwendbare Prozentsatz für die Gewährung
von Zurechnungszeiten pro angefangenem Jahr ab In-Kraft-
Treten der Satzung nur 0,6 Prozentpunkte unter 100% lie-
gen, soferne der Rechtsanwalt am 31. 12. 2003 in die Liste
einer österreichischen Rechtsanwaltskammer eingetragen
war.

c) Für Witwen, die vor dem 1. 1. 1968 geboren sind, beträgt
die Witwenrente in Abänderung des § 10 Abs 3 – unab-
hängig von der Höhe eines allfälligen Eigeneinkommens –
60% der Altersrente des Verstorbenen (bei fiktiver Renten-
berechnung nach § 6 Abs 6 lit a–c des fiktiven Rentenan-
spruches), in den Fällen des § 8 Abs 3 jedoch höchstens
den geschuldeten Unterhalt.

(10) Für Witwen und Waisen nach Rechtsanwälten und ehemali-
gen Rechtsanwälten, die vor dem In-Kraft-Treten dieser Sat-
zung verstorben sind, gelten in Ansehung der Anspruchsvo-
raussetzungen, der Dauer des Anspruches und der Höhe die
Bestimmungen der bis zum In-Kraft-Treten dieser Satzung gül-
tigen Satzung fort.

(11) Sofern aufgrund einer zu einem früheren Zeitpunkt gültigen
Satzung anstelle eines Todfallsbeitrages dem Rechtsanwalt
eine Abfindung im Falle seines Verzichtes auf die weitere
Ausübung der Rechtsanwaltschaft oder während des Bezu-
ges der Altersrente gewährt wurde, haben die nach dem je-
weiligen Rechtsanwalt Bezugsberechtigten keinen Anspruch
auf Todfallsbeitrag nach dieser Satzung.

(12) Rechtsanwälte, die infolge Verzichtes auf die Ausübung der
Rechtsanwaltschaft, Erlöschens der Berechtigung zur Aus-
übung der Anwaltschaft oder Streichung aufgrund eines Dis-
ziplinarerkenntnisses vor In-Kraft-Treten dieser Satzung auf-
grund der bisher gültigen Satzung Anspruch auf Bewilligung
der freiwilligen Weiterversicherung hatten, haben auch wei-
terhin Anspruch auf Bewilligung der freiwilligen Weiterversi-
cherung, sofern die Antragstellung nach der bisher gültigen
Satzung fristgerecht, erfolgt ist/erfolgt.

(13) Die (nach der bisher gültigen Satzung, allenfalls in Anwen-
dung von § 18 Abs 12 dieser Satzung) bewilligte freiwillige
Weiterversicherung bewirkt:
a) bei Eintritt eines Versorgungsfalles während der freiwilli-

gen Weiterversicherung, dass dieser so zu behandeln ist,

als ob der freiwillig Weiterversicherte in die Liste der
Rechtsanwaltskammer eingetragen wäre,

b) nach der Wiedereintragung des Rechtsanwaltes die Ein-
rechnung der Zeit der freiwilligen Weiterversicherung und
der vor dem Verzicht des Rechtsanwaltes, dem Erlöschen
seiner Berechtigung zur Ausübung der Rechtsanwalt-
schaft, seiner Streichung aus der Liste der Rechtsanwalts-
kammer erworbenen Beitragsmonate in die Wartezeit ge-
mäß § 5 und die Berücksichtigung dieser Zeiten bei der
Errechnung der Rentenhöhe gemäß § 6 und § 7. Kalen-
dermonate, während derer Beitragspflicht gemäß § 18
Abs 12 besteht, sind demnach Beitragsmonate im Sinne
der Definition gemäß § 1 Abs 1.

c) Wird der ehemalige Rechtsanwalt vor Erreichung des
65. Lebensjahres wieder in die Liste der Rechtsanwälte
eingetragen, gelten für ihn die Bestimmungen dieser Sat-
zung uneingeschränkt.

Wird der ehemalige Rechtsanwalt vor Erreichung des
65. Lebensjahres nicht mehr in die Liste der Rechtsanwälte
eingetragen, hat er – unabhängig von seinem Alter im
Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens dieser Satzung – Anspruch
auf 100% der laut Leistungsordnung gültigen Basisalters-
rente, sofern er dem Grunde nach die Anspruchsvoraus-
setzungen nach der bisher gültigen Satzung im Zeitpunkt
des Eintritts des Versorgungsfalles erfüllt. Die Anspruchs-
voraussetzungen sowie die Höhe der Witwen- und Wai-
senrenten im Falle seines Todes bestimmen sich nach der
bisher gültigen Satzung.

(14) a) Die Beiträge der freiwillig weiterversicherten ehemaligen
Rechtsanwälte gehören zu den ordentlichen Einnahmen
der Versorgungseinrichtung gemäß § 4 Abs 1. Die Bei-
tragspflicht des freiwillig Weiterversicherten beginnt mit
dem dem Beginn der Weiterversicherung folgenden Mo-
natsersten. Sie endet mit dem dem Ende der Weiterversi-
cherung folgenden Monatsletzten. Fällt der Beginn der
Weiterversicherung auf den Monatsersten oder das Ende
der Weiterversicherung auf den Monatsletzten, so beginnt
die Beitragspflicht mit dem Beginn der Weiterversiche-
rung und endet mit dem Tag des Endes der Weiterversi-
cherung.

b) Für Personen, die der Versorgungseinrichtung nur auf-
grund der Bestimmungen über die freiwillige Weiterversi-
cherung angehören, kann in der Umlagenordnung in ana-
loger Anwendung von § 4 Abs 4 eine abweichende Bei-
tragshöhe festgelegt werden.

c) Der Beitrag hat sich zusammenzusetzen aus dem von dem
ehemaligen Rechtsanwalt zu leistenden Beitrag und einem
in Geld zu leistenden Beitragszuschlag zur Abgeltung der
von den gem. § 1 Abs 1 RAO eingetragenen Rechtsan-
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wälten erbrachten, durch die Pauschalvergütung abge-
deckten Leistungen der Verfahrenshilfe.

d) Die Umlagenordnung kann auch vorsehen, dass anstelle
des Beitragszuschlages für die Leistungen aus der Verfah-
renshilfe in Ansehung des ehemaligen Rechtsanwaltes
sich ein anderer gem. § 1 Abs 1 RAO eingetragener
Rechtsanwalt verpflichtet, die ansonsten vom freiwillig
weiterversicherten Rechtsanwalt zu erbringenden Verfah-
renshilfeleistungen zu erbringen.

(15) Die freiwillige Weiterversicherung endet:
a) mit Wiedereintragung als Rechtsanwalt,
b) mit Verzicht darauf,
c) bei Nichtbezahlung eines Rückstandes an Beiträgen für

mindestens ein halbes Jahr trotz Mahnung unter Setzung
einer Nachfrist von mindestens einem Monat.

Beschlossen in der ao Plenarversammlung der Rechtsanwalts-
kammer Wien vom 3. 12. 2003, genehmigt mit B des BMJ vom
30. 12. 2003, GZ 16.201/28-I.6/2003.

Satzung der Versorgungseinrichtung
der Rechtsanwaltskammer Wien

Teil B: Zusatzpension

§ 1 – Zusatzpension

Im Rahmen der Zusatzpension (Teil B der Satzung der Versor-
gungseinrichtung) werden Zusatzleistungen als ergänzende Ver-
sorgungseinrichtung zur Grundleistung (Teil A) festgelegt. Die dort
definierten allgemeinen Voraussetzungen und die Voraussetzun-
gen für die Gewährung von Altersrenten, Berufsunfähigkeitsrenten,
Witwen-/Witwerrenten und Waisenrenten, ausgenommen die
Wartezeiten, sind anzuwenden, sofern im Folgenden nichts ande-
res bestimmt wird.

§ 2 – Leistungen der Versorgungseinrichtung

(1) Als Zusatzleistungen werden folgende Leistungen erbracht:
a) Altersrente
b) Berufsunfähigkeitsrente
c) Witwen-/Witwerrente
d) Waisenrente
e) Abfindung für den Todesfall
f) Abfindung bei Pensionsantritt

(2) Aus den der Versorgungseinrichtung zur Verfügung stehenden
Mittel dürfen nur die in der Satzung vorgeschriebenen Leistungen
erbracht werden. Andere Unterstützungen oder Zuwendungen aus
diesen Mitteln sind unzulässig.

§ 3 – Altersrente

(1) Altersrenten werden über Antrag Rechtsanwälten oder emeri-
tierten Rechtsanwälten ab Vollendung des 65. Lebensjahres ge-

währt. Der Verzicht auf die Ausübung der Rechtsanwaltschaft ist
nicht Voraussetzung für die Inanspruchnahme der Altersrente.

(2) Die Altersrente errechnet sich wie folgt: Aus den zum Zeitpunkt
der Inanspruchnahme der Altersrente auf dem Konto des Rechtsan-
waltes für die Zusatzpension verbuchten Beiträge und erzielten
Veranlagungsüberschüsse ist über den Verrentungsfaktor gemäß
Geschäftsplan (§ 18) zum Pensionsantrittsalter die Altersrente zu
ermitteln.

(3) Die Witwen-/Witwerrente nach einem verstorbenen Bezieher
einer Altersrente beträgt 60% der Altersrente. Die Waisenrente be-
trägt 10%, bei Vollwaisen 20% der Altersrente.

(4) Hinsichtlich der Anspruchsvoraussetzungen gelten die §§ 7,
7a und 8 des Teiles A.

§ 4 – Berufsunfähigkeitsrente

(1) Berufsunfähigkeitsrenten werden bei Vorliegen der allgemei-
nen Voraussetzungen gemäß § 2 (Teil A) jenen Rechtsanwälten ge-
währt, die infolge körperlicher oder geistiger Gebrechen dauernd
zur Ausübung des Rechtsanwaltsberufes unfähig sind, sofern und
solange sie auf die Ausübung des Rechtsanwaltsberufes verzichtet
haben. Die Abgabe der Verzichtserklärung mit Wirksamkeit für
den Fall der Feststellung der Berufsunfähigkeit ist möglich.

(2) Über das Vorliegen einer Berufsunfähigkeit entscheidet die
Rechtsanwaltskammer, allenfalls unter Bedachtnahme auf von ihr
eingeholte Gutachten von ihr bestellter Vertrauensärzte. Die Ko-
sten der Begutachtung sind von der Rechtsanwaltskammer zu tra-
gen.

(3) Der Bezieher einer Berufsunfähigkeitsrente ist verpflichtet, sich
auf Verlangen und Kosten der Rechtsanwaltskammer einer Kont-
rolluntersuchung durch den Vertrauensarzt zu unterziehen. Wenn
und solange eine solche Untersuchung verweigert wird, ruht der
Anspruch auf den Rentenbezug. Ebenso ist vorzugehen, wenn sich
der Bezieher einer Berufsunfähigkeitsrente der Kontrolluntersu-
chung auf andere Weise entzieht.

(4) Ein gleichzeitiger Bezug einer Altersrente und einer Berufsunfä-
higkeitsrente ist unzulässig.

(5) Die Berufsunfähigkeitsrente errechnet sich wie folgt:

Die zum Zeitpunkt der Inanspruchnahme der Berufsunfähigkeitsver-
sorgung auf dem Konto des Rechtsanwaltes für die Zusatzpension
verbuchten Beiträge und erzielten Veranlagungsüberschüsse wer-
den durch Anwendung des altersentsprechenden Verrentungsfak-
tors in eine lebenslange Rente umgewandelt.

Dieser Teil der Berufsunfähigkeitsrente wird um den gemäß Ge-
schäftsplan errechneten rückversicherten Teil ergänzt. Die Ergän-
zung erfolgt nur bis zum Erreichen der in der Leistungsordnung vor-
gesehenen Mindest-Berufsunfähigkeitsrente, die bezogen auf das
Eintrittsalter des Rechtsanwaltes errechnet wird. Die Mindest-
Berufsunfähigkeitsrente reduziert sich im Falle einer Ermäßigung
des jährlichen Beitrages oder einer Befreiung im Jahre des Anfal-
lens der Berufsunfähigkeitsrente oder in einem oder mehreren dem
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Anfall der Berufsunfähigkeitsrente vorhergehenden Jahr(en) auf
den Prozentsatz der Mindestberufsunfähigkeitsrente, der dem Pro-
zentsatz des durchschnittlich bezahlten Jahresbeitrages im Verhält-
nis zum Durchschnitt der nicht ermäßigten Jahresbeiträge ent-
spricht.
Im Falle eines Nachkaufes von Versicherungszeiten sind diese ent-
sprechend den erfolgten Einzahlungen zu berücksichtigen.
(6) Die Witwe/der Witwer nach einem Berufsunfähigen erhält
60% der direkten Rente. Halbwaisen erhalten 10%, Vollwaisen
20% der direkten Rente. Für die Anspruchsberechtigung gelten die
§§ 7, 7a und 8 des Teiles A.
(7) Die Anpassung der Renten erfolgt jeweils aufgrund des Veran-
lagungsüberschusses des Vorjahres.

§ 5 – Witwen-/Witwerrente nach Ableben eines Aktiven

(1) Die Witwen-/Witwerrente nach einem aktiven Rechtsanwalt
errechnet sich wie folgt: 60% der Berufsunfähigkeitsrente, mindes-
tens jedoch die in der Leistungsordnung festgelegte Mindest-Wit-
wen-/Witwerrente, die bezogen auf das Eintrittsalter des Rechtsan-
waltes errechnet wird.
(2) Die Waisenrente beträgt 10%, bei Vollwaisen 20% der Berufs-
unfähigkeitsrente.
(3) Die Anspruchsvoraussetzungen entsprechen den §§ 7, 7a und
8 des Teiles A.
(4) Die Anpassung der Renten erfolgt jeweils aufgrund des Veran-
lagungsüberschusses des Vorjahres.
(5) Die Berufsunfähigkeitsrente ist analog zu § 4 (5) auf den To-
destag des verstorbenen Rechtsanwaltes zu errechnen.

§ 6 – Abfindung für den Todesfall

Rechtsanwälte können für den Fall ihres Ablebens vor Inanspruch-
nahme einer Leistung und ohne Hinterlassung von Anspruchsbe-
rechtigten durch eine schriftliche an die Rechtsanwaltskammer zu
richtende Erklärung eine Person bestimmen, an die die Abfindung
auszuzahlen ist. Die Abfindung beträgt 40% der auf den Konten
des Rechtsanwaltes verbuchten Beiträge und erzielten Veranla-
gungsüberschüsse, mindestens das 10-fache der jährlichen Min-
dest-Witwen-/Witwerpension, die bezogen auf das Eintrittsalter
des Rechtsanwaltes gemäß § 4 (5) errechnet wird. Im Falle der Um-
wandlung der Anwartschaft in eine beitragsfrei gestellte Anwart-
schaft infolge des Erlöschens oder Ruhens der Rechtsanwaltschaft
gemäß § 34 RAO beträgt die Abfindung 40% der auf dem Konto
des Rechtsanwaltes verbuchten Beiträge und erzielten Veranla-
gungsüberschüsse.

§ 7 – Abfindung bei Pensionsantritt

Bei Antritt der Alterspension kann der Rechtsanwalt einen Antrag
auf Abfindung stellen. Diese Abfindung beträgt höchstens 50% der
auf dem Konto des Rechtsanwaltes verbuchten Beiträge und Veran-
lagungsüberschüsse. Die Berechnung der Renten gemäß § 3 (2)
und (3) erfolgt auf Basis des reduzierten Kontostandes.

§ 8 – Mehrere Rentenbezieher

Sind nach einem Rechtsanwalt oder einem Bezieher einer Alters-
oder Berufsunfähigkeitsrente 2 oder mehrere Personen mit An-
spruch auf Hinterbliebenenversorgung vorhanden, so darf die
Summe der Leistungen für diese Anspruchsberechtigten nicht höher
sein, als die Leistungen, auf die der Rechtsanwalt (Bezieher einer
Rente) selbst Anspruch gehabt hätte. Innerhalb dieses Höchstaus-
maßes sind die den einzelnen Anspruchsberechtigten zustehenden
Leistungen verhältnismäßig zu kürzen.

§ 9 – Anspruch auf Versorgung

(1) Der Anspruch auf Versorgung wird mit Ablauf des Monates
wirksam, in welchem alle Voraussetzungen für die Gewährung er-
füllt sind, bei der Berufsunfähigkeitsrente frühestens ab Antragstel-
lung.

(2) Die Renten werden am Letzten eines jeden Monates im Voraus
für das Folgemonat, zum ersten Mal am Letzten des Monates, in
dem der Versorgungsfall eintritt, ausbezahlt, die 13. Rente am
30. 6., die 14. Rente am 30. 11. eines jeden Jahres.

(3) Die Anwartschaft auf Berufsunfähigkeitsrente und Hinterbliebe-
nenrente entsteht ab der erstmaligen Beitragsleistung ohne Berück-
sichtigung von Wartezeiten.

§ 10 – Einstellung der Unterstützung

(1) Der Anspruch auf Versorgungsleistung erlischt, wenn sich he-
rausstellt,

a) dass die Voraussetzungen für die Gewährung der Leistung
im Zeitpunkt der Zuerkennung nicht gegeben waren;

b) dass die Voraussetzungen für die Gewährung nachträglich
in Wegfall kommen.

(2) Der Empfangende hat zu Unrecht bezogene Leistungen zurück-
zuzahlen.

§ 11 – Finanzierung

(1) Die Finanzierung der Zusatzleistung erfolgt nach dem Kapital-
deckungsverfahren. Die Berechnung der Leistungen ist im Ge-
schäftsplan festgehalten.

(2) Die Veranlagung des Vermögens erfolgt gemäß § 25 Pensions-
kassengesetz in der jeweiligen Fassung.

(3) Der Ausschuss der Rechtsanwaltskammer legt die Depotbank
oder die Depotbanken fest.

(4) Der Ausschuss der Rechtsanwaltskammer wählt jeweils für die
Dauer von drei Jahren einen Prüfaktuar, für seine Aufgaben ist der
§ 21 Pensionskassengesetz sinngemäß anzuwenden.

§ 12 – Beiträge

(1) Die Höhe der von den einzelnen Kammermitgliedern zu leisten-
den Beiträge für die Zusatzpension wird von der Plenarversamm-
lung alljährlich festgesetzt. Die Höhe der Beiträge bleibt bis zur
Wirksamkeit einer Neufestsetzung in Geltung (§§ 51 und 53
RAO).
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(2) Die eingehenden Beiträge sind zunächst für die Berufsunfähig-
keits- und Hinterbliebenenvorsorge zu verwenden.

(3) Die Beitragspflicht entsteht mit der erstmaligen Eintragung in
die Liste der Rechtsanwälte und endet mit Vollendung des 65. Le-
bensjahres oder mit dem Erlöschen oder Ruhen der Rechtsanwalt-
schaft gemäß § 34 RAO. Der Beitrag ist in vier gleichen Raten,
jeweils am 1. 3., 1. 6., 1. 9. und 1. 12. eines jeden Jahres zur
Zahlung fällig. Für den Fall der Eintragung bis einschließlich 15.
eines Kalendermonates ist der gesamte auf ein Monat entfallende
Beitrag zu entrichten. Dies gilt auch für den Fall der Vollendung
des 65. Lebensjahres bzw des Erlöschens oder Ruhens der Rechts-
anwaltschaft nach dem 15. eines Kalendermonats.

(4) Auf Antrag kann der jährliche Beitrag auf den in der Umlagen-
ordnung festzulegenden ermäßigten Beitrag, welcher mindestens
2/5 des ordentlichen Beitrages zu betragen hat, reduziert werden,
und zwar:

a) für das Jahr der Ersteintragung des Rechtsanwaltes und das
folgende Kalenderjahr, oder

b) wenn der jährliche Einnahmenüberschuss oder Gewinn aus
rechtsanwaltlicher Tätigkeit vor Ertragsteuern oder das jähr-
liche Bruttogehalt E 36.336,42 oder weniger beträgt.

Liegen Einkünfte aus selbständiger und unselbständiger rechtsan-
waltlicher Tätigkeit vor, sind diese zusammenzurechnen.

Der Antrag gemäß § 12 (4) b ist unter Vorlage des letztgültigen
Einkommensteuerbescheides und/oder einer Gehaltsbestätigung
für das Vorjahr bis 30.6. eines jeden Jahres für das laufende Bei-
tragsjahr zu stellen. Die Ermäßigung gilt jeweils nur für ein Bei-
tragsjahr. Der Antrag gemäß § 12 (4) a ist innerhalb eines Mona-
tes nach Ersteintragung und für das Folgejahr jeweils bis 31. 1.
des Folgejahres zu stellen.

(5) Der Rechtsanwalt, der nachweist, dass er verpflichtend oder
freiwillig Beiträge zu einer gesetzlich geregelten Altersvorsorge im
In- oder Ausland leistet oder Leistungen aus einer solchen Altersvor-
sorge bezieht, ist auf Antrag von Beiträgen zur Zusatzpension zu
befreien. Ein entsprechender Antrag ist jeweils bis 31.1. eines
jeden Kalenderjahres unter Vorlage des letzten Kontoauszuges der
Versicherungsanstalt der gesetzlichen Altersvorsorge zu stellen.

§ 13 – Wechsel der Kammer

Übersiedelt ein Rechtsanwalt in den Bereich einer anderen Rechts-
anwaltskammer, ist sein Kontostand auf die Versorgungseinrich-
tung der anderen Rechtsanwaltskammer zu übertragen.

§ 14 – Erlöschen der Rechtsanwaltschaft

(1) Bei Erlöschen oder Ruhen der Rechtsanwaltschaft gemäß § 34
RAO erfolgt die Umwandlung in eine beitragsfrei gestellte Anwart-
schaft. Bei Eintritt des Leistungsfalles hat der Rechtsanwalt An-
spruch auf eine Alters- bzw Berufsunfähigkeitsrente unter Berück-
sichtigung der verbuchten Beiträge und der erzielten Veranla-
gungserträge. Es besteht kein Anspruch auf eine Mindest-Berufsun-

fähigkeitsrente. Die Berufsunfähigkeitsrente und die Ansprüche der
Hinterbliebenen (§ 5) sind gemäß § 3 (2) auf Basis des angespar-
ten Kapitals zu errechnen. Im Übrigen sind auch für diese Fälle der
Berufsunfähigkeitsrente die Regelungen dieser Satzung, insbe-
sondere § 4, anzuwenden. Die Kosten der Begutachtung (§ 4 (2))
hat der Anwartschaftsberechtigte zu tragen. Eine Berufsunfähigkeit
ist in diesen Fällen auch dann anzunehmen, wenn sie von einer
Sozialversicherungsanstalt durch Bescheid rechtskräftig festgestellt
wurde.

(2) Bei Erlöschen der Rechtsanwaltschaft gemäß § 34 (1) RAO
kann der Rechtsanwalt bei sonstigem Verlust dieses Rechtes binnen
drei Monaten die Übertragung seines Kontostandes auf eine
gleichartige staatliche oder berufsständische Versorgungseinrich-
tung, welcher der ehemalige Rechtsanwalt in Zukunft verpflichtend
oder freiwillig angehört, beantragen.

(3) Beträgt der Kontostand zum Zeitpunkt des Erlöschens der
Rechtsanwaltschaft nicht mehr als E 9.084,10, kann der Rechtsan-
walt bei sonstigem Verlust dieses Rechtes binnen 3 Monaten ab
dem Erlöschen die Auszahlung des Kontostandes beantragen.

(4) Beantragt der Rechtsanwalt die Übertragung seines Kontostan-
des gemäß Abs 2 oder dessen Auszahlung gemäß Abs 3 werden
für die administrative Tätigkeit Verwaltungskosten von 1% des Kon-
tostandes, mindestens E 72,68, maximal E 363,36, in Abzug ge-
bracht.

§ 15 – Administrative Abwicklung

Der Ausschuss der Rechtsanwaltskammer kann für die administra-
tive Abwicklung der Zusatzleistung einen Managementvertrag mit
einer für die Durchführung derartiger Geschäfte geeigneten Gesell-
schaft abschließen. Die Gesellschaft wird namens der Rechtsan-
waltskammer tätig.

Der Ausschuss der Rechtsanwaltskammer kann mit einer Versiche-
rungsgesellschaft (Rückversicherer) einen Versicherungsvertrag zur
Abdeckung der aus der Zusatzleistung entstehenden versiche-
rungstechnischen Risken abschließen.

§ 16 – Kosten

Die Kosten der Verwaltung und die Kosten der Vermögensveranla-
gung sind von den Anwartschaftsberechtigten und Leistungsemp-
fängern der Zusatzpension zu tragen. Die Verwaltungskosten und
die Kosten für eine allfällige Risikoversicherung sind von den Bei-
trägen in Abzug zu bringen. Die Kosten des Veranlagungsmana-
gements, Depotgebühren und Bankspesen mindern den Veranla-
gungsüberschuss.

§ 17 – Pensionskonto

Für jeden Rechtsanwalt ist in sinngemäßer Anwendung des § 18
Pensionskassengesetz ein Pensionskonto (Alterskonto) zu führen.
Die Rechtsanwälte sind zumindest einmal jährlich bis 30. 6. eines
jeden Jahres über die Beiträge, Anwartschaften, Pensionsleistun-
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gen und allfällige Änderungen des Geschäftsplanes zu informie-
ren.

§ 18 – Geschäftsplan

Für die Zusatzpension ist ein Geschäftsplan im Sinne des § 20 Pen-
sionskassengesetz zu erstellen und ein Prüfaktuar zu bestellen, der
den Geschäftsplan und allfällige Änderungen zu genehmigen hat.
Darüber hinaus hat der Prüfaktuar zumindest einmal jährlich bis
30. 4. eines jeden Jahres über die Verwaltung der Zusatzpension,
die Einhaltung der in dieser Satzung festgelegten Regelungen und
der versicherungsmathematischen Grundsätze zu berichten sowie
den Jahresabschluss zu überprüfen.

§ 19 – Vermögensbewertung

Das Vermögen der Versorgungseinrichtung ist nach dem Tages-
wertprinzip zu bewerten. Die nach der Ertragsverteilung verblei-
bende Gewinnreserve darf höchstens 15% des Guthabens
(Deckungsrückstellung) betragen und darf minus 10% des Gutha-
bens (Deckungsrückstellung) nicht unterschreiten. Die Gewinnre-
serve ist auszuweisen.

Für die Zusatzpension ist ein Rechenschaftsbericht im Sinne des
§ 30 (3) Pensionskassengesetz jährlich bis 30. 4. eines jeden Jah-
res zu erstellen und vom Prüfaktuar zu bestätigen.

§ 20 – Beirat

Für die Kontrolle der Verwaltung der Zusatzpension und der Veran-
lagung der Beiträge ist ein Beirat zu bestellen, dem ein Mitglied
des Ausschusses jeder Rechtsanwaltskammer angehört, welche
dem Verwaltungsübereinkommen vom 26. 9. 1997 beigetreten ist.
Der Beirat hat zumindest einmal jährlich bis 30. 6. eines jeden Jah-
res den einzelnen Rechtsanwaltskammern, die der Verwaltungsver-
einbarung beigetreten sind, über seine Prüfungshandlungen und
deren Ergebnis zu berichten. Der Beirat ist berechtigt, zu seiner
Beratung qualifizierte Experten beizuziehen, deren Honorare
ebenso wie das Honorar des Prüfaktuars zu den Kosten der Ver-
waltung (§ 16) zählen.

§ 21 – Übergangsbestimmungen

(1) Rechtsanwälte, die im Jahr des In-Kraft-Tretens der Bestimmun-
gen über die Zusatzpension das 60. Lebensjahr erreichen oder be-
reits überschritten haben, sind auf Antrag von der Einbeziehung in
das System der Zusatzpension zu befreien.

(2) Jeder Rechtsanwalt kann Versicherungszeiten im Ausmaß von
höchstens zehn Jahren nachkaufen. Dadurch darf sich jedoch
keine längere Gesamtversicherungszeit ergeben als jene, die sich
vom Zeitpunkt der Ersteintragung bis 31. 12. 1997 ergeben
würde. Der Antrag auf Nachkauf kann bei sonstigem Verlust die-
ses Rechtes bis längstens 31. 12. 2007 gestellt werden. Falls ein
Rechtsanwalt von der Nachkaufsmöglichkeit Gebrauch macht, hat
er jährlich, spätestens ab dem der Antragstellung folgenden Jahr,
mindestens einen zusätzlichen Beitrag in Höhe des für 1998 vor-

geschriebenen Jahresbeitrages zu leisten. Bei der Berechnung aller
Leistungen im Rahmen der Zusatzpension sind nachgekaufte Versi-
cherungszeiten soweit zu berücksichtigen, als bis zum Zeitpunkt
des Versicherungsfalles Einzahlungen geleistet wurden.

(3) Alle Anwartschaftsberechtigten, welche für die Jahre 1998 bis
2002 um eine Befreiung von der Beitragsleistung für die Zusatz-
pension oder um eine Ermäßigung der Beiträge angesucht haben,
können innerhalb von drei Monaten nach In-Kraft-Treten der neuen
Satzung beantragen, dass eine Nachzahlung des Differenzbetra-
ges zur vollen Beitragshöhe bis Ende 2003 bewilligt wird.

(4) Die Änderung dieser Satzung tritt rückwirkend per 1. 1. 2001
in Kraft. Zwischenzeitlich ergangene Leistungsbescheide sind von
amtswegen richtig zu stellen.

Beschlossen in der Plenarversammlung am 25. 4. 2002

Genehmigt mit Bescheid des Bundesministeriums für Justiz vom
18. 6. 2002, GZ 16.201/27-I.6/2002

Die in der Plenarversammlung vom 23. 4. 2003 beschlossene Bei-
tragsordnung 2004 wird ersatzlos aufgehoben und wie folgt neu
beschlossen:

Beitragsordnung 2004

§ 1. Kammerbeitrag

1. Jede/r Rechtsanwalt/anwältin, der/die im Sprengel der Rechts-
anwaltskammer Wien in die Liste der Rechtsanwälte eingetra-
gen ist, und jede(r) in die Liste dieser Rechtsanwaltskammer ein-
getragene niedergelassene europäische Rechtsanwalt/Rechts-
anwältin hat jährlich zu entrichten:

EUR

a) Kanzleiabgabe in der Höhe von 760,–

b) Beitrag

ba) zum Notfall-Fonds entfällt

(Der Ausschuss der Rechtsanwaltskammer Wien
wird ermächtigt, die Prämie für die Vertrauen-
schadenversicherung aus den Mitteln des Not-
fallsfonds A abzudecken)

bb) zur Prämie für die Unfallversicherung 60,–

2. Mit Ausnahme der in die Liste dieser Rechtsanwaltskammer
eingetragenen niedergelassenen europäischen Rechtsanwälte
haben alle anderen in die Liste der Rechtsanwälte eingetrage-
nen Rechtsanwälte zusätzlich zu entrichten

a) die jährliche anteilige Prämie für die Haftplichtversi-
cherung in der Verfahrenshilfe 28,–

b) sowie jede/r Rechtsanwalt/anwältin, welche/r
eine/n Rechtsanwaltsanwärter/in beschäftigt, darü-
ber hinaus für jedes begonnene Monat, während
welchem das Ausbildungsverhältnis zu einer/einem
Rechtsanwaltsanwärter/in aufrecht besteht, einen
Zuschlag zur Kanzleiabgabe von je 72,–
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3. Die Beitragspflicht – ausgenommen jener zu P. 2. lit. b) – be-
ginnt mit dem der Eintragung folgenden Monatsersten und en-
det mit dem der Erlöschung der Rechtsanwaltschaft gemäß
§ 34 RAO oder dem der Übersiedlung in einen anderen Kam-
mersprengel folgenden Monatsletzten.

4. Rechtsanwälte/-innen sind im Jahr ihrer ersten Eintragung in
die Liste der Rechtsanwälte der Rechtsanwaltskammer Wien
von der Entrichtung der Kanzleiabgabe befreit, soferne sie
nicht vorher in der Liste einer anderen Rechtsanwaltskammer
bereits eingetragen waren.

5. Rechtsanwältinnen sind für die Dauer eines Jahres ab dem der
Geburt ihres Kindes folgenden Monatsersten von der Hälfte der
Kanzleiabgabe befreit.

§ 2. Festsetzung der Kammerbeiträge

1. Die Vorschreibung der Kammerbeiträge erfolgt durch die nach
der Geschäftsordnung zuständige Abteilung des Ausschusses
mit Beschluss.

2. Ein Antrag (Vorstellung) auf Abänderung der Beitragsvorschrei-
bung hat keine aufschiebende Wirkung.

§ 3. Zahlungstermine

1. Der Kammerbeitrag ist zu je einem Viertel am 1. 2., 1. 5., 1. 8.
und 1. 11. eines jeden Jahres zu leisten.

2. Der Zuschlag zur Kanzleiabgabe für Rechtsanwaltsanwärter/
innen wird für jedes Jahresviertel im letzten Monat desselben
vorgeschrieben und ist 14 Tage nach Zustellung der Vorschrei-
bung fällig.

3. Beiträge, die nicht spätestens ein Monat nach Fälligkeit entrich-
tet werden, sind einzumahnen. Für jede Mahnung ist dem Bei-
tragsschuldner ein Spesenersatzbeitrag in Höhe von EUR 18,–
vorzuschreiben.

§ 4. Stundung, Ermäßigung und Abschreibung

1. Rechtsanwälte/innen, die nur während eines Teiles des Bei-
tragsjahres in der Liste der Rechtsanwaltskammer Wien einge-
tragen sind, haben nur den für die Monate ihrer Eintragung ent-
sprechenden Teil des Kammerbeitrages nach § 1 Zif.1 voll zu
bezahlen.

2. Der Kammerbeitrag kann in besonders berücksichtigungswürdi-
gen Einzelfällen, insbesondere im Falle längerer gesundheitli-
cher Behinderung, familiärer oder sonstiger sozialer Notsitua-
tion, durch die nach der Geschäftsverteilung zuständige Abtei-
lung des Ausschusses gestundet, ermäßigt oder abgeschrieben
werden.
Eine Stundung ist auch bei vorübergehenden Zahlungsschwie-
rigkeiten möglich.

§ 5. Schlussbestimmung

1. Solange keine neue Beitragsordnung von der Plenarversamm-
lung beschlossen ist, gelten die Bestimmungen dieser Beitrags-
ordnung auch für die Folgejahre.

2. Mit der Vollziehung dieser Beitragsordnung ist die zuständige
Abteilung des Ausschusses der Rechtsanwaltskammer Wien be-
traut.

Beschlossen am 3. 12. 2003 in der außerordentlichen Plenarver-
sammlung der Rechtsanwaltskammer Wien.

Umlagenordnung 2004

A. Versorgungseinrichtung Teil A

1. Die Mittel für die Leistungen der Versorgungseinrichtung (Sat-
zung der Versorgungseinrichtung, Teil A) werden gemäß
§§ 47ff RAO durch Pauschalvergütung und durch Beiträge der
Kammermitglieder aufgebracht.

2. Jede/r Rechtsanwalt/-anwältin – ausgenommen die in die Liste
der Rechtsanwaltskammer Wien eingetragenen niedergelasse-
nen europäischen Rechtsanwälte hinsichtlich der Umlagen be-
treffend Versorgungseinrichtung Teil A – hat für die Versor-
gungseinrichtung unter Bedachtnahme auf die gesetzlichen
Bestimmungen und den gegenwärtigen und künftigen Leistungs-
bedarf der Versorgungseinrichtung und unter Berücksichtigung
mittelfristiger Finanzierungserfordernisse nach versicherungs-
mathematischen Grundsätzen folgenden Beitrag für das Jahr
2004 zu zahlen:

EUR

a) Rechtsanwälte/-innen, die bis zum 31. 12. des
Vorjahres das 32. Lebensjahr noch nicht vollendet
haben, 2.180,–

b) Rechtsanwälte/-innen, die erstmals nach Voll-
endung ihres 50. Lebensjahres eingetragen wor-
den sind, wenn diese Eintragung nach dem 1. 1.
1974 erfolgt ist 5.400,–

c) alle übrigen Rechtsanwälte/-innen 4.920,–

3. Rechtsanwälte/-innen, die am 1. 1. des Beitragsjah-
res ihr Pensionsantrittsalter gemäß § 6 (1) lit. b) der
Satzung VE Teil A NEU vollendet haben und deren
Wartezeit gemäß § 5 Abs 2 der Satzung VE Teil A
NEU zu diesem Zeitpunkt bereits verstrichen war,
können einen Antrag stellen, den Betrag auf 72,–
herabzusetzen.
Von einem auf Verminderung der Beitragsleistung ge-
richteten Antrag kann nachträglich nicht mehr abge-
wichen werden.

Wird von dieser Möglichkeit nicht Gebrauch ge-
macht, so hat der/die betreffende Rechtsanwalt/
Rechtsanwältin

a) im Falle der Weitererbringung der Leistungen in
der Verfahrenshilfe, wozu sich der/die Betref-
fende binnen 6 Wochen ab Erreichen des Pensi-
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onsantrittsalters schriftlich der Rechtsanwaltskam-
mer gegenüber zu verpflichten hat, welche Erklä-
rung jedoch jederzeit mit Wirksamkeit zum nach-
folgenden Jahreswechsel rückgängig gemacht
werden kann, den zutreffenden Betrag nach
Punkt 2

b) andernfalls den Beitrag nach Punkt 4.

zu leisten.

4. Rechtsanwälte/Rechtsanwältinnen, die in die Liste
der niedergelassenen europäischen Rechtsanwälte
eingetragen sind, haben bei Befreiung von Leistun-
gen in der Verfahrenshilfe 8.100,–
zu leisten.

5. Rechtsanwälten/Rechtsanwältinnen, die gemäß den Bestim-
mungen der Geschäftsordnung von Leistungen in der Verfah-
renshilfe befreit sind, werden auf die Dauer dieser Befreiung
ohne späteren Anspruchsverlust keine Zuschläge (pro-Kopf-
Anteil aus der Pauschalvergütung) auferlegt.

6. Die Beitragspflicht beginnt mit dem der Eintragung folgenden
Monatsersten und endet mit dem dem Erlöschen der Berech-
tigung zur Ausübung der Rechtsanwaltschaft bzw der Strei-
chung aus der Liste der niedergelassenen europäischen Rechts-
anwälte folgenden Monatsletzten. Im Übrigen wird auf die
Bestimmung der Satzung der VE Teil A NEU § 4 iVm § 15 ver-
wiesen.

7. Die Vorschreibung der Beiträge zur Versorgungseinrichtung er-
folgt durch die nach der Geschäftsverteilung zuständige Abtei-
lung des Ausschusses mit Beschluss. Die Beiträge sind in vier
gleichen Teilbeträgen zu entrichten, und zwar je am 1. 2.,
1. 5., 1. 8. und 1. 11. 2004.
Ein Antrag (Vorstellung) auf Abänderung der Beitragsvorschrei-
bung hat keine aufschiebende Wirkung.

8. Beiträge, die nicht spätestens ein Monat nach Fälligkeit entrich-
tet werden, sind einzumahnen. Für jede Mahnung ist dem Bei-
tragsschuldner ein Spesenersatzbeitrag in Höhe von EUR 18,–
vorzuschreiben.

9. Eine Ermäßigung oder Abschreibung des Beitrages zur Versor-
gungseinrichtung (Teil A) ist ausgeschlossen. Eine Stundung
kann in besonders berücksichtigungswürdigen Einzelfällen, ins-
besondere bei längerer gesundheitlicher Behinderung, sowie
bei Vorliegen familiärer oder sonstiger sozialer Notsituationen,
durch die nach der Geschäftsverteilung zuständige Abteilung
des Ausschusses gewährt werden. Eine Stundung ist auch bei
vorübergehenden Zahlungsschwierigkeiten möglich.

B. Versorgungseinrichtung – Teil B/Zusatzpension NEU:

1. Die Mittel der Leistungen aus der Versorgungseinrichtung
(Teil B) werden durch Beiträge der Kammermitglieder und Ver-
anlagungsergebnisse aufgebracht:

EUR

a) Der Beitrag beträgt 3.130,–

b) Der ermäßigte Beitrag gemäß § 12 (4) der Sat-
zungen (Teil B) beträgt 1.252,–

Von den Beiträgen gemäß lit a) und b) werden 2004 Verwal-
tungskosten in der Höhe von EUR 24,35 pro Rechtsanwalt/
Rechtsanwältin p.a. und 0,6% des Beitrages (zuzüglich Um-
satzsteuer) in Abzug gebracht. Die Verwaltungskosten in Höhe
von EUR 24,35 werden auf Basis des VPI 96 per 1. 1. eines
jeden Jahres valorisiert, Ausgangsbasis 1/98. Vor der Gut-
schrift auf dem Pensionskonto werden die Prämien für die Be-
rufsunfähigkeits- und die Hinterbliebenenversicherung gemäß
Geschäftsplan in Abzug gebracht.

2. Rechtsanwälte/innen, die nur während eines Teiles des Bei-
tragsjahres in der Liste der Rechtsanwaltskammer Wien ein-
getragen sind, haben nur den für den Zeitraum ihrer Eintra-
gung entsprechenden Teil des Beitrages zur Versorgungsein-
richtung zu bezahlen. Für den Fall der Eintragung bis ein-
schließlich 15. eines Kalendermonates ist der gesamte auf ein
Monat entfallende Beitrag zu entrichten. Für den Fall der Eintra-
gung ab dem 16. eines Kalendermonates beginnt die Beitrags-
pflicht mit dem der Eintragung folgenden Monatsersten. Rechts-
anwälte/innen, die während des Kalenderjahres die Pensions-
grenze erreichen, haben ebenso nur den auf den Zeitraum vor
Erreichung des Pensionsanspruches entfallenden Teil des Beitra-
ges zur Versorgungseinrichtung zu bezahlen. Für den Fall der
Vollendung des 65. Lebensjahres bzw des Erlöschens oder
Ruhens der Rechtsanwaltschaft nach dem 15. eines Kalender-
monates ist der gesamte auf ein Monat entfallende Beitrag zu
entrichten.

3. Die Vorschreibung der Beiträge zur Versorgungseinrichtung
Teil B erfolgt durch die nach der Geschäftsverteilung zustän-
dige Abteilung des Ausschusses mit Beschluss. Die Beiträge
sind in vier gleichen Teilbeträgen zu entrichten, und zwar je am
1. 3., 1. 6., 1. 9. und 1. 12. 2004.
Ein Antrag (Vorstellung) auf Abänderung der Beitragsvorschrei-
bung hat keine aufschiebende Wirkung.

4. Beiträge, die nicht spätestens ein Monat nach Fälligkeit entrich-
tet werden, sind einzumahnen. Für jede Mahnung ist dem Bei-
tragsschuldner ein Spesenersatzbeitrag in Höhe von EUR 18,–
vorzuschreiben.

5. Für den Teil B der Versorgungseinrichtung (Zusatzpension neu)
gelten ausschließlich die in § 12 der Satzung, Teil B, vorgese-
henen Herabsetzungs- und Befreiungsmöglichkeiten.

C.

1. Solange keine neue Umlagenordnung von der Plenarversamm-
lung beschlossen ist, gelten die Bestimmungen dieser Umlagen-
ordnung auch für die Folgejahre.
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2. Mit der Vollziehung dieser Umlagenordnung ist die zuständige
Abteilung des Ausschusses der Rechtsanwaltskammer Wien be-
traut.

Beschlossen am 3. 12. 2003 in der außerordentlichen Plenarver-
sammlung der Rechtsanwaltskammer Wien.

Leistungsordnung 2004

A. Versorgungseinrichtung Teil A/ALT

I. Adressatenkreis:

Die Bestimmungen der Versorgungseinrichtung Teil A ALT finden
Anwendung auf

a) alle bereits existierenden Leistungsempfänger

b) alle Rechtsanwälte gemäß § 18 der Übergangsbestimmungen
der VE Teil A NEU, die eine entsprechende Option abgegeben
haben.

II.

Nachstehende Leistungen (Renten) für Anspruchsberechtigte (aus-
genommen die in die Liste der Rechtsanwaltskammer Wien einge-
tragenen europäischen Rechtsanwälte oder deren Hinterbliebene)
nach Maßgabe der Bestimmungen der §§ 47–54 RAO und nach
Maßgabe der jeweils gültigen, von der Plenarversammlung be-
schlossenen Satzung der Versorgungseinrichtung, Teil A ALT wer-
den für 2004 wie folgt festgesetzt

EUR

1. Alters- und Berufsunfähigkeitsrente 1.970,–

2. Witwen-/Witwerrente 1.182,–

3. Halbwaisenrente 788,–

4. Vollwaisenrente 1.182,–

5. Sind nach dem/der Rechtsanwalt/Rechtsanwältin zwei oder
mehr Personen mit Anspruch auf Hinterbliebenenversorgung
vorhanden, so darf die Summe der Leistungen für die An-
spruchsberechtigten nicht höher sein als die Leistung, auf die
der/die Rechtsanwalt/Rechtsanwältin selbst Anspruch hätte. In-
nerhalb dieses Höchstausmaßes sind die Leistungen an die ein-
zelnen Anspruchsberechtigten verhältnismäßig zu kürzen.

6. Für Sterbefälle ab dem 1. 1. 2004 beträgt der Todfallsbeitrag
EUR 10.900,– abzüglich eines allfälligen Beitragsrückstandes,
mindestens jedoch EUR 3.000,–.

7. Die Mindestansprüche gemäß § 52 Abs 1 RAO bleiben unbe-
rührt.

B. Versorgungseinrichtung Teil A / NEU

I. Adressatenkreis

Die Bestimmungen der Versorgungseinrichtung gelten ab 1. 1.
2004 für alle in die Liste der Rechtsanwälte eingetragenen Rechts-
anwälte/-innen – soweit nicht § 18 der Satzung zur Versorgungs-

einrichtung Teil A NEU (Übergangsbestimmungen) zur Anwen-
dung kommt – sowie für alle in die Liste dieser Rechtsanwaltskam-
mer eingetragenen europäischen niedergelassenen Rechtsan-
wälte.

II. Basisaltersrente

Die Basisaltersrente beträgt unter Berücksichtigung mittelfristiger Fi-
nanzierungserfordernisse unter Einbeziehung versicherungsmathe-
matischer Grundsätze gemäß § 52 (1) RAO
ab 1. 1. 2004 EUR 1.970,–

III. Leistungen

1. Voraussetzung und Höhe regeln sich nach

a. Altersrente und vorzeitige Altersrente § 6

b. Berufsunfähigkeitsrente § 7

c. Witwenrente § 8

d. Waisenrente § 9

e. Verhältnis der Renten zueinander/
Höhe der Witwen- und Waisenrenten § 10

der Satzung der Versorgungseinrichtung Teil A NEU.

2. Außerordentliche Leistungen (§ 12 VE Teil A NEU)
Der Ausschuss kann auf Antrag in außerordentlichen Härtefäl-
len nach freiem Ermessen und ohne Begründung eines Rechts-
anspruches Leistungen an Rechtsanwälte und deren Hinterblie-
bene unter Absehen von den für solche Versorgungsleistungen
notwendigen Voraussetzungen gewähren. Als Härtefall ist ins-
besondere eine Notsituation anzusehen, die durch eine – ge-
messen an der Dauer der Verzögerung des Berufseintrittes –
übermäßige Reduktion der Zurechnungszeiten gemäß § 7
Abs 6 lit b bewirkt wird.
Die Höhe der Leistungen darf die Höhe der Basisrente jeden-
falls nicht übersteigen, kann jedoch betrags- und zeitmäßig da-
runter festgesetzt werden.

3. Todfallsbeitrag (§ 11 VE Teil A NEU)
Für Sterbefälle ab dem 1. 1. 2004 beträgt der Todfallsbeitrag
EUR 10.900,– abzüglich eines allfälligen Beitragsrückstandes,
mindestens jedoch EUR 3.000,–
Die Antragsberechtigung sowie der Kreis der Leistungsempfän-
ger nach deren Ableben ein Anspruch auf Gewährung eines
Todfallsbeitrages entsteht, regelt sich nach § 11 VE Teil A NEU.

C. Versorgungseinrichtung Teil B (Zusatzpension NEU)

Die Leistungen für Anspruchsberechtigte nach Maßgabe der je-
weils gültigen, von der Plenarversammlung beschlossenen Satzung
der Versorgungseinrichtung, Teil B, errechnen sich wie folgt:

1. Basis der Berechnung der Alters- und Berufsunfähigkeitsrente ist
die Summe der auf dem Konto des Rechtsanwaltes/der Rechts-
anwältin gut geschriebenen Beiträge und erzielten Veranla-
gungsergebnisse. Die Höhe der Rente bestimmt sich jährlich
aufgrund der genehmigten Abschlüsse.
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Je nach Eintrittsalter in die Zusatzpension wird – Zahlung der
Erstprämie vorausgesetzt – folgende Mindestrente im Falle der
Berufsunfähigkeit grundsätzlich festgelegt:
Eintrittsalter/Lebensjahr Mindestrente/Jahr

EUR
30 8.720,74
31 8.430,05
32 8.139,36
33 7.848,67
34 7.557,98
35 7.267,29
36 6.976,60
37 6.685,90
38 6.395,21
39 6.104,52
40 5.813,83
41 5.523,14
42 5.232,45
43 4.941,76
44 4.651,07
45 4.360,37
46 4.069,68
47 3.778,99
48 3.488,30
49 3.197,61
50 2.906,92
51 2.616,23
52 2.325,53
53 2.034,84
54 1.744,15
55 1.453,46
56 1.162,77
57 872,08
58 581,39
59 290,70

Diese Mindest-Berufsunfähigkeitsrente reduziert sich im Falle
einer Ermäßigung des jährlichen Beitrages oder einer Befrei-
ung im Jahre des Anfallens der Berufsunfähigkeitsrente oder in
einem oder mehreren dem Anfall der Berufsunfähigkeitsrente
vorhergehenden Jahr(en) auf den Prozentsatz der Mindest-
Berufsunfähigkeitsrente, der dem Prozentsatz des durchschnitt-
lich bezahlten Jahresbeitrages im Verhältnis zum Durchschnitt
der nicht ermäßigten Jahresbeiträge entspricht.

2. Die Witwen-/Witwerrente beträgt 60% der Rente des/der
Rechtsanwaltes/ Rechtsanwältin, die dieser/diese zum Zeit-

punkt seines/ihres Ablebens bezogen hat oder als Aktiver/
Aktive im Falle der Berufsunfähigkeit bezogen hätte (vgl. §§ 3,
4, 5 der Satzung, Teil B).

3. Die Waisenrente beträgt für Halbwaisen 10%, für Vollwaisen
20% der bezogenen Rente, im Falle des Todes eines/einer
Aktiven für Halbwaisen 10%, für Vollwaisen 20% der fiktiven
Berufsunfähigkeitsrente.

4. Die Abfindung für den Todesfall beträgt 40% der auf den Kon-
ten des/der Rechtsanwaltes/Rechtsanwältin verbuchten Bei-
träge und erzielten Veranlagungsüberschüsse, mindestens das
10-fache der jährlichen Mindestwitwen-/Witwerrente (gemäß
§ 6 der Satzung, Teil B). Im Falle der Umwandlung der Anwart-
schaft in eine beitragsfrei gestellte Anwartschaft infolge des
Erlöschens oder Ruhens der Rechtsanwaltschaft gemäß § 34
RAO beträgt die Abfindung 40% der auf dem Konto des Rechts-
anwaltes verbuchten Beiträge und erzielten Veranlagungsüber-
schüsse.

5. Die Teilabfindung bei Antritt einer Altersrente beträgt höchstens
50% der auf dem Konto des/der Rechtsanwaltes/Rechtsanwäl-
tin verbuchten Beiträge und Veranlagungsüberschüsse (gemäß
§ 7 der Satzung, Teil B).

6. Die gemäß Teil B der Satzung auszuzahlenden Renten werden
um die jährlichen Verwaltungskosten gekürzt.

D.

1. Rechtsanwälte, die nach den Bestimmungen der Versorgungs-
einrichtung, Teil A (ALT und NEU) eine Alters- oder eine Berufs-
unfähigkeitsrente beziehen, haben Anspruch auf Leistungen
nach dem Bundespflegegeldgesetz.

2. Die Auszahlung aller kammereigenen Pensionsleistungen er-
folgt 14×p.a., jeweils am Letzten eines jeden Monates im
Voraus für den Folgemonat, zum ersten Mal am Letzten des
Monates, in dem der Versorgungsfall eintritt; die 13. Rente wird
am 31. Mai, die 14. Rente am 30. November eines jeden Jah-
res ausgezahlt.

3. Solange keine neue Leistungsordnung (Teil A und Teil B der Sat-
zung der Versorgungseinrichtung) von der Plenarversammlung
beschlossen ist, gelten die Bestimmungen dieser Leistungsord-
nung auch für die Folgejahre.

4. Mit der Vollziehung dieser Leistungsordnung ist die zuständige
Abteilung des Ausschusses der Rechtsanwaltskammer Wien be-
traut.

Beschlossen am 3. 12. 2003 in der außerordentlichen Plenarver-
sammlung der Rechtsanwaltskammer Wien.
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Berichte

Bestellen Sie direkt beim Verlag:
Fax: (01)24 630-23 • Tel.: (01)24 630

E-Mail: office@lindeverlag.at • www.lindeverlag.at

LINDE VERLAG WIEN GMBH

SCHEYDGASSE 24 • 1211 WIEN

2004, 436 Seiten, Leinen
€ 88,–

Mit den 150 wichtigsten
Entscheidungen zu

diesem Thema!

Ehegatten und Verwandte
als Bürgen:

 Worüber sind sie vom
Gläubiger zu informieren?

 Können sie ihre Haftung
wieder beenden?

 Wann sind die von ihnen
abgeschlossenen Verträge
ungültig? 2004, 440 Seiten, kart.

€ 78,–

Der umfassende 
Kommentar

zum Immobilien-
Investmentfondsgesetz

 Besonders ausführliche
und übersichtliche 
Kommentierung des
Immobilien-Investment-
fondsgesetzes

 Umfangreiche Berücksich-
tigung österreichischer
und deutscher Literatur

 Mit ausführlichem Litera-
turverzeichnis und 
detailliertem Stichwortver-
zeichnis

Der vorliegende Kommentar schließt eine Lücke im Schrift-
tum, indem er allen am Immobilien-Investmentfondsrecht
Interessierten mit umfangreicher Berücksichtigung öster-
reichischer und deutscher Literatur eine vertiefte Ausein-
andersetzung mit der Materie und die Lösung zahlreicher
Zweifelsfragen ermöglicht.

NEU!

Unternehmerbörse für Nach-
folge, Beteiligung und Franchise
Das bundesweite Netzwerk der Unternehmerbörse für die mittel-
ständische Wirtschaft und Industrie wendet sich an M&A-Experten,
Rechtsanwälte, Steuerberater, Finanzdienstleister uvm, welche:

• Verkaufs- und Kaufsmandate von Unternehmen vertreten

• Beteiligungen vermitteln

• Investoren bieten

• Franchisegeber präsentieren

Unser Angebot an alle Rechtsanwälte:

• jederzeitige exklusive und anonyme Registrierung Ihrer Kaufs-,
Verkaufs- und Beteiligungsmandate in der Datenbank der Unter-
nehmerbörse

• Teilnahme an Fachveranstaltungen

Ihr Vorteil:

• rasche Vermittlung qualifizierter Interessenten aller Branchen,

• einmalige Registrationskosten je Unternehmen / Mandat à
E 350,00

Ihr Nutzen:

• Erstellung eines anonymen Blindprofils für Interessenten,

• anonyme Multimediapräsentation während der Veranstaltun-
gen,

• Selektion der Interessenten,

• Vermittlung qualifizierter Kontakte (unsere Erfahrung der letzten
Jahre: für jedes präsentierte Unternehmen / Mandat konnten un-
mittelbar 4–7 Interessenten vermittelt werden)

Die Unternehmerbörse erleichtert Ihnen wesentlich die Suche nach
geeigneten Nachfolgern, Unternehmen zur Akquisition und Beteili-
gungskapital. Unsere Informationen sind Ihr Vorteil!

Status:

• 340 registrierte Unternehmen zur Übergabe und Beteiligung

• 1700 potenzielle Übernehmer und Investoren (Unternehmen,
Gewerbetreibende und Manager)

Unternehmerbörse Wien

Datum: 20. April 2004, 14–19 Uhr

Ort: Studio 44 der österreichischen Lotterien
Rennweg 44
1030 Wien

Kontakt:

d+p Marketing + Kommunikation GmbH
Mag. Eva Christin Prader Tel.: +43/1/368 40 62
Grinzinger Allee 16 Fax: +43/1/368 40 63

A-1190 Wien E-mail: prader@unternehmerboerse

www.unternehmerboerse.at
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2. Österreichischer
StrafverteidigerInnentag
19./20. März 2004, Linz
Strafverteidigung – Konflikte und Lösungen

Veranstalter: Vereinigung Österreichischer Strafverteidiger-
Innen

Tagungsbeitrag: E 220,–

E 165,– für Mitglieder

E 110,– für RAA, Ass, Prakt und Stud

E 88,– für RAA, die ao. Mitglieder sind

Der Tagungsbeitrag ist vor Seminarbeginn unter
Verzicht auf eine eigene Rechnung auf das Konto
der Vereinigung bei der Bank Austria Credit-
anstalt, BLZ 12.000, Nr 52051 077 001, zu
überweisen. Der Überweisungsauftrag gilt als
Abrechnungsbeleg.

Anmeldung: Büro der Vereinigung (Fr. Riehs)

1010 Wien, Kärntner Ring 6

T+43 1 503 24 04-52, F+43 1 503 24 04-11

E office@strafverteidigung.at

H www.strafverteidigung.at

PROGRAMM

Freitag, 19. März 2004

Ort: Sparkasse OÖ, Veranstaltungszentrum Arkade Taubenmarkt,
Sparkassensaal, 4020 Linz, Promenade 11–13

17.00 Uhr Eröffnung und Begrüßungsworte

17.30 Uhr Festvortrag von o.Univ.-Prof. Dr. Bernd-Christian Funk,
Wien:
Schützt die Verfassung im Strafverfahren?

18.15 Uhr Podiumsdiskussion zum Festvortrag mit
Dr. Ronald Escher, Redakteur der Salzburger Nach-
richten
Dr. Wolfgang Moringer, Rechtsanwalt in Linz
Hon.-Prof. Dr. Rudolf Müller, Mitglied des Verfas-
sungsgerichtshofs
Dr. Walter Pilgermair, Leitender Oberstaatsanwalt in
Linz
Dr. Johann Rzeszut, Präsident des Obersten Gerichts-
hofs
Moderation: Univ.-Doz. Dr. Richard Soyer, Rechtsan-
walt in Wien

19.30 Uhr Cocktail-Empfang

Samstag, 20. März 2004

Ort: Arcotel Hotel Nike, Seminarraum im 1. Stock, 4020 Linz,
Untere Donaulände 9

Thema: Mitwirken statt Zuschauen – StrafverteidigerInnen im
Brennpunkt
Vorsitz: RA Dr. Manfred Ainedter, Wien
9.00 Uhr Vorbemerkungen des Vorsitzenden
9.10 Uhr Verteidigerverhalten gegenüber Ermittlungsorganen

aus schweizerischer Sicht
RA Dr. Niklaus Ruckstuhl, Allschwil (CH)

9.30 Uhr Anwaltliche Ermittlungen als Mittel effektiver Verteidi-
gung
RA Dr. Gerald Ruhri, Graz

9.50 Uhr Kurz-Statements
SPräs. Dr. Wolfgang Aistleitner, Linz
OR Mag. Dr. Franz Keplinger, Linz
RA Dr. Adolph Platzgummer, Innsbruck

10.00 Uhr Diskussion
10.30 Uhr Kaffeepause
11.00 Uhr Die Praxis des U-Haftvollzuges

RA Dr. Herbert Eichenseder, Wien
11.20 Uhr Dolmetscher und Sachverständige als Richter ohne

Talare
RA Dr. Rudolf Mayer, Wien

11.40 Uhr Kurz-Statements
Ass.-Prof. Dr. Mira Kadric, Wien
Hon.-Prof. Dr. Udo Jesionek, Linz und Wien
RA Dr. Karl Bernhauser, Wien
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Besuchen Sie unsere Fachbuchhandlung für Recht, Steuer, Wirtschaft!

Der schnelle Weg zum Recht: E-Mail: bestellen@MANZ.at • Tel.: (01) 531 61-100 •Fax: (01) 531 61-455

MANZ’sche Verlags- und Universitätsbuchhandlung GmbH, Kohlmarkt 16, 1014 Wien FN 124 181w • HG Wienwww.manz.at

Kinscher/Paliege-Barfuß
Gewerbeordnung
Das Standardwerk jetzt neu und aktuell  in 7. Auflage

• Neu: die Loseblattausgabe garantiert stete Aktualität 
• Neue Autorin: Mag. Sylvia Paliege-Barfuß betreut das
Betriebsanlagenrecht • Neue Inhalte: EU-Recht in einem eige-
nen europarechtlichen Teil

Inhalt des Gesamtwerks:
• GewO 1994 in der jeweils aktuellen Fassung
• ausführliche praxisorientierte Kommentierung 
• gewerberechtliche Verordnungen und Nebengesetze 
• relevantes EU-Recht

In 3 Grundlieferungen zum Gesamtwerk: 1. GL bereits erschienen: enthält die GewO
samt Kommentierung der §§ 1 – 93; EU-RL. 2. GL Frühjahr 2004: Kommentierung
III. bis VII. Hauptstück GewO; Verordnungen freie Gewerbe, Betriebsanlagenrecht. 
3. GL Herbst 2004: Komplettierung des Werkes

2004. Loseblattausgabe mit 1. Grundlieferung. LX, 1.060 Seiten. 
Subpreis EUR 138,70 Normalpreis EUR 172,30  ISBN 3-214-02285-7
Gesamtumfang ca. 2.700 Seiten. 2 Mappen. Subpreis ca. EUR 310,– Normalpreis ca. EUR 390,–
Der Subpreis gilt für Abonnenten bis zur Fertigstellung des Grundwerks 
(für alle Grundlieferungen).

11.50 Uhr Diskussion
ca. 12.30–14.00 Uhr Mittagsbuffet
Thema: Mittendrin statt im Abseits – Europäisierung der Strafvertei-
digung
Vorsitz: RA Mag. Josef Phillip Bischof, Wien
14.00 Uhr Vorbemerkungen des Vorsitzenden
14.10 Uhr Möglichkeiten der Verteidigung bei Europäischem

Haftbefehl
RA Dr. Albert Heiss, Innsbruck

14.30 Uhr Die Strafbarkeit juristischer Personen aus Verteidiger-
perspektive
Univ.-Prof. Dr. Herbert Wegscheider, Linz

14.50 Uhr Kurz-Statements
Univ.-Ass. Mag. Dr. Lyane Sautner, Linz

Hon.-Prof. LStA Dr. Fritz Zeder, Wien
RA Mag. Werner Tomanek, Wien

15.00 Uhr Diskussion
15.30 Uhr Kaffeepause
16.00 Uhr Fremdenrechtliche Aspekte der Verteidigung auslän-

discher Beschuldigter
RA Dr. Wolfgang Vacarescu, Graz

16.20 Uhr Kurz-Statements
HR Mag. Adalbert Eisenriegler, Linz
RA Dr. Gerhard Mory, Salzburg

16.30 Uhr Diskussion
17.00 Uhr Beschlüsse des 2. Österreichischen StrafverteidigerIn-

nentages
Ende ca 18 Uhr
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Nachrichten

Der Kurzkommentar ist ein praxisnahes Nachschla-

gewerk zur Betrieblichen Mitarbeitervorsorge –

BMVG, das bereits in zweiter, umfassend aktualisier-

ter Auflage erscheint und um die prämienbegünstig-

te Zukunftsvorsorge ergänzt wurde. 

3-7046-4238-X, 380 Seiten, br., € 59,–

Tel.: 01-610 77- 315, Fax: - 589

order@verlagoesterreich.at

www.jusline.at
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h Kristen/Pinggera/Schön
Abfertigung NEU – BMVG 
2. Auflage

Der Kurzkommentar erläutert die Bestimmungen

des am 1. September 2003 in Kraft getretenen Im-

mobilien-Investmentfondsgesetzes (ImmoInvFG).

Durch dieses Bundesgesetz werden Immobilien-

fonds nach dem Vorbild der Investmentfonds er-

möglicht.

3-7046-4210-X, 118 Seiten, br., € 21,80

Fuchs
Immobilien-Investmentfondsgesetz

Weinhäupl
Betriebsübergang und Insolvenz

• aktuelle Bearbeitung eines schwierigen – für die

Praxis wichtigen – Themas an der Schnittstelle

von österreichischem und europäischem Ar-

beits- und Insolvenzrecht

• kompakte zusammenfassende Darstellung des

(Teil-)Betriebsübergangsrechtes

• Behandlung der Anwendbarkeit des AVRAG in

der Insolvenz des Arbeitgebers und der Haftung

von Erwerber und Veräußerer

3-7046-4264-9, 150 Seiten, br., € 24,80

Erlag gemäß § 1425 ABGB –
Achtung Gebührenfalle
Sachverhalt: Durch die betreibende Partei wurde beantragt, dass
die gepfändeten Gegenstände in der Auktionshalle versteigert
werden sollen. Die Versteigerung wurde auch durchgeführt und es
verblieb zu Gunsten der verpflichteten Partei eine Hyperocha. Da
auf die gepfändeten Gegenstände nicht nur die verpflichtete Par-
tei, sondern auch die Republik Österreich (Justizbehörden) und die
Finanzprokuratur Anspruch erhoben, wurde die Hyperocha ge-
mäß § 1425 ABGB im Gesamtbetrage hinterlegt. In der Folge
wurde dann eine Pauschalgebühr vom Konto des Vertreters der be-
treibenden Partei in Abzug gebracht. Dass durch die Justizbehör-
den schon mehrfach unberechtigterweise eine zu hohe Pauschal-
gebühr abgebucht wurde, wobei die Rückerstattung jeweils mit
einem mehrfachen Arbeitsaufwand verbunden war, sei nur neben-
bei erwähnt und zeigt die Schwäche des Systems auf.
Durch den Vertreter der betreibenden Partei wurde sodann der An-
trag gestellt, dass vor Auszahlung der hinterlegten Hyperocha die
Pauschalgebühr abgezogen und an den Vertreter der betreiben-
den Partei überwiesen werden wolle.
Beim Erlag des Gesamtbetrages ist der Vertreter der betreibenden
Partei davon ausgegangen, dass er als Rechtsanwalt verpflichtet
ist, den Gesamtbetrag ohne jeden Abzug bei Gericht zu hinterle-
gen, damit ihm nicht der Vorwurf gemacht wird, es seien unberech-
tigt Teilbeträge einbehalten worden. Allenfalls wäre der einschrei-
tende Rechtsanwalt ja disziplinär verantwortlich geworden.
Das Erstgericht wies den Antrag auf Rückerstattung der Pauschalge-
bühr ab, dagegen wurde das Rechtsmittel des Rekurses erhoben. In
diesem Rekurs wurde die Problematik der disziplinären Verantwort-
lichkeit des Rechtsanwaltes dargelegt, weiters wurde darauf hinge-
wiesen, dass ja ohnedies die Verwahrabteilung vor Auszahlung der
Gelder Abzüge für die Verwahrung vornimmt. Es wurde auch darauf
hingewiesen, dass die Republik Österreich selbst an der Forderung
interessiert ist, es sei daher unverständlich, dass die Republik Öster-
reich nicht einmal bereit ist, die Pauschalgebühr rückzuerstatten.
Das Rekursgericht hat dem Rechtsmittel keine Folge gegeben und
darauf hingewiesen, dass nicht bekannt sei, dass die Verwahrab-
teilung berechtigt ist vor Auszahlung des Erlagsbetrages ohne Zu-
stimmung der Anspruchsberechtigten Abzüge vorzunehmen. Die
Rückerstattung der Pauschalgebühr sei nur mit Zustimmung der Er-
lagsgegner möglich. Letztendlich wird jedoch zugegeben, dass
die Überlegungen im Rechtsmittel in praktisch/wirtschaftlicher,
nicht jedoch in rechtlicher Hinsicht überzeugen konnten.
Das Rechtsmittelgericht ist wohl in Unkenntnis dafür, dass die Ver-
wahrabteilung sehr wohl berechtigt ist, für die Bearbeitung Gebüh-
ren einzuheben.
Zusammenfassend bestätigt die Entscheidung im Wesentlichen,
dass durch den einschreitenden Rechtsanwalt die Gebühren zu
übernehmen sind, ohne Möglichkeit diese ersetzt zu erhalten.
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Disziplinarrecht
7915

§§ 266f, 282 ABGB – Entschädigungsanspruch
des Sachwalters

§ 57 RL-BA – gesetzwidrige Aufforderung
(VerfHilfe) wegen Kostenvorschusses

Ein einstweiliger und für die Vertretung des Be-
troffenen in einem Zivilprozess bestellter Sach-
walter darf im Falle seiner Bestellung zum Ver-
fahrenshelfer keine Honorarvereinbarung mit
dem Mandanten direkt treffen. Die Entschädi-
gung für Mühewaltung obliegt der Angemessen-
heitsprüfung und Feststellung durch das Gericht.

OBDK 27. 10. 2003, 10 Bkd 6/03

Aus den Gründen:

Grundlage für die Bestellung eines Sachwalters ist die Bestimmung
des § 187 ABGB, wonach das Gericht eine geeignete Person mit
der Obsorge betrauen kann. Diese Bestimmung ist im Sachwalter-
recht gem § 282 Abs 1 ABGB idF des KindschaftsRÄG 2001 ent-
sprechend anzuwenden. Gem § 189 Abs 2 ABGB kann eine be-
sonders geeignete Person die Betrauung mit der Obsorge nur dann
ablehnen, wenn ihr dies unzumutbar wäre.

Der der Beurteilung zugrunde liegende Sachverhalt weist nicht
aus, dass der DB gegen seine Bestellung zum Sachwalter ein RM
ergriffen hätte, sodass davon auszugehen ist, dass seine Bestellung
in diese Position rechtskräftig erfolgte. Der DB wurde daher als be-
sonders geeignete Person zum Sachwalter für X bestellt.

Der Anspruch auf Entschädigung des bestellten Sachwalters richtet
sich nach den Bestimmungen der §§ 266, 267 und 282 ABGB
und ist daher einer freien Honorarvereinbarung zwischen RA und
dem Besachwalterten nicht zugänglich. Ähnliches gilt auch im Be-
reich der VerfHilfe, wonach der RA ein DisVergehen begeht und
Ehre und Ansehen des Standes dann beeinträchtigt, wenn er als im
Rahmen der VerfHilfe bestellter RA mit der Partei, der VerfHilfe ge-
währt wurde, eine Kostenvereinbarung trifft (OBDK 21. 4. 1986
AnwBl 1987, 21).

Im Übrigen ist darauf zu verweisen, dass ein RA als SV iSd § 1299
ABGB bei Unkenntnis der Gesetze sowie der einhelligen Lehre und
Rechtsprechung haftet (JBl 1995, 530). Ein allfälliger Rechtsirrtum –
im ggst Fall Bestimmungen des ABGB betreffend – kann daher den
DB nicht entschuldigen. Dem DR ist beizupflichten, dass der Besch
als Sachwalter des X, als er diesen mit Schreiben vom . . . auffor-
derte, einen KV von ATS 5000,– zu leisten, das DisVergehen der
Berufspflichtenverletzung sowie der Beeinträchtigung von Ehre und
Ansehen des Standes begangen hat.

Anmerkung:

Die GenProk hatte sich in der Berufungsverhandlung wie folgt ge-
äußert: Nach ihrer Auffassung kommt der Berufung des DB Berech-
tigung nicht zu. In seiner Berufung weist er darauf hin, dass er
ohne vorherige Kontaktaufnahme willkürlich zum Sachwalter be-
stellt worden wäre, er mangels richterlicher Aufklärung über die
betreffenden gesetzlichen Vorschriften nicht informiert gewesen sei
und daher gutgläubig einen Kostenvorschuss begehrt habe. Ange-
sichts der Haltlosigkeit dieses Vorbringens genügt der Hinweis,
dass die behauptete Unkenntnis den DB nicht entschuldigen kann,
es vielmehr seine ihm durchaus zumutbare Aufgabe gewesen
wäre, sich entsprechende Rechtskenntnisse zu verschaffen. Abge-
sehen davon wäre es ihm unbenommen geblieben, bei Gericht um
Abberufung zu ersuchen.

Weil der DR irrig nur eine Zusatzgeldbuße verhängt hatte, die we-
gen des Zeitpunktes des Vor-E und der späteren neuen Tat nicht
verhängt hätte werden dürfen, hatte dieser Fehler des DR mangels
Bekämpfung durch den KA keine nachteiligen Folgen für den
Besch, worauf die GenProk zutreffend hingewiesen hatte.

Strigl

Zivilverfahrensrecht
Homepages begründen meist die zwingende

Verbrauchergerichtsstandsregel nach der
Brüssel I-Verordnung

7916

Art 15(1)c EuGVVO
Mit In-Kraft-Treten der Brüssel I-Verordnung dür-
fen Verbraucher im Geltungsbereich der Verord-
nung nicht schlechter gestellt werden, als nach
den Bestimmungen der Art 13f EuGVÜ/EGVÜ.
Der Begriff der „Ausrichtung“ nach Art 15 Abs 1
lit c Brüssel I-Verordnung geht weiter als der in
Art 13 Nr 3 EuGVÜ/EGVÜ verwendete Begriff
der Werbung. Eine Werbung im Internet durch
Einstellung einer Homepage erfüllt aufgrund
ihrer grenzüberschreitenden Ausrichtung jeden-
falls die Voraussetzung nach Art 15 Abs 1 lit c
der Brüssel I-Verordnung (OGH 7Nd 507/01,
10Nd 501/02). Deshalb können nur Websites
den Anwendungsbereich des Art 15 der Brüssel
I-Verordnung ausschließen, die ersichtlich nicht
auf dem Wohnsitzstaat des Verbrauchers ausge-
richtet sind, indem sie ausdrücklich oder konklu-
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dent einen geschäftlichen Kontakt mit Verbrau-
chern aus diesem Staat ausschließen. Der Antrag
auf Vorabentscheidung ist zurückzuweisen. Es
bleibt keinerlei Raum für den vernünftigen Zwei-
fel an der richtigen Anwendung des Gemein-
schaftsrechtes.

LG Feldkirch 25. 9. 2003 4 R 133/03v (BG Bezau 3C 122/03).

Das Landesgericht Feldkirch hat sich bereits in mehreren Fällen mit
dem zwingenden Verbrauchergerichtsstand nach der Brüssel I-Ver-
ordnung (Art 15 Abs 1 lit c) befasst. Im gegenständlichen Fall
klagte ein Hotelier einen nicht erschienen Gast, der sein per Tele-
fon reserviertes Zimmer nicht bezahlte, am örtlichen österrei-
chischen Bezirksgericht. Der deutsche Gast wandte die (internatio-
nale) Unzuständigkeit des angerufenen Gerichtes ein. Das Erstge-
richt wies die Klage wegen fehlender internationaler Zuständigkeit
zurück. Dagegen erhob der Kläger Rekurs. Dem Rekurs wurde
keine Folge gegeben.

Die Einwendungen des Klägers, dass aufgrund einer gemeinsa-
men Erklärung des Rates und der Kommission der Begriff „ausrich-
ten“ in Zusammenhang mit dem I-Kommerz nicht bedeute, dass
eine passive Webseite allein das Erfordernis einer Ausrichtung er-
fülle, wurde vom Rekursgericht nicht geteilt. Das Rekursgericht er-
kannte, dass der Schutz des Art 15 Abs 1 lit c der Brüssel I-Verord-
nung auch den „passiven Verbraucher“, dessen Vertragspartner
im Wohnsitzstaat des Verbrauchers eine berufliche oder gewerbli-
che Tätigkeit ausübt, schützt. Der Schutz greift schon dann, wenn
ein ausländischer Unternehmer im Wohnsitzstaat des Verbrau-
chers tätig wird oder eine berufliche oder gewerbliche Tätigkeit
auf irgendeinem Wege auf diesen Staat ausrichtet. Sofern der Un-
ternehmer über eine Website verfügt, die nicht erkennbar gerade
nicht auf dem Wohnsitzstaat des Verbrauchers ausgerichtet ist, ist
der Tatbestand des Art 15 Abs 1 lit c der Brüssel I-Verordnung er-
füllt. Darüber hinaus muss sich der Unternehmer, der eine nicht für
das Ausland bestimmte Homepage unterhält, auch an den Aus-
schluss der Ausrichtung der Homepage an der Wohnsitzstadt des
Verbrauchers halten.

Anmerkung:

Durch diese und zwei weitere im Ergebnis gleich lautende Ent-
scheidungen besteht eine gefestigte Rechtsprechung, dass ein ös-
terreichischer Unternehmer, der eine Homepage unterhält, Ver-
braucher grundsätzlich vor deren (ausländischen) Wohnsitzgerich-
ten zu klagen hat.

Ausnahme davon ist, wenn der Unternehmer (in der Homepage)
dezidiert erklärt, dass die Homepage nur für das Inland gelte und
sich der Unternehmer in seinem tatsächlichen Geschäftsbetriebe
auch daran hält, was wohl inpraktikabel sein dürfte.

Dr. Hubert F. Kinz (am Verfahren beteiligt)

Fremdenrecht
Fremdengesetz 1997 – FrG/Visum D

(Aufenthaltsvisum)

7917

§ 6 Abs 1 Z 4 u Abs 3, § 8 Abs 3 Z 2,
§ 10 Abs 2 Z 5 und § 93 Abs 4 FrG

Die Erteilung eines Einreise- oder Aufenthaltsti-
tels wegen Gefährdung öffentlicher Interessen
(§ 8 Abs 3 Z 2 FrG) kann versagt werden, „wenn
Grund zur Annahme besteht, der Fremde werde
nach Ablauf der Gültigkeitsdauer des Titels das
Bundesgebiet nicht unaufgefordert verlassen“.
Diese vom Gesetz geforderte „Annahme“ wurde
nicht schlüssig begründet.

VwGH 19. 11. 2003, 2003/21/0025

Sachverhalt:

Mit dem angefochtenen, nach § 93 Abs 4 FrG im Devolutionsweg
ergangenen B des Bundesministers für Inneres wurde der Antrag
der Beschwerdeführerin „auf Erteilung eines Visums D . . . gemäß
§ 10 Abs 2 Z 5 FrG abgewiesen“.

Spruch:

Aufhebung wegen Rechtswidrigkeit infolge Verletzung von Verfah-
rensvorschriften und Verpflichtung des Bundes zum Kostenersatz.

Aus den Gründen:

Die Beschwerdeführerin, eine Staatsangehörige von Serbien und
Montinegro, beantragte im Dezember 2001 die Ausstellung von
D-Visas (Aufenthaltsvisas) mit der Dauer von jeweils sechs Monaten
für die Jahre 2002, 2003 und 2004. Zur Begründung brachte sie
unter Vorlage entsprechender Urkunden vor, sie habe im Juli 2001
den im Mai 1977 in Österreich geborenen Goran K. geheiratet.
Dieser habe eine unbefristete Niederlassungsbewilligung, sei im
Besitz eines Befreiungsscheines und in Österreich beschäftigt.
Betreffend die Beschwerdeführerin sei zwar ein Verfahren zur Er-
teilung einer Niederlassungsbewilligung bei der Bezirkshaupt-
mannschaft Feldkirch eingeleitet worden, doch habe eine Nach-
frage ergeben, dass mangels Quotenplatzes für 2002 eine Nie-
derlassungsbewilligung nicht erteilt werden könne; auch im Jahre
2003 sei mit keiner Bewilligung zu rechnen. Die Beschwerdeführe-
rin wolle ihre Angehörige längerfristig besuchen, was auch gemäß
Art 8 EMRK gerechtfertigt sei. Sie verwies schließlich noch auf das
Bestehen einer entsprechenden Unterkunft, auf das laufende Ein-
kommen ihres Ehegatten und darauf, dass sie bei einer Visumser-
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teilung und bei einem Aufenthalt in Österreich bei ihrem Mann
„mitversichert“ sei.

Mit dem angefochtenen Bescheid des Bundesministeriums für Inne-
res vom Februar 2003 wurde dieser Antrag der Beschwerdeführe-
rin abgewiesen.

Die belangte Behörde begründete diese Entscheidung (nur) wie
folgt:

„Da Sie selbst angeben, bereits bei der Bezirkshauptmannschaft
Feldkirch einen Antrag auf Erteilung einer Niederlassungsbewilli-
gung eingebracht zu haben, mangels eines Quotenplatzes jedoch
bis 2004 nicht mit einer solchen zu rechnen sei und auch Ihr nun-
mehriger Antrag auf die mehrmalige Erteilung von Visa D abzielt,
kann zu Recht angenommen werden, dass Sie einen längerfristi-
gen Aufenthalt im Bundesgebiet beabsichtigen. Hiefür benötigen
Sie jedoch gemäß §§ 19 FrG zwingend einen Aufenthaltstitel in
Form einer Niederlassungsbewilligung.

Es bestehen daher begründete Zweifel an Ihrer Wiederausreise,
weshalb die Voraussetzungen des § 10 Abs 2 Z 5 FrG vorliegen.“

Die Beschwerdeführerin begehrte die Erteilung eines Aufenthaltsvi-
sums (Visum für den längerfristigen Aufenthalt, Visum D) im Sinne
des § 6 Abs 1 Z 4 FrG. Nach § 6 Abs 3 FrG können Visa für die
Einreise zu einem sechs Monate nicht übersteigenden Aufenthalt
ausgestellt werden.

Die belangte Behörde begründete die Abweisung dieses Antrages
nur mit dem – ihrer Ansicht nach gegebenen – Vorliegen der Vo-
raussetzungen des § 10 Abs 2 Z 5 FrG. Danach kann die Erteilung
eines Einreise- oder Aufenthaltstitels wegen Gefährdung öffent-
licher Interessen (§ 8 Abs 3 Z 2 FrG) versagt werden, „wenn
Grund zur Annahme besteht, der Fremde werde nach Ablauf der
Gültigkeitsdauer des Titels das Bundesgebiet nicht unaufgefordert
verlassen.“

Diese vom Gesetz geforderte „Annahme“ wurde im angefochte-
nen Bescheid – in dem im Übrigen missverständlich vom Bestehen
„begründeter Zweifel“ die Rede ist – nicht schlüssig begründet. Die
belangte Behörde folgerte aus dem von der Beschwerdeführerin
gestellten Antrag auf Erteilung einer Niederlassungsbewilligung in
Verbindung mit dem gegenständlichen Antrag, die Beschwerde-
führerin beabsichtigte einen „längerfristigen Aufenthalt“ im Bun-
desgebiet. Eine solche Absicht rechtfertigt aber für sich genom-
men – ein diesbezüglich relevantes (fremdenrechtliches) Fehlver-
halten der Beschwerdeführerin in der Vergangenheit hat die be-
langte Behörde nicht angenommen – nicht die Schlussfolgerung,
die Beschwerdeführerin werde sich im Falle der Erteilung des be-
antragten Visums nicht rechtskonform verhalten und ihrer Ausreise-
verpflichtung nach Ablauf der Gültigkeitsdauer nicht entsprechen
(vgl zur nicht ausreichend begründeten Annahme einer Umge-
hungsabsicht hinsichtlich der Quotenregelung den hg Beschluss
vom 13. 12. 2002, Zl 99/21/0042, und die dort zitierten Er-
kenntnisse).

Anmerkung:

Es gibt einzelne österreichische Vertretungsbehörden (Botschaften
bzw Konsulate), die ihren Verpflichtungen im Zusammenhang mit
der Erteilung von Visas nicht oder nur völlig unzureichend nach-
kommen. Besonders bedenklich ist aber vor allem, dass auch der
Bundesminister für Inneres immer wieder wesentliche Grundsätze
eines rechtsstaatlichen Verfahrens, nämlich über Anträge von Par-
teien rasch zu entscheiden und Entscheidungen ordnungsgemäß
zu begründen, nicht einhält.

RA Dr. Gottfried Waibel, Dornbirn
(am Verfahren beteiligt)

Gebühren- und Steuerrecht
Rückstellungen für steuerliche Beratungsfehler

7918

§ 9 EStG
Unaufgedeckte steuerliche Beratungsfehler, bei
denen der Berater davon ausgeht, dass der
befürchtete Schaden erst durch die Vorlage der
Unterlagen an die Finanzverwaltung im Zuge
der eigenen Rückstellungsbildung konkret droht,
sind nicht rückstellungsfähig, weil bei Unterblei-
ben dieser Vorlage keine Umstände vorliegen,
nach denen mit dem Entstehen einer Verbindlich-
keit schon ernsthaft zu rechnen ist.

VwGH 7. 10. 2003, 99/15/0246.

Sachverhalt:

Die bf Steuerberatungsgesellschaft mbH hat für Schadenersatzver-
pflichtungen gegenüber Klienten für noch nicht entdeckte Bera-
tungsfehler, die wahrscheinlich auch von ihrer Versicherung nicht
mehr gedeckt wären, Rückstellungen gebildet. Die Einsichtnahme
in die handschriftlichen Unterlagen über die Zusammensetzung
der einzelnen Rückstellungsbeträge ist der Abgbeh unter Bezug-
nahme auf die berufsrechtliche Verschwiegenheitsverpflichtung mit
der Begründung verweigert worden, dass – im Falle der Einräu-
mung von Beratungsfehlern gegenüber der Finanzverwaltung – ein
davon betroffener Klient mit einer abgabenrechtlichen Prüfung zu
rechnen habe, bei welcher dieser Beratungsfehler entdeckt und da-
mit der befürchtete Schaden tatsächlich eintreten würde. In der Be-
rufungsverhandlung gab die Bf an, es handle sich nicht um Pau-
schalwertberichtigungen, weil sich die Bewertung der Rückstellun-
gen an den Umständen des Einzelfalles orientiert habe. Sie habe
dem Prüfer eine „Aufstellung der Berechnung“ mit Namen der be-
troffenen Klienten von der Ferne gezeigt. Die Rückstellungen seien
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jeweils nach dem Tod des Klienten, der Abwicklung eines Konkurs-
verfahrens oder nach Ablauf von drei Jahren aufgelöst worden.
Anhand des außerhalb des Streitzeitraumes liegenden Beispielfal-
les „Ladislav E“, in welchem sie von der beruflichen Verschwiegen-
heitsverpflichtung entbunden worden sei, erläuterte sie die Art der
Berechnung der Rückstellungen.

Spruch:

Abweisung der Beschwerde als unbegründet.

Aus den Gründen:

Gem § 9 Abs 1 EStG 1988 idF Steuerreformgesetz 1993,
BGBl 1993/818, können Rückstellungen nur gebildet werden für
1. Anwartschaften auf Abfertigungen, 2. laufende Pensionen und
Anwartschaften auf Pensionen, 3. sonstige ungewisse Verbindlich-
keiten, 4. drohende Verluste aus schwebenden Geschäften. § 9
Abs 3 EStG 1988 legt als Voraussetzung für die Bildung einer Ver-
bindlichkeitsrückstellung fest, dass im jeweiligen Einzelfall konkret
nachgewiesen wird, dass mit dem Vorliegen oder dem Entstehen
der Verbindlichkeit ernsthaft zu rechnen ist. Es ist unstrittig, dass im
konkreten Fall der Nachweis nicht erbracht wurde. Wenn die Bf im
Verwaltungsverfahren vorgebracht hat, erst durch die Vorlage der
Unterlagen würde der befürchtete Schaden konkret drohen, hat sie
damit zum Ausdruck gebracht, dass bei Unterbleiben dieser Vor-
lage keine konkreten Umstände vorliegen, nach denen mit dem
Entstehen einer Verbindlichkeit ernsthaft zu rechnen ist. Schon aus
diesem Grunde konnte die bel Beh davon ausgehen, dass die Vo-
raussetzungen für die Bildung von Rückstellungen nicht vorlagen.

Anmerkung:

1. Der vorliegende Fall betraf eine bilanzierende Steuerberatungs-
GmbH, die via Maßgeblichkeit des Handelsrechts nach § 5 EStG
zur Bildung steuerlicher Rückstellungen – soweit sie das Steuerrecht
auch erlaubt – verpflichtet gewesen ist. Im Abgabenverfahren kon-
zentrierte sich der Streit dabei auf die Frage der geeigneten Nach-
weisform von Beratungsfehlern, die der Finanzverwaltung nicht
gleich selbst die entscheidenden Hinweise zu deren „Enttarnung“
gibt. In Diskussion waren insbesondere zwei Wege, nämlich eine
Überprüfung der Berechtigung des Rückstellungsansatzes durch
unbeteiligte Wirtschaftstreuhänder oder eine „anonymisierte“
Übermittlung der Unterlagen (des Schriftverkehrs) an das FA. Die
erste Variante ist im Gesetz jedoch nicht vorgesehen, auch wenn
die Unbeschränktheit der Beweismittel nach § 166 BAO die Ein-
bindung Dritter in das Abgabenverfahren nicht völlig ausschließt.
Die zweite Variante kann trotz Anonymisierung die Gefahr der ei-
genen Aufdeckung nicht gänzlich bannen, weil sich auch aus dem
anonymisierten Schriftverkehr oft Indizien auf einen kleinen Kreis
möglicher Unternehmer ergeben werden. Dessen Vorlage steht
dann nach wie vor im Spannungsfeld zur standesrechtlichen Ver-
schwiegenheitspflicht des Beraters.

2. Die Argumentation des VwGH erspart jedoch das Nachdenken
über geeignete Nachweiswege, lehnt der Gerichtshof den Rück-
stellungsansatz doch schon auf einer gedanklich früheren Stufe ab:
Solange noch kein Verdacht auf steuerrechtliche Ungereimtheiten
nach außen gedrungen sei, könne mit dem Entstehen der Verbind-
lichkeit noch gar nicht iSd § 9 Abs 3 EStG „ernsthaft gerechnet“
werden. Dafür ist nach der allgemeinen VwGH-Judikatur erforder-
lich, dass „ein wirtschaftlich das abgelaufene Wirtschaftsjahr be-
treffender Aufwand [. . .] mit einer gewissen Wahrscheinlichkeit
voraussehbar ist“ (VwGH 15. 12. 1990, ÖStZB 1990, 421). Die
bloß mögliche Inanspruchnahme reicht zur Rückstellungsbildung
nicht (VwGH 30. 9. 1987, 86/13/0153, ÖStZB 1988, 258;
18. 1. 1994, 90/14/0124; ÖStZB 1994, 575), diese muss viel-
mehr auf Basis konkreter Anhaltspunkte wahrscheinlicher als die
Nichtinanspruchnahme sein (VfGH 9. 12. 1997, G 403/97,
ÖStZB 1998, 119ff; vgl auch BFH BStBl 1985, II 44). Teilweise
hat der VwGH in besonderer Strenge sogar darauf abgestellt, dass
mit der Inanspruchnahme nicht nur mit überwiegender, sondern mit
„größter Wahrscheinlichkeit“ gerechnet werden müsse (VwGH
28. 3. 2000, 94/14/0165 und 7. 8. 2001, 97/14/0066 zu
Gewährleistungsrückstellungen – s dazu Barborka, RdW 2003/
46).

3. Im vorliegenden Fall hat die Bf nun aber – außer dem eigene
Wissen um ihre Fehler – keine besonderen Anhaltspunkte für eine
Aufdeckungsgefahr des Beratungsfehlers beim Klienten (und damit
in der Folge für ihre eigene Inanspruchnahme) dargetan. Als sol-
che wären eine Beanstandung der Steuertransaktion beim Klienten
durch den Betriebsprüfer (vgl dazu BFH 27. 11. 2001, VIII R 36/
00, BStBl 2002 II 731), mediale Kritik an den Bilanzierungsan-
sätzen des betroffenen Klienten (vgl Artmann, RdU 2000, 3ff) oder
vielleicht auch schon eine vom BMF verkündete Schwerpunktaktion
zur Überprüfung eines steuerlichen Ansatzes bei allen Unterneh-
men einer gewissen Branche in einem eingegrenzten Zeitraum in
Betracht gekommen. Ein bloßes Entdecken des Beratungsfehlers
durch den Klienten und ein daraufhin von diesem verfasstes „Droh-
schreiben“ an den Berater, diesen im Falle abgabenrechtlicher
Nachzahlungen wegen des Beratungsfehlers im Regresswege in
Anspruch zu nehmen, dürfte dagegen angesichts der Apodiktik
des VwGH für eine Rückstellungsdotation auch nicht ausreichen.
Eine solche rein interne Aufdeckung erhöht nämlich insofern die
Wahrscheinlichkeit der letztlichen Inanspruchnahme des Beraters
nicht, als sie ja nach wie vor unter der Bedingung einer behördli-
chen „Entdeckung“ steht.

4. In Deutschland wird für eine Rückstellungsbildung ganz grund-
sätzlich verlangt, dass die verpflichtungsbegründenden Tatsachen
der Abgbeh bekannt sind oder dass deren Aufdeckung durch sie
unmittelbar bevorsteht (s BFH 27. 11. 2001, VIII R 36/00, BStBl
2002 II 731 mwN zum Wissen eines Steuerpflichtigen um eine
Abgabenhinterziehung durch ihn). Seit dem VwGH-Erk 94/15/
0089 vom 10. 10. 1996 zur Frage der Zulässigkeit einer Rückstel-
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2. Auflage

Inhalt des MANZ-Kurzkommentars:
• Umfangreiche neue Literatur seit 1992.
• Das Kapitel über die Risikohaftung des Dienstgebers

ist wegen aktueller und zunehmender Bedeutung aus-
gebaut worden

• Auf den Begriff der Arbeitnehmerähnlichkeit wird
noch ausführlicher eingegangen (neue Selbst-
ständige, Werkvertragsregelung, Telearbeit).

• Die aktuellen Entwicklungen der Judikatur wurden
berücksichtigt

• Anhänge: § 213a ASVG samt Richtlinien und Art 6
EVÜ sind neu aufgenommen worden.

2. Auflage 2004. XXXII, 290 Seiten. Geb. EUR 58,–
ISBN 3-214-04077-4

lung für eine Alttanksanierung bei Betriebseinstellung einer Tank-
stelle besteht in Österreich nun aber Streit, ob der VwGH hier
gegenüber dem BFH eine liberalere Position ohne Notwendigkeit
einer (bevorstehenden) Behördenkenntnis für ein „ernsthaftes Rech-
nen“ iSd § 9 Abs 3 EStG vertritt (so Barborka, SWK 1997, S 235
sowie ders, SWK 1999, W 53). Im Schrifttum wurde aber bereits
darauf hingewiesen, dass eine Tankstelle einen derart augen-
scheinlichen „Gefahrenbetrieb“ darstellt, dass bei deren Auflas-
sung schon allein deswegen mit einer einschlägigen behördlichen
Kontrolle und damit Inanspruchnahme zu rechnen ist (so Mayr,
RdW 1998, 574f), sodass es letztlich auch hier darauf angekom-

men sei, ob mit der Behördenkenntnis (mit hoher Wahrscheinlich-
keit) in Zukunft zu rechnen sei. Für abgabenrechtliche „Altlasten“
hat der VwGH nun jedenfalls eine solche Augenscheinlichkeit ver-
neint und eine bilanzielle Vorsorge für bloß intern bekannte Bera-
tungsfehler abgelehnt. Diese restriktive Linie stärkt auch die grund-
sätzliche Auffassung, dass für eine Rückstellungsbildung die Ge-
fahr einer Inanspruchnahme stets durch externe Indizien erhärtet
sein muss, die letztlich auch ein behördliches Vorgehen als wahr-
scheinlich erscheinen lassen.

Franz Philipp Sutter
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lassungsanspruch gegen eine im ver-
einfachten Verfahren nach § 359b
GewO genehmigte Anlage

30. Schinkele, Brigitte: Der „Streit“
um das islamische Kopftuch. Kommen-
tar zu BVerfG 24. 9. 2003, 2 BvR
1436/02 (unter Berücksichtigung von
BAG 10. 10. 2002, 2 AZR 472/01;
BVerfG 30. 7. 2002, 1 BvR 792/03)

Der Sachverständige
4/2003, 177. Schlager, Josef: Liegen-

schaftsbewertung im Steuerverfahren

Steuer- und Wirtschaftskartei
1, S 24. Arnold, Wolf-Dieter: Der

Kampf ums (so genannte Behalte-)
Recht (der Gemeinden) – Getränke-
steuer: Ab ins Verfahrensrecht! Be-
weisfragen der Bereicherung (und da-
mit nicht nur der Überwälzung auf
den Letztverbraucher) sind zu klären

W 1. Gruber, Johannes Peter: Eigen-
kapital ersetzende Gesellschafterleis-
tungen. Die neuen Regelungen im
Überblick

2, W 8. Fraiss, Thomas: Neues zum
E-Commerce-Gesetz. Informations-
und Kennzeichnungspflichten im elekt-
ronischen Geschäftsverkehr

Wettbewerb in Recht und Praxis
1, 45. Lindemann, Christian und

Markus Bauer: Fabrikverkauf, Lager-
verkauf, Hersteller-Direkt-Verkauf und
Factory Outlet – Werbung am Rande
der Legalität

75. Gamerith, Helmut: Die Verwir-
kung im Urheberrecht

Wirtschaftsrechtliche Blätter
12/2003, 553. Faber, Wolfgang: Ge-

winnzusagen und verständige Ver-
braucher

561. Handig, Christian: Das Her-
kunftslandprinzip im Gesellschafts-
recht – Das EuGH-Erkenntnis „Inspire
Art“

566. Dobrowz, Wilfried: Rechtssa-
che Köbler – Neues zur Staatshaftung
in Österreich

Indexzahlen 2003: Nov. Dez.

Berechnet von Statistik Austria

Index der Verbraucherpreise 2000 (� 2000 = 100) 106,3 106,5*)

Großhandelsindex (� 2000 = 100) 103,4 103,6*)

Verkettete Vergleichsziffern

Index der Verbraucherpreise 96 (� 1996 = 100) 111,8 112,0*)

Index der Verbraucherpreise 86 (� 1986 = 100) 146,3 146,5*)

Index der Verbraucherpreise 76 (� 1976 = 100) 227,4 227,8*)

Index der Verbraucherpreise 66 (� 1966 = 100) 399,1 399,8*)

Verbraucherpreisindex I (� 1958 = 100) 508,4 509,4*)

Verbraucherpreisindex II (� 1958 = 100) 510,0 511,0*)

Lebenshaltungskostenindex (April 1945 = 100) 4467,4 4475,8*)

Kleinhandelsindex (März 1938 = 100) 3850,2 3857,4*)

Großhandelsindex (� 1996 = 100) 106,5 106,7*)

Großhandelsindex (� 1986 = 100) 111,1 111,3*)

Großhandelsindex (� 1976 = 100) 147,9 148,1*)

Großhandelsindex (� 1964 = 100) 246,2 246,7*)

Großhandelsindex (März 1938 = 100) ohne MWSt 2401,9 2406,5*)
Zahlenangaben ohne Gewähr

*) vorläufige Werte
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Wohnrechtliche Blätter

12/2003, 345. Würth, Helmut: Der Mie-
ter des Wohnungseigentümers

349. Mayr, Peter G.: Die Entwick-
lung der wohnrechtlichen Schlich-
tungsstellen

Zeitschrift für Arbeitsrecht
und Sozialrecht

6/2003, 244. Friedrich, Michael und
Beatrix Karl: Auftrags- und Funktions-
nachfolge als Betriebsübergang. A
never ending story

254. Reissner, Gert-Peter: Zur Ar-
beitgeberkündigung nach Betriebs-
übergang. Zugleich eine Besprechung
der E OGH 9 ObA 97/02h

Zeitschrift für Insolvenzrecht
und Kreditschutz

6/2003, 187. Grininger, Christian: Of-
fene Fragen der Entlohnung des Mas-
severwalters gem § 82d KO für die
Verwertung einer Sondermasse, der
Beiziehung von Dritten und deren Ent-
lohnung

192. Nunner-Krautgasser, Bettina:
Das Ausmaß des Stimmrechts der Zes-
sionare im Zwangsausgleich

197. Zeitler, Thomas: § 48 Abs 4
KO und pfandweise Beschreibung

Zeitschrift für Verkehrsrecht

1, 4. Walter, Robert: Sorgfaltsmaß-
stab bei der Präparierung von Pisten
mit Seilwinden

6. Reindl, Peter und Johannes
Stabentheiner: Tourengeher auf Schi-
pisten – Behinderungen durch Schier
und andere Sportgeräte bei Schihüt-
ten

31. Riccabona-Zecha, Claudia:
Drängeln auf Autobahnen. Nötigung
durch dichtes Auffahren und Licht-
hupen?

Für Sie gelesen

■ Privatsphäre und Überwachungsstaat.
Sicherheitspolizeiliche und nachrichten-
dienstliche Datenermittlung im Lichte
des 8 EMRK und der Art 9–10a StGG.
Ewald Wiederin. Veröffentlichungen
des Ludwig-Bolzmann-Institutes für Ge-
setzgebungspraxis und Rechtsanwen-
dung/MANZ-Verlag, Wien 2003.
244 Seiten, E 54,–.

Schon 1997, als Lauschangriff und Raster-
fahndung als Instrument der Aufklärung
von Straftaten eingeführt wurden, gab es
eine intensive politische und literarische
Diskussion über Grundsätzliches und De-
tails dieser Regelung. Seit dem Anschlag
auf das World Trade Center in New York
am 11. 9. 2001 hat sich diese Diskussion
wesentlich verstärkt und den Regierungen
in aller Welt wird vorgeworfen, dass sie
ihre Bürger in einen Überwachungsstaat
zwängen wollen. Wiederin ist in seiner
hochinteressanten Untersuchung – soweit
ersichtlich – erstmals in Österreich im De-
tail der Frage auf den Grund gegangen,
in wieweit auch in Österreich Tendenzen
zu einem Überwachungsstaat auf rechtli-
cher Ebene bemerkbar seien. In der Einlei-
tung weist Wiederin zunächst auf die ver-
schiedenen Möglichkeiten der modernen
Technik hin, Informationen über Personen
zusammenführen. Sei es durch die Verbes-
serung der Videotechnik in den letzten
Jahren, sei es durch die Möglichkeit, na-
hezu lückenlose Bewegungsprofile über
die Benutzer von Mobiltelefonen zu erstel-
len, sei es durch die kurz vor dem Durch-
bruch stehenden biometrischen Systeme,
die eine wesentliche Verbesserung in der
Personenidentifikation bedeuten oder
durch neuronale Netze, die selbständig
von der Norm abweichendes Verhalten er-
kennen, melden und registrieren können.
Wiederin beginnt die rechtliche Untersu-
chung mit dem verfassungsrechtlichen
Schutz der Privatsphäre, wo er die rele-
vanten Grundrechte untersucht. Kern des
Buches ist die Untersuchung der sicher-

heitspolizeilichen Datenermittlung, wo der
Autor Bild- und Tonaufzeichnung, die Tele-
fonüberwachung, den Datenabgleich, die -
Sicherheitsüberprüfung und weitere Maß-
nahmen, die im Sicherheitspolizeigesetz
vorgesehen sind, erörtert. Ebenso einge-
hend ist die Untersuchung der nachrichten-
dienstlichen Datenermittlung. Wiederin
kommt am Endedes Buches zum Ergebnis,
dass auf grundrechtlicher Ebene in Öster-
reich kein Orwell’scher Überwachungs-
staat zu befürchten sei. Es erleichtert, dass
Wiederin weiters zum Ergebnis kommt,
dass es auch auf einfachgesetzlicher
Ebene im vergangenen Jahrzehnt gelun-
gen sei, vorrechtsstattliche Enklaven zu
beseitigen und sowohl im Sicherheitspoli-
zeirecht als auch im Militärbefugnisrecht
gesetzliche Grundlagen für die Sammlung
und Verwertung von Informationen zu
schaffen. Dennoch spart Wiederin aber
nicht mit Kritik über „leere Worthülsen“,
die die Verwaltung nur scheinbar binden
und über Ermächtigungen, die lediglich
durch den Grundsatz der Verhältnismä-
ßigkeit gezügelt wurden, was in Teilberei-
chen zu einem Rechtszustand führe, der
an die polizeiliche Generalermächtigung
aus dem Jahr 1929 erinnere: Im Rahmen
des Verhältnismäßigen sei fast alles er-
laubt, was der Aufgabenerfüllung diene.
Am schwersten wiegt nach der Ansicht
Wiederins, dass die von Überwachungs-
maßnahmen betroffenen Personen von
der Überwachung in aller Regel nichts
erfahren. Dieser Verzicht auf Verständi-
gung der Betroffenen stelle die Privat-
sphäre insgesamt aufs Spiel und es be-
stehe Gefahr, dass noch so perfekte recht-
liche Sicherungen zu einer potemkinschen
Fassade verkommen würden, die Recht-
staatlichkeit suggeriere, obwohl hinter ihr
die Nachrichtendienste in ungebrochenen
obrigkeitsstaatlichen Strukturen ihre Neu-
gierde stillen. Dies sind sehr deutliche
Worte in einer juristischen Abhandlung
und dementsprechend spannend – für ein
juristisches Buch – liest sich das Werk
Wiederins.

Rainer Knyrim
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■ Das Recht der Pfandbriefe und Hypo-
thekenbanken in Vergangenheit und
Gegenwart. Von Leopold-Michael
Marzi. Verlag Peter Lang, Europäischer
Verlag der Wissenschaften, Frankfurt
2002. 213 Seiten, Paperback, E 39,–.

Das Werk fasziniert den Leser durch eine
erstmals durchgängig und umfassend dar-
gestellte historische Abhandlung der Ent-
wicklung der Pfandbriefe und der Hypo-
thekenbanken in Österreich und Deutsch-
land.

Dabei nimmt der Autor den Leser mit auf
eine spannende Zeitreise und stellt die
wirtschaftlichen und gesellschaftlichen
Umstände der letzten drei Jahrhunderte so
anschaulich dar, dass die rechtlichen
Entwicklungen des Bodenkreditwesens ver-
ständlich und entwicklungsdynamisch
nachvollziehbar als unmittelbare Folgen
ihrer Zeit gesehen werden.

Gerade die österreichische Rechtsge-
schichte ließ bisher eine derartig vollstän-
dige Darstellung vermissen und werden
die ereignisreichen Jahre von 1848 bis
1900 spannend und lebensnah vorge-
stellt.

Die wissenschaftliche Theorie des „ius
dormiens“ ist eine sehr anschauliche und
lebensnahe Methodik des Verfassers, um
die Rechtsfolgen einer Insolvenz einer
Hypothekenanstalt zu verdeutlichen. Die
besonders hohe Anlegersicherheit des
Pfandbriefes als Geldanlage und die ein-
zigartige besondere Absicherung der
Pfandgläubiger in den jeweiligen national
verschiedenen Rechtsordnungen wird her-
vorgestrichen und gelang es dem Autor,
dabei stets im Stil und Ausdruck lebendig
zu wirken und die ungeteilte Aufmerksam-
keit des Lesers nicht zu verlieren.

Für alle Interessierten und mit Pfandbrief-
wesen befassten Kreise stellt dieses Werk
eine enorme Bereicherung dar und kann
daher uneingeschränkt auch an rechtshis-
torisch interessierte Leser empfohlen wer-
den.

Wolfgang Heufler

■ Kommentar zur Gewerbeordnung. Von
Arnold Gerscha / Clemens M. Steuer.
Wien 2002, Weka Verlag, 3270 Sei-
ten, Loseblattwerk, E 240,–.

In gewohnt übersichtlicher Weise bietet
das vorliegende Loseblatt-Werk mit der
beiliegenden Muster-Diskette eine anwen-
derfreundliche Unterstützung bei Proble-
men im Zusammenhang mit der Gewerbe-
ordnung. Ein umfangreiches Stichwortver-
zeichnis sowie ein Gewerbespiegel helfen
beim Auffinden der relevanten Sachge-
biete. Den Kern des Werkes bildet die im
Register 3 enthaltene Wiedergabe des Ge-
setzestextes samt Erläuterungen. Hier kann
der Benutzer allgemeine Themen, wie die
Voraussetzungen für die Ausübung von
Gewerben nachlesen, er findet aber auch
so spezifische Informationen wie etwa die
Immissionsgrenzwerte von Schwefeldioxid
oder Schwebestaub in der Luft. Sehr aus-
führlich wird auch im Register 4 die Judika-
tur zur Gewerbeordnung dargestellt. Hier-
bei werden zunächst die Entscheidungen
des VwGH, beginnend mit einer Entschei-
dung aus dem Jahr 1981 wiedergegeben.
Im jüngsten zitierten Erkenntnis des VwGH
vom 5. 9. 2001, Zl 2001/04/0142
sprach dieser beispielsweise aus, dass es
keine unsachliche Benachteiligung des ge-
werberechtlichen Geschäftsführers gegen-
über den übrigen Dienstnehmern darstelle,
dass der gewerberechtliche Geschäfts-
führer frei von Verurteilungen iS des § 13
Abs 1 GewO sein muss. In der Folge
werden auf 280 Seiten Erkenntnisse des
VfGH zur Gewerbeordnung erläutert.
Nach einigen einschlägigen Entscheidun-
gen des OGH findet sich auch Rechtspre-
chung des EuGH in dem Werk, so zB ein
Urteil des Gerichtshofes vom 7. 5. 1998
im Rahmen eines vom VwGH vorgelegten
Ersuchens um Vorabentscheidung. Sämt-
liche Entscheidungen sind lesergerecht auf-
bereitet, indem zunächst deutlich hervor-
gehoben das Thema bzw der Leitsatz an-
geführt wird. Nach der Wiedergabe des
Erkenntnisses finden sich teilweise Anmer-
kungen zu diesen, mit welchen der Leser

auf wesentliche Inhalte der jeweiligen Ent-
scheidung aufmerksam gemacht wird.
Nach Jahreszahlen gestaffelte Übersichten
erleichtern das Auffinden der einzelnen Er-
kenntnisse. Europäisches Recht ist in dem
Werk nicht auf die genannten EuGH-Ent-
scheidungen beschränkt. Ein eigenes Re-
gister beschäftigt sich mit einschlägigen
europarechtlichen Normen.

Die Mustersammlung im Register 5 des
Kommentars – wiedergegeben auch auf
der Muster-Diskette – unterstützt den Prakti-
ker bei der Gewerbeanmeldung. Neben
den bereits angeführten Komplexen bein-
haltet das Loseblatt-Werk noch Erlässe zur
Gewerbeordnung, ferner ein Register über
erforderliche Befähigungsnachweise so-
wie ein Register, in welchem technische
und anlagenspezifische Normen darge-
stellt werden.

Das anwenderfreundliche und praxisnahe
Werk kann all jenen empfohlen werden,
die eine Tätigkeit im Rahmen der Gewer-
beordnung entfalten wollen.

Vera Noss

■ Grundriss des österreichischen Wirt-
schaftsrechts, auf der Grundlage des
von Karl Wenger herausgegebenen
„Grundriss des österreichischen Wirt-
schaftsrechts“. Herausgegeben von
Bernhard Raschauer, 2. Auflage, Ver-
lag Manz, Wien, 2003. 448 Seiten,
br, E 53,50.

Das öffentliche Wirtschaftsrecht hat sich
seit dem Erscheinen des Grundrisses von
Wenger sehr verändert, nicht zuletzt durch
den Beitritt Österreichs zur Europäischen
Gemeinschaft und die europäischen Libe-
ralisierungsvorgaben der letzten Jahre.
Unter der Herausgeberschaft von Ra-
schauer haben es namhafte Autoren über-
nommen, das österreichische öffentliche
Wirtschaftsrecht als Grundriss/Lehrbuch
neu darzustellen.

Raschauer selbst widmet sich in einem all-
gemeinen Teil „Wirtschaftsverfassungs-
recht und Gemeinschaftsrecht“. Er behan-
delt darin ua auch das geltende Wirt-
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schaftsverfassungsrecht und widmet sich
relativ genau dem rechtsstaatlichen Prinzip
und dem Gleichheitssatz. Pauger stellt das
Gewerberecht systematisch dar. Schäffer
gibt Einblick in die Wirtschaftsaufsicht
über Eisenbahnen, Straßentransport, Luft-
fahrt, Binnenschifffahrt, Rohrleitungen,
Kommunikationswirtschaft, Energiewirt-
schaft und Finanzunternehmen. Puck be-
schäftigt sich mit dem Wirtschaftslenkungs-
recht, insb. dem Preisrecht, der Versor-
gungssicherung, der Agrarmarktordnung
und dem Außenhandelsrecht. K. Korinek
stellt (unter Mitarbeit von S. Denk) das Ver-
gaberecht systematisch dar. Rebhahn
bringt einen Überblick über das Beihilfen-
und Subventionsrecht. Potacs widmet sich
dem Recht der öffentlichen Unternehmen
und gibt dabei insb auch einen Überblick
über Art 86 EV.

Das Werk bildet eine wertvolle Bereiche-
rung des Schrifttums zum öffentlichen Wirt-
schaftsrecht und eignet sich insb sehr für
das Erlangen eines schnellen Überblicks
über die jeweils betroffene Materie.

Reinhard Schanda

■ Leitfaden für Unternehmensgründer –
Steuerrecht. Von Klaus Hilber. Praxis-
handbuch, Verlag Österreich, Wien
2003, br, E 19,80.

Hilbers Buch hält, was der Titel verspricht.
Jeder, der den Sprung in die Selbständig-
keit wagt, wird früher oder später mit dem
österreichischen Steuer- und Sozialrecht
durch das örtlich zuständige Finanzamt
und die Gebietskrankenkasse konfrontiert.
Dem Autor ist zu danken, eine „leicht ver-
ständliche Einführung in das Steuerrecht
sowie die gewerbliche Sozialversiche-
rung“ (so der Untertitel des Bändchens) ge-
schaffen zu haben. Auf der Höhe der Zeit
gibt Hilber einen ausgezeichneten Über-
blick zur Gewinnermittlung, der Begünsti-
gungen für Gründer nach dem NeuFÖG,
wichtigen umsatzsteuerrechtlichen Fragen
sowie zu den Grundzügen der Buchhal-
tung. Die meist als spröde empfundene
Materie des Sozialversicherungsrechts ver-

liert durch den gewählten praxisnahen Zu-
gang viel von ihrem „Schrecken“.

Das Studium des Abschnittes G (Seite
105 ff) steht unter dem Motto „Der erste
Mitarbeiter – was nun!“ und sei jedem
Jungunternehmer besonders empfohlen.
Ein kurzes Glossar zu den wichtigsten
Begriffen sowie die im Anhang dokumen-
tierten Formulare, aufgelockert durch meh-
rere instruktive Abbildungen runden das
kleine, aber feine Werk ab. Insgesamt er-
weist sich Hilbers „Leitfaden für Unterneh-
mensgründer: Steuerrecht“ als Pflichtlek-
türe für jeden Junganwalt, der nach be-
standener Prüfung, allein oder mit anderen
eine eigene Kanzlei eröffnet.

Clemens Thiele

■ Arbeitnehmererfindergesetz. Kommen-
tar zum Gesetz über Arbeitnehmererfin-
dungen. 4., völlig neu bearbeitete und
erweiterte Aufl. Von Kurt Bartenbach /
Franz-Eugen Volz. Carl Heymanns Ver-
lag, Köln 2002. XXXIV, 1.389 Seiten,
Ln, E 164,–.

Die große Mehrzahl aller Erfindungen
stammt heute von Dienstnehmern (Schät-
zungen schwanken zwischen 66 und
90%), weshalb dem Diensterfindungsrecht
hohe Bedeutung zukommt. Zwar bestehen
zwischen den österr Bestimmungen (§§ 6–
19 PatG) und dem deutschen Arbeitneh-
mererfinderrecht (vgl insb das deutsche
ArbeitnehmererfinderG von 1957 sowie
die „Richtlinien für die Vergütung von Ar-
beitnehmererfindern im privaten Dienst“)
auch wichtige Unterschiede (zB lehnte der
OGH die Anwendung der erwähnten
„Vergütungsrichtlinien“ in Österreich aus-
drücklich ab, vgl ÖBl 1979, 59 – Dünge-
mittelzusatz); dennoch ermöglicht die – im
Großen und Ganzen bestehende – Ähn-
lichkeit der deutschen Rechtslage dem
österr Rechtsanwender den Rückgriff auf
die deutsche Lit.

An der Spitze dieser umfangreichen Fach-
literatur steht der „Bartenbach/Volz“, der
Standardkommentar zum deutschen Ar-
beitnehmererfinderG. In seinem Detail-

reichtum lässt dieses Werk kaum Fragen
offen. Die präzise Sprache, Gliederungs-
übersichten sowie umfangreiche Entschei-
dungs- und Sachregister machen die Ar-
beit mit diesem Kommentar äußerst frucht-
bringend.

Neben der sorgfältigen Einarbeitung der
Entwicklungen in Rsp, Lehre und Praxis der
(in Deutschland für Streitfälle zwischen Ar-
beitgeber und Arbeitnehmer beim Patent-
amt eingerichteten) „Schiedsstelle“ wird
gegenüber der Voraufl ua die mit 2002 in
Kraft getretene Gesetzesänderung über
Erfindungen an Hochschulen erläutert (das
„Hochschullehrerprivileg“, wonach Univer-
sitätslehrer über ihre Erfindungen weitge-
hend frei verfügen durften, ist nunmehr
weggefallen).

Fazit: Bei komplizierteren Fragen zum
Diensterfindungsrecht kommt man an die-
sem Werk (auch in Österreich) nicht vor-
bei.

Georg Reitböck

■ Öffentliche Bücher und Datenbanken
des Bundes. Elektronisches Grundbuch,
Firmenbuch, Melderegister, Gewerbe-
register in organisatorischer, techni-
scher und wirtschaftlicher Sicht; prakti-
sche Verwendung und Rechtsgrund-
lagen. Von Isabella Koch / Dieter
Zoubek. – 1. Aufl. Neuer Wissenschaft-
licher Verlag, Wien 2003. 77 Seiten,
kart, E 19.80.

Seit der Inbetriebnahme des Online-
Grundbuchs im Jahr 1981 hat sich im Be-
reich der „öffentlichen Datenbanken“ eini-
ges getan. Mittlerweile ist ein Kanzlei-
betrieb ohne direkten Zugriff auf das
Grundbuch, das Firmenbuch, die Edikts-
datei und die weiteren zwischenzeitig zur
Verfügung stehenden Datenbanken des
Bundes fast nicht mehr vorstellbar.

Auf der anderen Seite sind durch diesen
Gewinn an Komfort auch die Anforde-
rungen an den „Anwender“ gestiegen.
Konnte man früher dem/der Gerichtsbe-
diensteten mitteilen, welchen Teil eines
Grundbuchsauszuges man benötigt, gilt es
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nun, im Internet oder einer speziellen Soft-
ware die entsprechenden Felder mit kor-
rekten Werten zu befüllen, um das ge-
wünschte Ergebnis zu erhalten. Zwar sind
zu allen verfügbaren Datenbanken ent-
sprechende Hilfen vorhanden, diese kön-
nen jedoch naturgemäß selten alle offenen
Fragen beantworten. Hinzu kommt, dass
der „Anwender“ in diesem, stetigen Ände-
rungen unterworfenen Bereich oft gar nicht
weiß, welche Datenbanken ihm eigentlich
zur Verfügung stehen und welche Möglich-
keiten diese bieten.

Mit dem nun von Dipl.-Ing. Dieter Zoubek
und Dr. Isabella Koch verfassten Buch
„Öffentliche Bücher und Datenbanken des
Bundes“ sollten die bei der Nutzung der
verschiedenen Datenbanken auftretenden
Probleme und „Fallstricke“ jedoch der Ver-
gangenheit angehören. Auf rund 80 Sei-
ten beschreiben die beiden Autoren, die
seit Jahren als IT-Dienstleister im Bereich

„öffentliche Datenbanken“ erfolgreich tä-
tig sind, umfassend, kompetent und ver-
ständlich alle derzeit verfügbaren öffentli-
chen Datenbanken (mit Ausnahme des
Rechtsinformationssystems des Bundes –
RIS), die da wären: Grundbuch, Firmen-
buch, Zentrales Melderegister, Geschäfts-
behelfe des Exekutionsverfahrens, Edikts-
datei des Bundes, Zentrales Vereinsregis-
ter (derzeit noch in Entwicklung – geplan-
ter Start 2004), Zentrales Gewerberegister
und Europäisches Firmenbuch.

Dabei beschränken sich die Autoren je-
doch nicht auf eine allgemeine Übersicht,
sondern gehen im Detail auf jede der Da-
tenbanken ein, zeigen Beispielabfragen
und geben konkrete Tipps zu den Abfrage-
möglichkeiten.

Darüber hinaus findet sich in dem Buch
neben einer Darstellung der verschiedenen
Rechtsgrundlagen auch eine Zusammen-
stellung der mit den öffentlichen Datenban-

ken befassten Providern samt Verrech-
nungsmodalitäten. Schließlich wird auch
noch auf die alternative Zugangsmöglich-
keit zu den genannten Datenbanken mit-
tels spezialisierter Abfragesoftware einge-
gangen und deren Möglichkeiten be-
schrieben.
Wie heißt es am Anfang des Buches so
schön: „Dieser Band soll mehrere Aufga-
ben erfüllen: Vermittlung der Rechtsgrund-
lagen im Umfeld der öffentlichen Daten-
banken, Erläuterung des Inhaltes der Da-
tenbanken, Entscheidungshilfe für den rich-
tigen Zugang zu den Datenbanken, Ent-
scheidungshilfe für die optimale Anwen-
dung der Datenbank, Kalkulationsgrundla-
gen für die Anbieterentscheidung“. Diese
selbst gestellten Aufgaben haben die Auto-
ren mit Bravour gemeistert, weswegen die-
sem Buch in jeder Bibliothek ein Fixplatz
reserviert werden sollte.

Michael Leissner
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Anzeigen

Übernehme Substitutionen in Wien und Umgebung, auch kurzfris-
tig, in Zivil- und Strafsachen (BG I und BG-HS Nähe), auch Verfah-
renshilfe und Rechtsmittel. Dr. Christa Scheimpflug, Rechtsanwalt,
Erdberger Lände 6, 1030 Wien.

Telefon (01) 713 78 33 und 712 32 28, auch außerhalb der
Bürozeiten, Telefax 713 78 33-74 oder Mobiltelefon (0676)
603 25 33 und (0664) 430 33 73, e-mail: scheimpflug@aon.at

■

RA Dr. Klaus Estl, Schanzlgasse 4a, 5020 Salzburg (100 Meter
vom Landes- und Bezirksgerichtsgebäude Salzburg entfernt), über-
nimmt Substitutionen in Zivil-, Straf- und Verwaltungssachen.

Telefon (0662) 84 31 64, Telefax (0662) 84 44 43, e-mail:
gassner.estl@salzburg.co.at

■

RA Dr. Michael Drexler, 1090 Wien, Hörlgasse 4/5, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen.

Telefon (01) 317 42 88, Telefax 317 42 88-20.

■

RA Dr. Elisabeth Nowak, 1190 Wien, Gymnasiumstraße 68/6,
Telefon (01) 369 59 34, Telefax (01) 369 59 34-4, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen in Wien und Umgebung,
insbesondere vor den Bezirksgerichten Döbling und Hernals.

■

Substitutionen in Salzburg und Umgebung, vor Gerichten, Ämtern
und Behörden, macht für Sie Dr. Christian Greinz, RA, 5020 Salz-
burg, Fürstenallee 50, Telefon (0662) 82 57 53, Telefax (0662)
82 57 05, Mobiltelefon (0664) 410 10 25, Privatanschluss
(0662) 84 08 15, durchgehend erreichbar.

■

RA Dr. Helmut Denck, 1010 Wien, Fütterergasse 1, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen.

Telefon (01) 535 60 92, Telefax (01) 535 53 88.

■

RA Dr. Christian Adam, 5020 Salzburg, Sigmund Haffner-Gasse 3,
übernimmt Substitutionen aller Art in der Stadt Salzburg.

Telefon (0662) 84 12 22-0, Telefax (0662) 84 12 22-6.

■

Substitutionen in Wien und Umgebung in Zivil- und Strafsachen
übernimmt RA Mag. Erich Hochauer, 1010 Wien, Fütterergasse 1.

Telefon (01) 532 19 99, Telefax (01) 535 53 88.

Substitutionen aller Art in Wien und Umgebung, insbesondere vor
den BG Liesing und Hietzing, übernimmt – auch kurzfristig –
RA Mag. Irene Haase, An der Au 9, 1230 Wien.

Telefon/Telefax (01) 888 24 71, (0676) 528 3114, durchgehend
erreichbar.

■

Substitutionen aller Art (auch in Straf- und Exekutionssachen) in
Wien und Umgebung (in Wien auch kurzfristig) übernehmen
die Rechtsanwälte Mag. Wolfgang Reiffenstuhl & Mag. Günther
Reiffenstuhl, Hofenedergasse 3/2, 1020 Wien.

Telefon (01) 218 25 70, Telefax (01) 218 84 60.

■

Substitutionen in Wien und Umgebung in Zivil- und Strafsachen
übernimmt RA Mag. Georg E. Thalhammer, 1010 Wien, Lugeck 7.

Telefon (01) 512 04 13, Telefax (01) 512 86 05.

■

Verfahrenshilfe in Strafsachen. RA Dr. Irene Pfeifer-Preclik, Rie-
mergasse 10, 1010 Wien, Telefon und Telefax (01) 512 22 90,
(0664) 302 53 56, übernimmt Substitutionen, auch Verfahrens-
hilfe in Strafsachen und Rechtsmittel.

■

RA Dr. Michaela Iro, 1030 Wien, Invalidenstraße 13, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen (auch Verfahrenshilfe) in
Wien und Umgebung und steht auch für die Verfassung von Rechts-
mitteln zur Verfügung. Jederzeit, auch außerhalb der Bürozeiten,
erreichbar.

Telefon (01) 712 55 20 und (0664) 144 79 00, Telefax (01)
713 07 54, e-mail: iro@aon.at

■

RA Dr. Thomas Würzl, 1010 Wien, Sonnenfelsgasse 3, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen.

Telefon (01) 532 27 80, Telefax (01) 533 84 39, e-mail: office.
wuerzl@chello.at

■

RA Mag. Johann Meisthuber, Vogelweiderstraße 55, 5020 Salz-
burg, übernimmt – auch kurzfristig – Substitutionen aller Art in
Salzburg und Umgebung.

Telefon (0662) 84 38 52, Telefax (0662) 84 04 94, e-mail:
RA-MEISTHUBER@AON.AT
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Schieben Sie es nicht auf die lange Bank. Um hoch hinaus-
zukommen, brauchen Sie nur zwei Dinge: den Willen und
das Potenzial dazu. Wie stark Ihr Potenzial im Europäischen
und Internationalen Recht auch bereits ist – es gibt immer
einen Weg, es noch zu steigern. Durch ein praxisorientiertes
Studium mit akademischem Abschluss an Europas einziger
staatlicher Weiterbildungsuniversität haben Sie die Chance
dazu. Worauf warten Sie? Ihr direkter Kontakt: Donau-
Universität Krems, Tel. 02732 / 893 – 2401
www.donau-uni.ac.at/euro
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RA Dr. Claudia Patleych, 1060 Wien, Mariahilfer Straße 45/5/
36, übernimmt – auch kurzfristig – Substitutionen aller Art in Wien
und Umgebung, auch Verfahrenshilfe in Strafsachen und Ausarbei-
tung von Rechtsmitteln.

Telefon (01) 585 33 00, Telefax (01) 585 33 05, Mobil (0664)
345 94 66, e-mail: claudia.patleych@aon.at

■

Substitutionen aller Art übernimmt RA Mag. Judith Eisenberg-
Mirecki, 1030 Wien, Reisnerstraße 25, Telefon (01) 714 82 44,
Mobil I (0699) 1063 19 00, Mobil II (0699) 1162 54 64; durch-
gehend erreichbar.

■

RA Dr. Rudolf Rammel, 2700 Wr. Neustadt, Purgleitnergasse 15,
übernimmt Substitutionen aller Art (auch Interventionen bei Voll-
zügen) vor den Gerichten in Wr. Neustadt, sowie vor den Bezirks-
gerichten Baden, Ebreichsdorf, Neunkirchen, Gloggnitz und Mürz-
zuschlag.

Telefon (02622) 834 94, Telefax (02622) 834 94-4.

■

RA Dr. Marcella Zauner-Grois, 1130 Wien, Am Platz 5, über-
nimmt Substitutionen – auch Verfahrenshilfe in Strafsachen – in

Wien und Umgebung, insb BG Hietzing, Meidling, Fünfhaus,
Liesing, Mödling und Purkersdorf.

Telefon (01) 876 54 21, Telefax (01) 877 59 11.

■

Wien: RA Mag. Katharina Kurz, 1130 Wien, Fleschgasse 34,
übernimmt Substitutionen in Wien und Umgebung.

Telefon (01) 877 38 90, Telefax (01) 877 38 90-6, Mobil (0664)
441 55 33.

■

RA Dr. Manfred Winkler, 1030 Wien, Henslerstraße 3/Ecke Gi-
gergasse (100 Meter vom neuen Justizzentrum Wien-Mitte ent-
fernt), übernimmt gerne Substitutionen bei allen dort befindlichen
Gerichten (Handelsgericht, BG f Handelssachen und BG Innere
Stadt Wien).

Telefon (01) 710 79 19, Telefax (01) 710 79 19-19.

■

Graz: RA Mag. Eva Holzer-Waisocher, 8010 Graz, Kreuz-
gasse 2c, übernimmt für Sie gerne – auch kurzfristig – Substitutio-
nen in Zivil- und Strafsachen in Graz und Umgebung.

Telefon (0316) 82 22 02, Fax (0316) 82 22 02-22, Mobil
erreichbar: 0676/310 48 52.
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Substitutionen in Strafsachen (auch Verfahrenshilfen) übernimmt
RA Mag. Astrid Wagner, 1010 Wien, Himmelpfortgasse 10.
Telefon (01) 513 26 76 oder 0699/10 88 40 40, Telefax (01)
512 38 14.

■

Substitutionen in Wien in Zivil- und Strafsachen übernimmt
RA Dr. Michael Kreuz, 1010 Wien, Herrengasse 6–8/Stiege 3,
Telefon (01) 535 84 11-0, Telefax (01) 535 84 11-15.

■

Italien: RA Dr. Ulrike Christine Walter, Hahngasse 25,
1090 Wien, und Via A. Diaz 3, 34170 Görz, Italien, steht öster-
reichischen Kollegen für Mandatsübernahmen und staatenüber-
greifenden Substitutionen aller Art zur Verfügung.
Telefon (01) 319 25 25, Telefax (01) 319 65 91, Mobil (0664)
253 45 16, e-mail: u.c.walter@aon.at

■

Deutschland: Zwangsvollstreckung, Titelumschreibung, Substitu-
tion. Rechtsanwalt aus München übernimmt sämtliche anwaltlichen
Aufgaben in Deutschland. Zuverlässige und schnelle Bearbeitung
garantiert!
Rechtsanwalt István Cocron, Franz-Joseph-Straße 11, 80801 Mün-
chen, Telefon (0049-89) 38 83 70-0, Telefax (0049-89)
38 83 70-10. Homepage: www.ra-cocron.de

■

U.S.A., Dr. Laurence Charles Fauth, amerikanischer Rechtsanwalt,
steht Kollegen in allen amerikanischen Rechtsangelegenheiten
gerne beratend und für Vertretungen zur Verfügung.
1010 Wien, Seilergasse 9, Telefon (01) 512 62 20, Telefax (01)
512 62 21, Mobil (0699) 192 418 29.

■

Slowenien – Rechtsanwalt Dr. Mirko Silvo Tischler, Trdinova 5,
SI 1000 Ljubljana, steht österreichischen Kollegen für Mandats-
übernahmen und cross-border Rechtssachen aller Art zur Verfü-
gung.
Telefon +386 (0) 434 76 12, Telefax +386 (0) 1 432 02 87,
e-mail: silvo.tischler@siol.net

■

London: Philip Moser, MA (Cantab), Barrister, Europarecht, Kollisi-
onsrecht und engl Recht, Beratung und Vertretung vor Gericht: The
Chambers of Jean Ritchie QC, 4 Paper Buildings, Temple, London
EC4Y 7EX, Telefon (004420) 7353 3366, Telefax (004420)
7353 5778.

Wirtschaftskanzlei Wien 8, Nähe Rathaus, bietet Kollegen in Re-
giegemeinschaft: Alleinige Nutzung von 2 großen repräsentativen
Altbauräumen, komplett möbliert und technisch ausgestattet, Mit-
benutzung der gesamten sonstigen Infrastruktur, Eignung auch als
Filialkanzlei für auswärtige Kollegen. Info: law@riess.co.at.

Telefon (01) 402 57 01.

■

Rechtsanwaltspartnerschaft in Innsbruck, zentrale Lage, mit gut ein-
geführter Kanzlei, sucht Kollegen/in mit abgeschlossener Rechts-
anwaltsausbildung für zunächst Regiegemeinschaft mit Perspektive
auf spätere Gemeinschaftsbeteiligung.

Zuschriften bitte an den Verlag unter Chiffre A-100695.

■

Virgen/Osttirol, neu errichtete Ferienwohnungen, 70 bis 110 m2,
zu verkaufen, auch als Vorsorgewohnung geeignet.

Dr. Reinhard Kraler Rechtsanwalt GmbH, 9900 Lienz, Johannes-
platz 4, Telefon (04852) 674 66.

Umfangreiche Bibliothek (mit BGBl I bis 2003, LGBl für Kärnten,
ÖJZ, Europäische Grundrechte-Zeitschrift alles gebunden, Kom-
mentare, VerfGH Slg bis 1991, VwGH Slg bis 1978 usw) abzuge-
ben.

Zuschriften bitte an den Verlag unter Chiffre A-100696.

■

Neu: Seminare zur Aus- und Fortbildung von RA-Kanzleikräften mit
hochqualifizierten Vortragenden ab 01/2004 in Wr. Neustadt.
Organisation und Auskunft: Karin Rammel, pA, RA-Kanzlei
Dr. Rudolf Rammel, Purgleitnergasse 15, 2700 Wr. Neustadt,
Telefon (02622) 83 4 94, Telefax (02622) 83 4 94-4, Mobil
0664/164 52 45, e-mail: ra@rammel.jet2web.at.

Nachfolger für moderne, etablierte Kanzlei in Bregenz mit Wirt-
schaftsschwerpunkt zu guten Bedingungen gesucht.
Zuschriften bitte an den Verlag unter Chiffre A-100676.

Büro in Miete: 1010 Wien – nächst Justizzentrum – repräsen-
tativ: saniertes Jugendstilhaus, Stubenring, 185 m2, 6 Zimmer
(dzt 8 durch Abtrennung), Flügeltüren, Marmorböden, Original-
stuck und -parkett, moderne Computerverrohrung, unbefristet,
2.231,67 vor USt Immobilien Engin-Deniz.
Telefon (01) 513 26 01.




